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Editorial: Automobilität, Ökologie, Krise 


Der Schwerpunkt der vorliegenden PRO- 
KLA ist breiter als ursprünglich geplant. 
Thematisiert werden die ökologische Krise 
sowie die mit dieser zusammenhängende 
Krise der (Auto-)Mobilität und der Auto- 
industrie. Thematisiert werden aber auch 
die Wirtschaftskrise in der Türkei und - 
anschließend an die Diskussion in Heft 191 
- die Verknappunggünstigen Wohnraums 
im finanzdominierten Akkumulationsre- 
gime. Aus unterschiedlichsten Gründen 
konnte der Schwerpunkt „Automobilität“ 
nicht in der geplanten ausführlicheren 
Form realisiert werden. Die drei Beiträge, 
die sich unmittelbar damit befassen, sind 
deshalb eingebettet in eine umfassendere 
Auseinandersetzung mit (ökologischen) 
Krisen des Kapitalismus. 

In jüngerer Zeit hat die PROKLA die 
ökologische Krise wiederholt zum Thema 
gemacht. So hatte Heft 184 (2016) die 
sozialen und politischen Auseinanderset- 
zungen um Energie zum Gegenstand, und 
in Heft 189 (2017) ginges um Land- und 
Ressourcenkonflikte. Die Perspektive war 
dabei stets eine politisch-ökologische: Die 
Ausbeutung von Ressourcen und die Über- 
lastungvon Senken wurden nicht nur unter 
dem Aspekt der Übernutzung analysiert, 
sondern vor allem unter dem der ungleichen 
Naturaneignung. Die ökologische Krise ist 
demnach eine Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse. Sie lässt sich nur dann 
angemessen begreifen, wenn das instrumen- 
telle, Arbeitskraft ebenso wie Ressourcen 
und Ökosysteme ausbeutende Naturver- 
ständnis sowie die daraus resultierenden 


Praktiken kapitalistischer Vergesellschaf- 
tung in Rechnung gestellt werden. 

Die Automobilität ist in diesem Zusam- 
menhang von besonderem Interesse. Wie 
kaum an einem anderen gesellschaftlichen 
Bereich lässt sich an ihr die ökonomische, 
infrastrukturelle, staatliche und alltagswelt- 
liche Verfestigung herrschaftsförmiger ge- 
sellschaftlicher Naturverhältnisse beobach- 
ten. Der Umgangmit den jüngsten, von der 
Autoindustrie und den mit ihr verbundenen 
Staatsapparaten (wie dem Verkehrsminis- 
terium und dem Kraftfahrtbundesamt in 
Deutschland) zu verantwortenden Skanda- 
len hat dies nur bestätigt: Obwohl bekannt 
ist, dass durch die von Dieselfahrzeugen 
ausgestoßenen Stickoxide jährlich Tausende 
von Menschen in Europa vorzeitig sterben, 
dass die für den Verkehr benötigte Fläche 
stetig zunimmt, dass das Wachstum des 
Verkehrs die technischen Verbesserungen 
an den Fahrzeugen auffrisst, so dass der 
Endenergieverbrauch steigt, und dass die 
Treibhausgasemissionen des Verkehrssek- 
tors 2017 um 3,8 Prozent über denen von 
1990, dem Referenzjahr der internationalen 
Klimapolitik, lagen (während die bei der 
Stromerzeugunganfallenden CO -Emissio- 


nen um 36 Prozent gesunken sind),! scheint 


1 Die Angaben beziehen sich auf Deutschland 
und sind verschiedenen Veröffentlichungen 
des Umweltbundesamtes entnommen. Sie 
beinhalten den gesamten Verkehrssektor, der 
neben dem Personen- und Güterverkehr auf 
der Straße auch die Seeschifffahrt und den 


Luftverkehr umfasst. Der Straßenverkehr ist 
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die Automobilität noch immer fest in den 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen, 
Alltagspraktiken, staatlichen Institutionen 
und physischen Infrastrukturen verankert 
zu sein. 

Nichtsdestotrotz zeichnen sich Ver- 
änderungen ab. Zunehmende politische 
Regulierungen der Autoproduktion und 
der entscheidenden Absatzmärkte der Au- 
toindustrie nicht nur seitens der EU oder 
der USA, sondern gerade auch in aufstre- 
benden Ökonomien wie der chinesischen 
erzwingen die Entwicklung und Produk- 
tion von Alternativen zum Verbrennungs- 
motor. Die globalen Verflechtungs- und 
Hierarchiestrukturen, die auf der Macht 
der Endhersteller oder der sogenannten 
Systemzulieferer beruhten, werden dabei 
durcheinandergewürfelt. Neue Konkur- 
renten auf dem Weltmarkt tauchen auf, 
bestehende Zulieferbeziehungen und 
geronnene Kräfteverhältnisse werden auf- 
gebrochen. Die Dematerialisierung der 
Produktion und die Elektromobilisierung 
bedrohen schon heute Standorte von Zulie- 
ferern für Verbrennungsmotoren, teilweise 
stehen sie vor der Schließung. Gleichzeitig 
werden so die tarif- und arbeitspolitischen 
Verteilungsspielräume für betriebliche 
Interessenvertretungen in den Zentren, 
die aufgrund der einstigen Stellung in 
den industriellen Komplexen und seiner 
Kompromissstrukturen bestanden, enger. 

In den großstädtischen Ballungsräumen 
des globalen Nordens büßt das Auto auf- 
grund steigender Umweltbelastung und 
Staubildung, aber auch aufgrund drohender 
Fahrverbote, an Attraktivität ein. Der Be- 
sitz eines eigenen Pkw als Transportmittel 
und Statussymbol scheint vor allem bei 


allerdings für den weitaus größten Teil 
der Umweltbelastungen des Verkehrs ver- 
antwortlich. Siche https://www.umwelt 
bundesamt.de. 
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jüngeren Menschen gegenüber „multimo- 
dalen“ Formen der Fortbewegung an Be- 
deutung zu verlieren. In zahlreichen Städten 
sind car sharing und der Fahrradverkehr im 
Aufwind. Auch der öffentliche Personen- 
transport verzeichnet vielerorts Zuwächse. 
Das deutet in den stark verdichteten Räu- 
men (West-)Europas darauf hin, dass sich 
die tiefe kulturelle Verankerung des moto- 
risierten Individualverkehrs lockern könnte. 
In anderen Weltregionen ist die Hegemonie 
der (fossilistischen) Automobilität dagegen 
ungebrochen bzw. gerade erst im Entstehen 
begriffen. Wie schon in den kapitalistischen 
Zentren zu Zeiten des Fordismus ist dies 
ein sehr ambivalenter Prozess: Die Automo- 
bilität erweitert Handlungsmöglichkeiten 
und räumliche Reichweiten; in Ländern 
wie Saudi-Arabien, wo Frauen sich gerade 
erst die Möglichkeit erstritten haben, Auto 
fahren zu dürfen, wird sie zu einem Medium 
der Infragestellung männlicher Herrschaft. 
Gleichzeitig reproduziert sich soziale Un- 
gleichheit über den Pkw-Besitz bzw. über 
den Besitz besonders teurer Pkws; und mit 
der weltweit zunehmenden Pkw-Dichte 
verschärft sich die ökologische Krise. 

In drei Beiträgen zu diesem Thema wer- 
den unterschiedliche Aspekte dieser Ent- 
wicklungen näher betrachtet. Der Text von 
Tobias Haas beschäftigt sich mit dem Wan- 
delautomobiler Subjektivitäten. Ausgehend 
von einem Rückblick auf die Geschichte des 
Autos und die Klassendimensionen seiner 
Nutzung setzt sich der Autor kritisch mit 
solchen Positionen auseinander, die einen 
Hegemonieverlust der Automobilität kon- 
statieren. Er argumentiert, dass das Auto 
zwar einerseits ein Statusymbol bleibt, dass 
wir es aber andererseits mit einer — nicht 
zuletzt von der Digitalisierung angetriebe- 
nen - Differenzierung und Polarisierung 
von Mobilitätsmustern zu tun haben, in 
der sich die gegenwärtigen sozialen und 
politischen Entwicklungen und Konflikte 
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(wie die zunehmende soziale Ungleichheit 
und der Aufstieg des Rechtspopulismus) 
manifestieren. 

Martin Krzywdzinski beschäftigt sich 
mit der Rolle mittel- und osteuropäischer 
Standorte in den globalen Wertschöp- 
fungsketten der Automobilindustrie. Vor 
allem interessiert ihn die Entwicklung von 
Löhnen sowie von Arbeits- und Beschäf- 
tigungsbedingungen. Seine - auf eigenen 
empirischen Forschungen beruhende - 
These ist, dass es sich bei den mittel- und 
osteuropäischen Produktionsstandorten 
nicht einfach nur um verlängerte Werk- 
bänke der westeuropäischen, vor allem der 
deutschen, Automobilindustrie handelt. 
Stattdessen lasse sich eine Aufwertungvon 
Standorten über reine Fertigungsaufgaben 
hinaus beobachten. Wegen der vorherr- 
schenden neoliberalen Politik werde diese 
aber nur begrenzt von einer Verbesserung 
der Löhne und Beschäftigungsbedingun- 
gen begleitet - eine Entwicklung, von der 
nicht zuletzt die rechtsnationalistischen 
Parteien profitierten. 

Alfred Hartung setzt sich in seinem 
Einspruch kritisch mit den (ökologischen) 
Verheißungen der Elektroautomobilität 
auseinander. Die Befunde einschlägiger 
Studien systematisierend zeigt er, dass ein 
Elektroauto - betrachtet man nicht nur die 
Nutzung, sondern auch die Herstellungvor 
allem der Batteriezellen - erhebliche CO,- 
Emissionen verursacht. In den nächsten 
ein bis zwei Jahrzehnten sei deshalb nicht 
damit zu rechnen, dass die Elektroautomo- 
bilität zur Verringerung der Umwelt- und 
Klimaprobleme beiträgt. Eher würden 
diese verschärft. Das liege auch daran, dass 
es die Produktion von Elektroautos den 
Herstellern ermögliche, die Emissionen 
ihrer Fahrzeugflotte schön zu rechnen und 
Grenzwertüberschreitungen emissionsin- 
tensiver Autos mit Verbrennungsmotoren 
zu kompensieren. Vor diesem Hintergrund 
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sowie angesichts der sozialen und ökolo- 
gischen Probleme, die die Extraktion von 
Rohstoffen für die Elektroautomobilität 
schafft, könne die notwendige Verkehrs- 
wende nicht aufeine Antriebswende redu- 
ziert werden. Stattdessen komme es darauf 
an, den Verkehr insgesamt zu reduzieren. 

Zwei weitere Beiträge zu diesem Heft 
widmen sich der ökologischen Frage jen- 
seits der Automobilität. Adelheid Biesecker 
und Uta v. Winterfeld fühlen in ihrem Text 
dem Begriff der Industrie 4.0 aufden Zahn. 
Dabei geht es ihnen vor allem darum, die 
Herrschaftsdimensionen der so genannten 
vierten industriellen Revolution freizu- 
legen. Ergänzend zu den einschlägigen 
Analysen in PROKLA 197 („Arbeit und 
Wertschöpfung im digitalen Kapitalismus“) 
fragen sie, auf welchen Formen der Externa- 
lisierung und gleichzeitigen Einbeziehung 
von Natur und sozial weiblich definierten 
Arbeiten sich die Profitabilität eines digita- 
lisierten Kapitalismus gründet. Ihre Analyse 
des Industrie-4.0-Diskurses mündet in die 
Diagnose einer Neukonfiguration von „pro- 
duktiver“ und „reproduktiver“ Arbeit: Mit 
der (wenn auch oft prekären) erwerblichen 
Gleichstellungvon Frauen, wie sie durch die 
Digitalisierung verstärkt wird, schrumpften 
Externalisierungsräume im globalen Nor- 
den, so dass Sorgearbeit unter anderem in 
„globale Sorgeketten“ verlagert werde. Die 
natürlichen Voraussetzungen von Industrie 
4.0 würden ebenso ausgeblendet wie deren 
ökosystemare Folgen. 

Im Anschluss an die in Heft 191 (2018) 
Zur (neuen) Wohnungsfrage vorgestellten 
Beiträge, in denen es unter anderem um 
den Zusammenhang von Wohnungspoli- 
tik und Finanzialisierung ging, analysieren 
Christian Zeller, Andreas Van-Hametner, 
Christian Smigiel und Karolin Kautzsch- 
mann die österreichische Wohnungspolitik 
und argumentieren, dass man neben derüb- 
licherweise untersuchten nationale Ebene 
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auch die subnationale in Betracht ziehen 
muss, was am Beispiel der beiden Landes- 
hauptstädte Salzburg und Linz geschicht. 
Trotzdem diese eine sehr unterschiedliche 
Vorgeschichte aufweisen, zeigt sich, dass die 
neueren Wohnregime zunehmend finanzi- 
elle Verwertungsinteressen begünstigen. 

In einem weiteren Kontext steht das 
Thema Finanzialisierung auch im Artikel 
von Ümit Akcay im Mittelpunkt. Er be- 
leuchtet die unterschiedlichen Erklärun- 
gen, die in der öffentlichen Debatte für die 
derzeitige Wirtschafts- und Währungskrise 
der Türkei angeführt werden: die „falsche 
Politik“ der AKP, die Abwendung des Lan- 
des vom IWF-Programm der Jahre 2001 bis 
2008 oder die US-Sanktionen vom August 
2018. Er weist nach, dass keine dieser Erklä- 
rungen schlüssig ist, sondern dass die Türkei 
die Krise eines bestimmten Akkumulations- 
regimes durchläuft, nämlich diejenige der 
„abhängigen Finanzialisierung“. 

Mit dem Beitrag von Andreas Exner 
setzen wir die in Heft 191 begonnene Wür- 
digungdes Werkes von Elmar Altvater fort. 
Exner rekonstruiert Altvaters Arbeiten zur 
ökologischen Frage und zeigt auf, wie darin 
mit Marx die Widersprüchlichkeit kapita- 
listischer Naturverhältnisse analysiert wird. 
Darüber hinaus freuen wir uns, die deutsche 
Übersetzung des Nachrufs auf Elmar Altva- 
ter veröffentlichen zu dürfen, den Zuciana 
Castellina für Il Manifesto geschrieben hat. 

In einem zweiten Einspruch wirft Bert 
Bach einen kritischen Blick auf die gegen- 
wärtige Renaissance der Klassenfrage, die 
aufeine jahrelange Marginalisierung dersel- 
ben folgt. Er verortet die Renaissance in ak- 
tuellen politischen Entwicklungen wie dem 
Aufstieg der Rechten, der Zersplitterungder 
Linken sowie dem Niedergang der Sozialde- 
mokratie und bemängelt, dass „Klasse“ im 
Rahmen der Debatte über „neue Klassen- 
politik“ vor allem als appellativer politischer 
Kampf-Begriff eine Wiedergeburt erfahre. 
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Demgegenüber komme es aber auch darauf 
an, sie als analytische Kategorie wiederzu- 
beleben. In diesem Sinne unternimmt Bach 
eine Bestandsaufnahme der Versäumnisse 
und Herausforderungen gegenwärtiger mar- 
xistischer Klassentheorie. So bemängelt er 
etwa das Fehlen empirischer Klassenstruk- 
turanalysen, die aber nötig wären, um die 
„analytische[n] Rätsel der Klassenformie- 
rung“ zu lösen. Lernen ließe sich dabei von 
Debatten, wie sie vor Jahren unter anderem 
von Karl-Heinz Roth angestoßen wurden, 
vor allem auch von deren Bezugnahme auf 
internationale Erfahrungen. 

Viele Leserinnen und Leser der PRO- 
KLA dürften mit den prekären Arbeitsbe- 
dingungen an Hochschulen vertraut sein 
— weniger mit Organisierungsansätzen, die 
dagegen Widerstand leisten. Die 1996 in 
Österreich gegründete Interessengemein- 
schaft LektorInnen und Wissensarbeite- 
Innen setzt sich gegen die zunehmende 
Prekarisierung der Lebens- und Arbeits- 
verhältnisse der an den österreichischen 
Universitäten tätigen Lehrenden und 
Forschenden ein. Christian Cargnelli, 
Tamara Ehs und Anton Tantner skizzie- 
ren inihrem Beitragderen Situation, setzen 
sich mit der Forschung zu prekärer Arbeit 
auseinander und nennen Herausforderun- 
gen, mit denen die Interessengemeinschaft 
LektorInnen und WissensarbeiterInnen 
bei der Organisierung prekärer Arbeit an 
der Hochschule konfrontiert ist. 

Die Idee, das Thema Automobilität in 
dieser Ausgabe der PROKLA zu behan- 
deln, geht aufeine Tagung des Gesprächs- 
kreises Auto, Umwelt, Mobilität der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung im November 2017 
zurück. Die PROKLA-Redaktion bedankt 
sich bei den Gesprächskreismitgliedern 
Antje Blöcker, Tobias Haas, Stephan Krull, 
Bernd Röttger und Thomas Sablowski für 
ihre Ideen bzw. ihre Beteiligung an der 
redaktionellen Arbeit. 
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PROKLA 194: Weltmarktgewitter. Zu Politik und Krise des 
globalen Kapitalismus (Heft 1, März 2019) 


Kapitalistische Krisen sind immer begleitet von einem politischen Kampf darum, 
wer die Anpassungslasten zu tragen hat. Nach der letzten Weltwirtschaftskrise 
ab 2007 wurde bald deutlich, dass sich das Kapital nicht nur auf Kosten der Sub- 
alternen und der Natur konsolidieren konnte. Die dominanten EU-Staaten wie 
Deutschland sicherten sich ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt auch 
zuungunsten der EU-Peripherie. Auch auf dem Weltmarkt begann das Hauen 
und Stechen zwischen den „nationalen Wettbewerbsstaaten“ (Joachim Hirsch). 
Nicht ohne Grund folgt der ökonomischen Krise stets eine Debatte über die wirt- 
schaftspolitische Rolle des Staates auf dem Fuß - bei jeder Krise aufandere Weise, 
aber mit jeder erneut. Die PROKLA „Weltmarktgewitter“ geht der Frage nach, 
wie politische Akteure versuchen, die Wirtschaft und ihre politische Verfasstheit 
selbst für sich in Dienst zu nehmen und welche Mittel hierfür gewählt werden. 
Welche politökonomischen Gründen sind für die Abkehr von der bisherigen 
Form des Weltmarkts im Zuge der Krise seit 2007 auszumachen? Handelt es 
sich um eine politische Konjunktur des Protektionismus und der Aufkündigung 
des Multilateralismus oder werden hierbei strukturelle Veränderungen sichtbar? 


PROKLA 195: Umkämpfte Arbeit - reloaded (Heft 2, Juni 2019) 


Im Frühjahr 2008 ging die PROKLA unter dem Titel Umkämpfte Arbeit mit 
Heft 150 neueren Entwicklungen, Widersprüchen und Auseinandersetzungen 
in Betrieben und auf Arbeitsmärkten nach. Seither hat es dramatische wirtschaft- 
liche, gesellschaftliche und politische Veränderungen gegeben: globale Finanz- 
und Wirtschaftskrise ab 2007, Austeritätspolitik, Aufstieg rechter Bewegungen 
und Parteien. Gleichzeitig zeichnet sich mit der zunehmenden Digitalisierung 
eine Transformation der Arbeitsorganisation ab. Aber es gab in neuerer Zeit 
auch Entwicklungen, die in eine andere Richtung als die einer zunehmenden 
Verschlechterung der Position der Lohnabhängigen weisen: Mindestlohn, unge- 
wöhnlich viele Arbeitskämpfe in 2015, nicht nur Warnstreiks in der Metall- und 
Elektroindustrie und bei der Post AG, sondern auch von Frauen in Sozial- und 
Erziehungsdiensten. Das Hefte „Kämpfe um Arbeit“ wird zentrale Konflikte um 
Arbeit in den Gesellschaften des globalen Nordens und darüber hinaus identifizie- 
ren, diese Konflikte in ihrer Bedeutung für eine Transformation des Kapitalismus, 
derbestehenden Geschlechterarrangements und der Naturverhältnisse analysie- 
ren und untersuchen, wie die Kimpfe um Arbeit gewerkschaftliche Politik und 
Machtressourcen tangieren und welche Herausforderungen für Gewerkschaften 
aus ihnen resultieren. 


Martin KrzywdZinski 


Die Rolle von Niedriglohnperipherien in den 
globalen Wertschöpfungsketten der 
Automobilindustrie 


Der Fall Mittelosteuropas 


1. Einleitung 
Seit Anfang der 1990er Jahre ist Mittelosteuropa (im Folgenden MOE) -.d.h. 


die vier Länder Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn - zu einem zentralen 

Standort der Automobilindustrie aufgestiegen. Was allerdings in der Consul- 

tingliteratur (etwa McKinsey 2013) als eine Erfolgsgeschichte gilt, wird in der 

vergleichenden Kapitalismusforschung und in der Arbeitssoziologie kritisch 
diskutiert: Hier dominiert die These der Entstehungeiner dependent market eco- 
nomy in MOE (Nölke/Vliegenthart 2009), die von multinationalen Konzernen 
dominiert wird und deren Möglichkeiten zur Aufwertung von Entgelten und 

Beschäftigungsbedingungen begrenzt sind (Hardy 2009; Meardi 2007). 
Dieser Artikel knüpft an diese Forschungsdiskussion an und behandelt aus 

einer sektoralen Perspektive zwei Fragen: 

1. Welche Rolle spielt MOE in den Strategien der Automobilunternehmen und 
der globalen Reorganisation der Automobilbranche? 

2. Wie wirkt sich die spezifische Rolle mittelost- und südosteuropäischer Au- 
tomobilstandorte in den globalen Produktionsnetzwerken der Automobil- 
industrie auf die Entwicklung von Löhnen, Arbeits- und Beschäftigungsbe- 
dingungen aus? 

Der Fall der Automobilindustrie zeigt, dass die These der dependent market 

economies differenziert werden muss. In den letzten beiden Jahrzehnten haben die 

MOE-Standorte von Automobilunternehmen eine tiefgreifende Modernisierung 

und Aufwertung ihrer Rolle durchlaufen. Sie sind bei Weitem nicht mehr auf 

low-cost-Fertigung spezialisiert, sondern übernehmen zunehmend die Verantwor- 
tung für neue, moderne Produkte. Auch wenn weiterhin ein klares Ost-West- 

Gefälle im Hinblick auf die Lokalisierung von Forschung und Entwicklung in 

der Automobilbranche besteht, unterscheidet sich die Position der MOE-Länder 
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in den Wertschöpfungsketten der Automobilindustrie deutlich von den benach- 
barten Niedriglohnperipherien wie den afrikanischen Mittelmeeranrainern, dem 
Westbalkan oder den Ländern Osteuropas (Ukraine, Weißrussland). Zugleich 
ist die mittelosteuropäische Automobilindustrie allerdings schr stark von der 
Technologie der Verbrennungsmotoren abhängig, was sich angesichts der sich 
anbahnenden technologischen Veränderungen (etwa Elektromobilität) als Nach- 
teil auswirken kann. 

Zugleich wird im Folgenden gezeigt, dass die Aufwertung von Entgelten und 
Beschäftigungsbedingungen in MOE begrenzt bleibt - die Entgeltlücke gegen- 
über Westeuropa bleibt groß, prekäre Beschäftigung ist deutlich stärker verbreitet. 
Während der dependent-market-economy-Ansatz (Nölke/Vliegenthart 2009) 
und weitere Studien (Hardy 2009) die Strategien der multinationalen Konzerne 
für diese Entwicklung verantwortlich machen, wird in der hier vorliegenden 
Analyse die Rolle der staatlichen Politik der MOE-Länder betont. Durch eine 
restriktive Mindestlohnpolitik, den Abbau sozialstaatlicher Sicherungen und die 
Deregulierung des Arbeitsmarktes haben die MOE-Staaten bewusst versucht, 
die Lohnentwicklung zu begrenzen und so die Lohnkostenvorteile gegenüber 
Westeuropa zu erhalten - obwohl die Aufwertung der industriellen Strukturen 
in diesen Ländern durchaus eine positivere Entwicklungermöglicht hätte. Hinzu 
kam eine Vernachlässigung von Investitionen in Bildungund Ausbildung, die das 
Angebot an qualifizierten Fachkräften verknappt und so teilweise Niedriglohn- 
strategien begünstigt. Diese neoliberale Politik hat übrigens auch das Erstarken 
rechtsnationalistischer Bewegungen in Mittelosteuropa gefördert, die sich als 
eine arbeitnehmerorientierte, soziale Alternative profilieren können. 

Dieser Beitrag beruht primär auf einem in den Jahren 2015/16 durchgeführ- 
ten Forschungsprojekt über die Ost-West-Arbeitsteilung in der europäischen 
Automobilindustrie', in dem acht Fallstudien von Automobilzulieferunterneh- 
men (mit insgesamt 37 leitfadengestützten Interviews mit der Werkleitung, der 
Personalleitung und den Betriebsrats- bzw. Gewerkschaftsvorsitzenden) sowie 
eine quantitative Befragung von Beschäftigtenvertretungen in Automobilzulie- 
ferbetrieben in Deutschland und Mittelosteuropa durchgeführt wurden. Befragt 
wurden 142 Betriebe in Deutschland und 125 Betriebe in Mittelosteuropa, wobei 
das Sample im Hinblick auf die Betriebsgrößen, die Herkunftsländer der Un- 


1 Das Forschungsprojekt Standortperspektiven in der Automobilzulieferindustrie (Hans- 
Böckler-Stiftung) wurde von Martin Krzywdzinski und Axel Schröder (Wissen- 
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung, WZB), Martin Schwarz-Kocher, Heinz 
Pfäfflin, Hermann Bichler, Walter Mugler und Yalcin Kutlu (IMU Institut) sowie Inger 
Korflür, Ralf Löckener und Arne Vorderwülbecke (Sustain Consult) durchgeführt. Das 
Arbeitspaket des WZB-Ieams umfasste die Fallstudien in Mittelosteuropa sowie die 
quantitative Befragung in Deutschland und Mittelosteuropa. 
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ternehmen und auch die Produktbereiche der Betriebe einen repräsentativen 
Querschnitt der Automobilzulieferbranche abbildet. Eine genaue Darstellung 
der Datengrundlage und Methoden findet sich in Krzywdzinski (2016) sowie 
Schwarz-Kocher u.a. (2018). Für die Analyse werden zudem Daten und Befunde 
älterer Projekte des Autors über die Entwicklung der Wertschöpfungsketten in 
der Automobilindustrie herangezogen.’ 

Die Darstellung ist folgendermaßen gegliedert: Abschnitt 2 befasst sich mit 
der Restrukturierung der Wertschöpfungsketten in der Automobilindustrie und 
mit der Rolle von MOEs in den Strategien der Unternehmen. Im Abschnitt 3 
wird untersucht, wie dieser Wandel mit der Entwicklung von Entgelt- und Be- 
schäftigungsbedingungen zusammenhängt. Die Schlussfolgerungen bilden den 
vierten Abschnitt der Darstellung. 


2. Globale Restrukturierung der Automobilindustrie und die 
Rolle Mittelost- und Südosteuropas 


2.1 Restrukturierung der Automobilindustrie 


Die räumliche Restrukturierung der Automobilindustrie seit dem Zusammen- 
bruch des Ostblocks und der Liberalisierung in China, aber auch in Indien, ist 
durch zwei Entwicklungen geprägt. Erstens ist eine Expansion in neue Märkte 
wie China, Indien, aber auch Brasilien festzustellen, die durch Markterschlie- 
Bungsmotive geprägt war und ist (Carrillo u.a. 2004; Jürgens/Krzywdzinski 
2016). Das rasante Wachstum der Produktion in diesen großen Märkten war 
auf die Bedienung der jeweiligen Nachfrage ausgerichtet, während Exporte von 
Automobilen oder Automobilkomponenten aus einer Großregion in andere 
Großregionen eine cher untergeordnete Rolle spielen. So wird etwa in China für 
den chinesischen Markt produziert, während Exporte nach Europa oder in die 
USA (im Unterschied zur Elektronikindustrie) noch relativ gering sind. 
Zweitens kam es aber innerhalb der kontinentalen Großregionen zu einer 
Internationalisierung der Produktionsnetzwerke und zur Entstehung von Kon- 
figurationen von Hochlohn- und Niedriglohnstandorten (Brincks/Domanski 
2018). Am stärksten ausgeprägt ist dieser Prozess in Europa mit der Integration 
der mittelost- und später der südosteuropäischen Standorte in Produktions- 


2 Inden Forschungsprojekten The European Socio-Economic Models ofa Knowledge-Based 
Society (6. Rahmenprogramm der EU) und Wandel der Arbeitsmodelle in der Automobil- 
industrie (Otto-Brenner-Stiftung) wurden von Ulrich Jürgens und Martin Krzywdzinski 
in den Jahren 2005-2008 14 Fallstudien von Unternehmen der Automobilbranche mit 
insgesamt 131 Interviews durchgeführt (vgl. Jürgens/Krzywdzinski 2010). 
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netzwerke, deren Kern westeuropäische und vor allem deutsche Standorte aus- 
machen (Krzywdzinski 2014a). Auch in Nordamerika entstand eine ähnliche 
Konfiguration zwischen den USA und Mexiko (Klier/Rubenstein 2010). In 
der ASEAN-Region ist ebenfalls der Aufbau von Produktionsnetzwerken ja- 
panischer Unternehmen in Niedriglohnländern wie Thailand oder Malaysien 
festzustellen (Kobayashi u.a. 2015), wenngleich dieser Prozess aufgrund eines 
geringeren Grades an Marktöffnung nicht das gleiche Ausmaß wie in Europa 
und Nordamerika zeigt. 

Beide Entwicklungen - die marktgetriebene Globalisierung und die kosten- 
getriebene Internationalisierung innerhalb von Großregionen - sind noch lange 
nicht abgeschlossen. So ist beispielsweise seit 2008 (dem Höhepunkt der Welt- 
wirtschaftskrise) ein rasantes Wachstum der globalen Gesamtproduktion der 
deutschen Automobilhersteller von 10,1 Millionen auf 14,7 Millionen Fahrzeuge 
im Jahr 2016 festzustellen (V DA 2017). Der gesamte Anstieg von 4,6 Millionen 
fand jedoch außerhalb von Deutschland und vor allem in Schwellenländern statt. 
Die Produktion in Deutschland stagniert seit längerer Zeit. 


2.2 Wandel in Mittelosteuropa 


Im Folgenden liegt der Fokus der Analyse aufder Entwicklung von internationalen 
Produktionsnetzwerken in Europa und vor allem aufder Rolle der mittelost- und 
südosteuropäischen Peripherie. Den Kern der Produktionsnetzwerke bilden die 
westeuropäischen Länder und insbesondere Deutschland: Hier befinden sich 
die Zentralen der Unternehmen und die wichtigsten Unternehmensfunktionen, 
insbesondere die Forschung und Entwicklung (FuE). Die mittelosteuropäischen 
Länder werden als Peripherie bezeichnet, weil die Entwicklung der dortigen Au- 
tomobilstandorte insbesondere im ersten Jahrzehnt nach dem Zusammenbruch 
des Ostblocks durch die Ansiedlung von einfachen, arbeitsintensiven Prozessen 
geprägt war. Die MOE-Länder fungierten als verlängerte Werkbank der westeuro- 
päischen Industrie. Die wichtigsten Motive der Unternehmensansiedlungen waren 
sehr niedrige Arbeitskosten und Investitionsanreize, etwain Form der Einrichtung 
von Sonderwirtschaftszonen, die Subventionen und Steuernachlässe boten. 
Gefördert wurde diese Entwicklung durch die Dominanz neoliberaler Politik 
in Mittelosteuropa. Bohle und Greskovits (2007) charakterisieren die Länder- 
gruppe trotz aller internen Unterschiede als einen „embedded neoliberalism“, der 
zwar - im Unterschied zu dem radikalen Neoliberalismus der baltischen Staaten 
- eine Reihe von sozialpolitischen Sicherungen behielt, zugleich aber eine mas- 
sive Deregulierung durchsetzte. Mit dem Ziel der Förderung von ausländischen 
Investitionen betrieben die MOE-Länder eine restriktive Niedriglohnpolitik. In 
den 1990er und 2000er Jahren verharrten die Mindestlöhne auf einem Niveau 
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von etwa 30 Prozent des Durchschnittslohns in der Region - also weit unter der 
üblichen relativen Armutsgrenze von 50 Prozent des Medianeinkommens. Wie 
Tabelle 1 illustriert, verharren die Mindestlöhne in Tschechien und der Slowa- 
kei auf diesem Niveau, in Polen und Ungarn ist hingegen in den letzten Jahren 
eine Veränderung sichtbar. Bemerkenswerterweise geht diese Veränderung der 
Mindestlohnpolitik auf rechtsgerichtete Regierungen zurück (dazu später mehr). 


Tabelle 1: Monatlicher Durchschnitts- und Mindestlohn in Mittelosteuropa 
(in Euro), 2017 


Tschechien Slowakei Ungarn Polen 
Durchschnittslohn 1.138 1.100 925 994 
Mindestlohn 418 435 413 470 
Mindestlohn/Durchschnittslohn 36,7% 39,5% 44,6% 47,3% 


Quelle: Eigene Darstellung nach OECD (2018), Umrechnung in Euro nach den Euro- 
Referenzkursen der Bundesbank. 


Hinzu kam die Deregulierung der Arbeitsmärkte. Die mittelosteuropäischen 
Länder haben insbesondere bei der Nutzung befristeter Arbeitsverträge und 
der Leiharbeit schr offene Regeln, die den Unternehmen auch die längerfristige 
Nutzung von atypischer Beschäftigung erlauben (vgl. Trappmann 2011; Macie- 
jewska u.a. 2016). Zudem sind die Auflagen für Sozialpläne bei Kollektivent- 
lassungen relativ schwach, wodurch Entlassungen im europäischen Vergleich 
für Unternehmen „preiswert“ sind. Krzywdzinski (2014b) zeigt, dass auf diese 
Weise durchaus ein Deregulierungswettbewerb in Europa angeheizt wird, denn 
die Deregulierung der Arbeitsmärkte spielt für die Standortentscheidungen der 
Investoren eine wichtige Rolle. 

Schließlich setzte insbesondere in den 1990er Jahren ein regelrechter Steuer- 
und Subventionswettbewerb zwischen den mittelosteuropäischen Staaten um 
ausländische Investitionen ein (vgl. Jürgens/Krzywdzinski 2010). Ungarn führte 
als erstes Land bereits 1991 Industrieparks ein, die Steuernachlässe für Investo- 
ren anboten. Polen zog 1995 mit der Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen 
nach. Sie sollten zwar ursprünglich in strukturschwachen Regionen gebildet 
werden, es bürgerte sich aber die Praxis ein, die Wahl des Ortes den Wünschen 
der Investoren anzupassen. Tschechien und Slowakei schwenkten nach 1998 
auf die von Ungarn und Polen beschrittene Politik der Förderung ausländischer 
Investitionen ein. Erst der EU-Beitritt schränkte die Möglichkeiten einer solchen 
Subventionspolitik ein, wenngleich die MOE-Länder weiterhin durch schr nied- 
rige Unternehmenssteuern gekennzeichnet sind. 

In den 1990er und 2000er Jahren entstand auf dieser Grundlage eine schr 
dichte Struktur von Automobilwerken, Zulieferstandorten und Dienstleistern 
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in MOE. Jährlich wurden zwischen 40 und 70 neue Produktionsstätten eröffnet 
(Jürgens/Krzywdzinski 2010: 48) - eine Dynamik, die sich trotz teilweise ange- 
spannter Arbeitsmärkte bis heute fortsetzt. Die Ansiedlung der Unternehmen 
war von starkem Beschäftigungswachstum begleitet (Abbildung 1). Selbst die 
Weltwirtschaftskrise von 2008/09 führte nur zu einer kurzen Verlangsamung 
der Beschäftigungsentwicklung in MOE. Bereits vor der Krise hatte die Be- 
schäftigung in der MOE-Automobilindustrie (unter Einbeziehung Sloweniens 
und Rumäniens als weiteren wichtigen Automobilstandorten in Südosteuropa) 
etwa 500.000 Personen erreicht. Bis 2016 war sie auf 712.000 angewachsen. Im 
Hinblick aufdie Beschäftigung entspricht somit die Automobilindustrie in MOE 
(plus Rumänien und Slowenien) fast der Größe der deutschen Automobilbranche. 


Abbildung 1: Beschäftigung in der mittelost- und südosteuropäischen Automobil- 
industrie in Tsd. Beschäftigten, 2006-2016 


800 


700 


600 


500 


400 


— NACE34 NACE29I 
300 


200 


100 


[6] T T T T T T T T T T ı 


2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 


Quelle: VDA (verschiedene Jahrgänge). Die Angaben schließen Tschechien, Ungarn, 
Polen, Rumänien, die Slowakei und Slowenien ein. Aufgrund eines Wechsels in der Bran- 
chenstatistik wird bis 2009 der Wirtschaftszweig 34 nach NACE Ver. 1.1 und ab 2009 der 
Wirtschaftszweig 29 nach NACE Ver. 2.0 verwendet. 


Trotz dieser Dynamik dominierten in den 2000er Jahren kritische Einschätzun- 
gen der sozioökonomischen Auswirkungen des Booms der Automobilindustrie 
in MOE. Nölke und Vliegenthart (2009) beschrieben Mittelosteuropa als ein 
Ensemble von dependent market economies, die von global operierenden Un- 
ternehmen dominiert werden, deren Zentralen sich nicht selbst in der Region 
befinden. Die globalen Unternehmen nutzten demzufolge MOE vor allem für die 
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Produktion von standardisierten Massenprodukten mit begrenzten Innovations- 
dynamiken und entsprechend auch begrenzten Aufwertungspotenzialen für die 
mittelosteuropäischen Standorte, für die Qualifikationen der Belegschaften und 
für die Löhne. Bohle und Greskovits (2006) charakterisierten die Automobils- 
tandorte in MOE damals als privilegierte Inseln mit relativ hohen Löhnen und 
guten Arbeitsbedingungen, die auf der besonderen Kompromisskonfiguration 
zwischen Kapital und Arbeit in den großen Automobilunternehmen beruhen 
und von der restlichen, von Niedriglohnindustrien dominierten Wirtschaft in 
der Region abgekoppelt sind. Die Privilegien dieser Standorte rührten Bohle und 
Greskovits zufolge daher, dass die Unternehmen von großzügiger Subventionie- 
rung durch den Staat profitierten, während zugleich soziale Sicherungssysteme 
und staatliche Dienstleistungen im Rahmen einer neoliberalen Politik abgebaut 
wurden. Ähnlich argumentierte Hardy (2009) in ihrer Analyse des new capitalism 
in Polen. Auch wenn sie die Beschreibung Polens als eine „low cost maquiladoras“ 
ablehnte (Hardy 2009: 93), hob sie zugleich hervor, dass das Land vor allem eine 
Niedriglohnfertigungsplattform für multinationale Unternehmen darstellt und 
es nur kleine Inseln von innovativen Clustern gibt. 

Jüngere Studien zeichnen allerdings ein differenzierteres Bild der Entwick- 
lung. Domasiski u.a. (2013) sowie Pavlinek und Zenka (2010) beschreiben eine 
zunehmende Diversifikation und Modernisierung der Produkte der mittelost- 
europäischen Automobilindustrie. Jürgens und Krzywdzinski (2009) zeigen 
Muster des upgrading der mittelosteuropäischen Automobilstandorte, die als 
„verlängerte Werkbänke“ für arbeitsintensive Prozessschritte begannen und dabei 
zuerst aufältere Produkte beschränkt waren. In einem Prozess eines mehrjährigen, 
manchmal eine Dekade laufenden Prozesses entwickelten sich viele Standorte 
zu vollständigen Fertigungswerken, deren Produktionsanlagen, aber auch deren 
Produkte modernisiert wurden. Angetrieben wurde diese Anpassungan die west- 
lichen Standards nicht zuletzt durch die Durchsetzung global standardisierter 
lean production-Systeme (Jürgens/Krzywdzinski 2016; Herrigel u.a. 2017). Am 
Rande sei angemerkt, dass Studien über andere Branchen die These der dependent 
market economies in MOE ebenfalls in Frage stellen - etwa Lechowski (2018) in 
seiner Analyse der Entwicklung polnischer Anbieter von Unternehmenssoftware. 

Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung der Standorte ist die Frage, 
inwieweit sie auch Aufgaben über die reine Produktion hinaus übernehmen. 
Hierbei sind insbesondere Funktionen bei der Einführung neuer Produkte und 
neuer Produktionstechnologien sowie die Unterstützung anderer Werke bei 
der Einführung neuer Produkte und Technologien interessant. Diese Aufgaben 
werden gelegentlich unter dem Begriff „Leitwerk“ zusammengefasst und ihre 
Beherrschung stellt eine besondere Kompetenz dar. Bei Produktanläufen und 
Einführungsprozessen neuer Technologien müssen die Produktentwicklung, 
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die Planung und die Fertigungeng zusammenarbeiten, was erhebliche Anforde- 
rungen an die Qualifikationen der Produktionsbelegschaften stellt (vgl. Clark/ 
Fujimoto 1991; Jürgens 2000). Bei solchen Anläufen werden eventuell noch 
vorhandene Probleme bei der sogenannten manufacturability eines Produkts 
aufgedeckt, und es zeigen sich auch potenzielle Probleme bei dem Design der 
Produktionsprozesse und bei der Funktionsweise der Produktionstechnologien. 

In einer 2015/16 durchgeführten Befragung deutscher und mittelosteuropä- 
ischer Automobilzulieferwerke (vgl. Krzywdzinski 2016) zeigte sich einerseits 
deutlich, dass Leitwerkaufgaben immer noch stark an deutschen Standorten 
konzentriert sind (Tabelle 2). 40 bis 50 Prozent der deutschen Werke berichten, 
dass sie dauerhaft für die Einführung neuer Produkte und Produktionstechno- 
logien verantwortlich sind. Andererseits berichteten aber immerhin 20 bis 30 
Prozent der mittelosteuropäischen Werke, dass sie solche Aufgaben übernehmen. 
Sicherlich ist das eine Minderheit der Standorte und sicherlich ist die Verbreitung 
solcher Rollen noch geringer als etwa in Deutschland. Allerdings wird deutlich, 
dass die Aufwertung von Standorten über reine Fertigungsaufgaben hinaus keine 
Ausnahme mehr in Mittelosteuropa darstellt. 


Tabelle 2: Standortkompetenzen deutscher und mittelosteuropäischer Fertigungs- 
werke von Automobilzulieferunternehmen (Angaben jeweils in Prozent 


der befragten Betriebe) 


Land | Immer/ | Manchmal/ | Nie/ 

meistens teilweise selten 

Die Produkte der neuesten Generation laufen DE 48,4% 37,1% 14,5% 
zuerst in unserem Betrieb an. MOE 27,2% 53,3% 19,6% 
Neue Produktionstechnologien werden zuerstin | DE 43,9% 39,0% 17,1% 
unserem Betrieb ausprobiert. MOE | 20,8% 52,1% 27,1% 
Unser Betrieb ist für die Unterstützunganderer | DE 58,1% 27,4% 14,5% 
Standorte beim Produktanlauf verantwortlich. MOE | 30,9% 40,2% 28,9% 


Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Krzywdzinski u.a. 2016. Befragt wurden betrieb- 
liche Arbeitnehmervertreter in 142 deutschen und 125 mittelosteuropäischen Automobil- 
zulieferbetrieben. 


Die beschriebene Entwicklung und langsame Aufwertung der mittelost- und 
südosteuropäischen Automobilindustrie verläuft bislang stabil. Ein „Weiterzie- 
hen der Verlagerungskarawane“ in andere Niedriglohnländer, wie sie Jürgens 
und Krzywdzinski (2010) befürchteten, ist bisher nur begrenzt in besonders 
arbeitsintensiven Produktbereichen festzustellen. Ein klassisches Beispiel hier- 
für ist die Produktion von Kabelbäumen für Automobile. Kabelbäume werden 
weitestgehend manuell in großen Fabriken mit mehreren Tausend Beschäftigten 
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montiert. Die Arbeit erfordert keine besonderen Qualifikationen und wird zu- 
meist von Frauen durchgeführt. Kabelbaumzulieferer sind jene Unternehmen, 
die als erstes auf Lohnerhöhungen mit Verlagerung reagieren. Deutlich wird 
dies in Tabelle 3. Stammte noch 1998 ein relevanter Teil der in deutschen Wer- 
ken verbauten Kabelbäume aus Ländern wie Österreich, Großbritannien oder 
Portugal, verschoben sich die Zentren der Produktion Anfang der 2000er Jahre 
immer mehr nach Ungarn, Polen, Tschechien und die Slowakei. Bereits Mitte 
der 2000er Jahre wurde allerdings aufgrund steigender Löhne die Produktion 
aus Ländern wie Polen oder der Slowakei immer mehr nach Rumänien verlagert, 
daszum Zentrum der europäischen Kabelbaumproduktion aufgestiegen ist. Seit 
einiger Zeit nimmtaber auch die Bedeutung von Montagestandorten in Tunesien, 
der Ukraine, Marokko oder auch Bulgarien zu. 


Tabelle 3: Die zehn wichtigsten Herkunftsländer von Kabelbaumimporten der 
deutschen Automobilindustrie, 1998-2017 (in Klammern Importwert in 


Millionen Euro) 
1998 2008 2017 
Österreich (253) Polen (418) Rumänien (1.250) 
Ungarn (247) Rumänien (408) Tunesien (455) 
Portugal (224) Tschechien (375) Tschechien (431) 
Türkei (192) Österreich (286) Ukraine (428) 
Tschechien (183) Slowakei (286) Ungarn (352) 
Slowakei (160) Ungarn (211) Polen (240) 
Polen (131) Ukraine (162) Slowakei (235) 
Tunesien (130) Tunesien (160) Marokko (65) 
Rumänien (67) Frankreich (48) Mexiko (64) 
Großbritannien (44) VAE (39) Bulgarien (54) 


Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Eurostat (2018a). 


Allerdings ist die Kabelbaumproduktion ein besonders von Verlagerungen gepräg- 
ter Produktbereich. Zumindest im Vergleich zu Hochlohnländern wie Deutsch- 
land sind bislang Verlagerungsprozesse auf solche arbeitsintensiven Produkte 
beschränkt und insgesamt relativ wenig ausgeprägt (vgl. Abbildung2). Während 
in Deutschland 77 Prozent der 2016 befragten Automobilzulieferbetriebe von 
Verlagerungen im Zeitraum 2011-2016 berichteten, waren esin Mittelosteuropa 
63 Prozent. Am häufigsten waren Verlagerungen innerhalb der mittelosteuropä- 
ischen Region. Verlagerungen in Länder außerhalb Europas (sei esin die Länder 
Nordafrikas oder nach Asien) spielten eine deutlich geringere Rolle als im Fall 
der deutschen Betriebe. 
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Abbildung 2: Verlagerungsprozesse in Deutschland und Mittelosteuropa im Vergleich 
(2016) 


Wurde in den letzten 5 Jahren ein Teil der Produktion (oder andere 
Funktionen) aus Ihrem Betrieb in andere Werke verlagert? 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Krzywdzinski u.a. 2016. 


2.3 Grenzen des upgradings 


Die Modernisierung und Aufwertung der mittelosteuropäischen Standorte der 
Automobilindustrie wird insbesondere von zwei Faktoren getrieben: einem schr 
hohen Preisdruck in der Branche und zugleich schr hohen Anforderungen an 
Qualität und Stabilität der Fertigungsprozesse. Insbesondere im Fallder Automo- 
bilzulieferer ist der Preisdruck direkt mit der Verlagerung in Niedriglohnländer 
verbunden. In vielen Fällen können Automobilzulieferer Standortentscheidungen 
gar nicht selbständig treffen, sondern werden von den Automobilherstellern 
entweder direkt angewiesen, in Mittelosteuropazzu produzieren, oder sie können 
ihre Arbeitskosten bei den Preisverhandlungen nur aufdem Niveau der mittelost- 
europäischen Automobilindustrie geltend machen (Schwarz-Kocher u.a. 2018). 
Zugleich führt die zunehmende globale Standardisierung der Produkte dazu, 
dass Automobilhersteller von den Automobilzulieferern auch eine identische 
Produktqualität an allen Standorten weltweit verlangen. Insbesondere in den Zu- 
lieferverträgen der Automobilhersteller mit Modul- und Systemlieferanten geht es 
zumeist um die globale Zulieferung für alle relevanten Standorte - Unterschiede 
in der garantierten Qualität und Produktivität sind da nicht zulässig. In dem 
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Prozess der Zuliefererauswahl werden die Produktionsprozesse und -technologien 
von den Automobilherstellern genau durchleuchtet, um sicherzustellen, dass die 
Teile und Komponenten den erwünschten Spezifikationen genügen. Aus diesem 
Grund macht es keinen Sinn, unterschiedliche Technologieniveaus bei Werken 
in unterschiedlichen Ländern anzusetzen, und die Technologielücke zwischen 
Hochlohn- und Niedriglohnstandorten wird immer kleiner. 

Eine Grenze der weiteren Entwicklung.der mittelosteuropäischen Werke bildet 
hingegen das Fehlen von FuE-Kapazitäten in der Region. Zwar ist durchaus zu 
beobachten, dass die Aufwertung der Produktionsstandorte in Mittelosteuropa 
auch mit einer zunehmenden Ansiedlung der sogenannten Anpassungsentwick- 
lung einhergeht, bei der Produkte für spezifische Kunden und Projekte ange- 
passt werden (ebd.; Krzywdzinski 2016). Aber die Grundlagenforschung und 
Produktentwicklung bleibt in den Zentralen der Unternehmen, vor allem in 
Deutschland. Im Unterschied zu großen Märkten wie China oder USA, die sich 
vom europäischen unterscheiden und in denen auch europäische Unternehmen 
eigene FuE-Standorte aufbauen (Calabrese 2001), istesin Mittelosteuropabislang 
kaum zum Aufbau von FuE-Kapazitäten von Unternehmen der Automobilin- 
dustrie gekommen (Jürgens/Krzywdzinski 2010; Pavlinck 2012). 

Die Konzentration von FuE in Deutschland ist ein wichtiger Grund für den 
Vorsprung der deutschen Werke gegenüber MOE bei der Übernahme der oben 
beschriebenen Leitwerkfunktionen, wie eine von Krzywdzinski (2016) beschrie- 
benen Fallstudie illustriert. Es handelt sich um die Sparte Abgassysteme eines 
großen multinationalen Zulieferkonzerns. Am deutschen Standort befindet 
sich die FuE der Sparte. Aufgrund der benötigten Nähe zur FuE sind auch der 
Prototypenbau sowie die unternehmensinterne Werkzeug- und Betriebsmittel- 
herstellungam deutschen Standort angesiedelt, denn das Unternehmen baut seine 
Schweißzellen und Transportsysteme größtenteils selbst. Durch die Nähe zum 
Prototypen- und Werkzeugbau übernimmt die am deutschen Standort vorhan- 
dene Fertigung auch immer das Einführen, Ausprobieren und Zur-Serienreife- 
Bringen von neuen Technologien und Produkten. Das Werk ist zudem für die 
Unterstützung der Auslandswerke beim Anlauf neuer Produkte und Prozesse 
verantwortlich. Obwohl sich das Unternehmen bemüht, entsprechende Kom- 
petenzen auch im Ausland aufzubauen, hat das deutsche Werk immer noch eine 
herausragende Stellung im Konzern. 

Das beschriebene Beispiel verdeutlicht die Bedeutung der Nähe zwischen 
FuE und Fertigung. Diese Nähe erlaubt es insbesondere, im Prozess der Ein- 
führung neuer Produkte und Prozesse einen schnellen und direkten Austausch 
zwischen Entwicklung, Prozessengineering und Fertigung zu etablieren (vgl. 
Dispan/Pfäflliin 2014). Hinzu kommt die besondere Stärke des Maschinenbaus in 
Deutschland. Prozessinnovationen werden oftmals in Zusammenarbeit zwischen 
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den Unternehmen der Automobilindustrie, den Maschinenbauunternehmen 
sowie auch Forschungseinrichtungen entwickelt. Hier existiert in Deutschland 
eine besonders leistungsfähige Clusterstruktur (vgl. Blöcker u.a. 2009), die es in 
Mittelosteuropa in dieser Form nicht oder nur in einzelnen Regionen gibt. Aus der 
Diskussion über die Entwicklung industrieller Distrikte (Piore/Sabel 1984) und 
Cluster (Porter 1985) ist seit langem bekannt, dass solche Clusterstrukturen sehr 
lange für ihre Entwicklung brauchen, Unternehmen binden und nicht beliebig 
reproduziert werden können. 

Für die langfristige Entwicklungder MOE-Automobilindustrie bedeutet das 
Fehlen eigener FuE eine erhebliche Gefahr. Zwar entwickelt sich die Beschäfti- 
gung schr positiv, allerdings ist die Region durch eine schr große Abhängigkeit 
von der Technologie der Verbrennungsmotoren geprägt. Mittelosteuropa ist zu 
einem zentralen Produktionsstandort für Diesel- und Benzinmotoren sowie 
Motorkomponenten geworden (vgl. Jürgens/Krzywdzinski 2010), während es 
weder auf der Ebene der Industrie noch seitens der Regierungen industrie- und 
innovationspolitische Bemühungen gibt, um Kompetenzen in alternativen Tech- 
nologien aufzubauen. Inzwischen haben asiatische Hersteller, die den Markt für 
Fahrzeugbatterien weitgehend beherrschen, mit dem Aufbau von Batteriewerken 
in Mittelosteuropa begonnen, um so von den zunehmenden Investitionen der 
europäischen Staaten in die Förderungder Elektromobilität zu profitieren. 2018 
eröffneten zwei große Batteriewerke der koreanischen Hersteller Samsung SDI 
und LG Chem in Göd (Ungarn) bzw. Wroctaw (Polen). Das südkoreanische 
Unternehmen SK Innovation plant für 2020 die Eröffnung einer Fabrik für Li- 
thiumbatterien in Komarom (Ungarn). Japanische und chinesische Unternehmen 
befanden sich zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Artikels auf Standortsuche 
in Mittelosteuropa. 

Beiall diesen Investitionen werden allerdings nur Fertigungskapazitäten auf- 
gebaut. Auch hier findet keine Ansiedlung von FuE in Mittelosteuropa statt. In- 
wieweit durch diese Investitionen potenzielle Beschäftigungsverluste im Bereich 
der Verbrennungsmotortechnologien kompensiert werden könnten, ist unklar. 
Für die Entwicklung der mittelosteuropäischen Automobilindustrie wird es daher 
zentral sein, wie disruptiv der Wandel der Antriebstechnologien verlaufen wird. 
Im Falle eines schnellen Wandels könnte sich die bisherige Erfolgsgeschichte 
schon bald in ihr Gegenteil verwandeln. 


2.4 Entkopplung von Standort-upgrading und 
Beschäftigungsbedingungen 


Bemerkenswert ist, dass die Aufwertung der mittelosteuropäischen Werke nur 
sehr begrenzt mit einem „social upgrading“ (Barrientos u.a. 2011) im Sinne einer 
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Verbesserung der Entgelt- und Beschäftigungsbedingungen einhergegangen 
ist. Die Lohndifferenzen zwischen MOE/SOE und Deutschland bleiben sehr 
groß und die Angleichung der Löhne stagniert seit der Krise von 2008. War in 
den 1990er Jahren bis Mitte der 2000er noch ein relativ starkes Wachstum der 
Löhne insbesondere in MOE festzustellen - in dieser Zeit nahmen die Löhne 
in der mittelosteuropäischen Automobilindustrie von etwa 8 bis 10 Prozent 
des deutschen Niveaus auf etwa 20 bis 25 Prozent zu -, so blieben die in Euro 
berechneten Lohnsteigerungen nach 2008 oftmals unter dem deutschen Niveau. 
Ein wichtiger Grund war sicherlich die Wechselkursentwicklung. Größere Lohn- 
steigerungen wurden durch eine Entwertungder Währungen wettgemacht. Nur 
die Slowakei wich von diesem Muster ab, da sie bereits den Euro eingeführt hat 
und dementsprechend ihre Währung gegenüber Deutschland nicht abwerten 
konnte. Hier nahmen die Arbeitskosten schneller als in Deutschland zu. Neben 
den Währungseffekten zählen die Schwäche der Gewerkschaften, das dezentra- 
lisierte System der Kollektivverhandlungen (Bohle/Greskovits 2006) sowie der 
Standortwettbewerb zwischen den MOE-Ländern (Bernaciak 2010; Meardi u.a. 
2013) zu den Gründen der schwachen Lohnentwicklung. 

In den meisten Ländern Mittelost- und Südosteuropas blieb die Lohnent- 
wicklung in der Automobilindustrie zudem hinter dem Produktivitätswachs- 
tum zurück, was eine Umverteilung der Wertschöpfung zugunsten des Kapitals 
impliziert (Tabelle 4), wenngleich diese Entwicklung nicht in allen Ländern 
gleichermaßen festzustellen ist. Besonders ausgeprägt war dies in Rumänien, 
Slowenien und Polen, während in Tschechien - dem mittelosteuropäischen Land 
mit der geringsten Arbeitslosigkeit - die Lohnzuwächse fast mit der Produk- 
tivitätsentwicklung Schritt hielten. In der Slowakei und Ungarn überstiegen 
hingegen die Lohnanstiege die Produktivitätsentwicklung. 

Die schr langsame Lohnentwicklung in Mittelosteuropa hängt mit den Strate- 
gien der Arbeitskraftnutzungzusammen, die sich von Deutschland unterscheiden. 


Tabelle 4: Entwicklung von Produktivität und Personalkosten in der 
MOE/SOE-Automobilindustrie, 2000-2016 


Zunahme der Produktivität Zunahme der Personalkosten pro 
(Bruttowertschöpfung pro Beschäftigten) Beschäftigten 
Rumänien +435,1% +368,0% 
Slowenien +161,6% +79,0% 
Polen +124,3% +96,2% 
Tschechien* +151,0% +142,2% 
Slowakei +112,9% +204,5% 
Ungarn +33,0% +142,9% 


Quelle: Eurostat (2018b).* Angaben für 2001-2016. 
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Basierend auf der Befragung von Betriebsräten und Gewerkschaftsvertretungen 
in deutschen und mittelosteuropäischen Automobilzulieferwerken zeigen Krzy- 
wdzinski (2016) und Schwarz-Kocher u.a. (2018) deutliche Unterschiede im 
Hinblick aufden Qualifikationsbedarf für die Arbeitsplätze in der Produktion, 
undzwarauch dann, wenn die Werke dasgleiche Technologieniveau aufweisen. In 
der Studie wurde danach gefragt, welcher Anteil der Arbeitsplätze in der direkten 
Produktion (a) eine maximal einwöchige Einarbeitung (einfache Anlerntätigkei- 
ten), (b) eine secchsmonatige Einarbeitung (gehobene Anlerntätigkeiten) und (c) 
eine mehrjährige Berufsausbildung voraussetzen. 

Abbildung 3 zeigt die Ergebnisse der Befragung für die mittelosteuropäischen 
Betriebe mit vorwiegend oder stark automatisierter Fertigung. Deutlich ist eine 
starke Polarisierung der Belegschaftsstrukturen. In über 60 Prozent der Betriebe 
wird eine einschlägige Berufsausbildung (rechte Säule) lediglich für bis zu 19 
Prozent der Arbeitsplätze vorausgesetzt. Der durchschnittliche Anteil (Median) 
von Arbeitsplätzen, die eine maximal einwöchige Einarbeitung voraussetzen, liegt 
bei 40 bis 59 Prozent. Selbst in der hoch automatisierten Fertigung dominieren 
also angelernte Tätigkeiten. 


Abbildung 3: Qualifikationsanforderungen in der Produktion in mittelosteuropäi- 
schen Automobilzulieferwerken mit vorwiegend oder stark automati- 
sierter Fertigung (2016) 


"Wenn Sie jetzt nur an die Arbeiter in der Produktion denken, wie hoch ist in 
Ihrem Betrieb der Anteil von Arbeitsplätzen, ..." . 
100% 8 13 ae 
90% 24 12 0 
5 80% m 80-100% 
2 70% 
3 60% m 60-79% 
2 50% 
340% m 40-59% 
3 30% 
< 20% = 20-39% 
10% 
0% 0-19% 
...die eine max. ..die eine Einarbeitungs- ...für die eine einschlägige 
einwöchige Einarbeitung zeit von max. 6 Monaten Berufsausbildung 
benötigen? benötigen? vorausgesetzt wird? 


Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Krzywdzinski u.a. 2016. 


Die Grundlage für dieses Muster war in den untersuchten Fällen eine rigide Diffe- 
renzierung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten aufdem Shopfloor zwischen 
dem Angelerntenbereich (Aufgaben der Materialbereitstellung, des Einlegens und 
des Maschinenbedienens) und einer kleinen Gruppe von Facharbeiterinnen und 
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-arbeitern sowie Ingenieurinnen und Ingenieuren, die für Einrichtung, Steue- 
rung, Instandhaltung und Problemlösung zuständig waren. 

In den deutschen Werken zeigte sich eine deutlich andere Struktur. Auch hier 
war und ist die Mehrzahl der Arbeitsplätze für Anlerntätigkeiten ausgelegt, aber 
immerhin setzen durchschnittlich (Median) 40 bis 59 Prozent der Arbeitsplätze 
eine Berufsausbildung voraus. Im Angelerntenbereich überwiegen die gehobenen 
Anlerntätigkeiten. 

Die mittelosteuropäischen Werke sind also auch im Fall einer hoch automati- 
sierten, modernen Produktion durch einen deutlich höheren Anteil angelernter 
Arbeitskräfte geprägt als dies in Deutschland der Fall ist. Dies geht mit einer im 
Vergleich zu Deutschland stärker ausgeprägten Nutzung prekärer Beschäftigungs- 
formen einher. Wie Abbildung 4 zeigt, setzen MOE-Standorte von Automobil- 
zulieferunternehmen deutlich stärker aufbefristete Verträge als deutsche Werke. 
Befristungen machen durchschnittlich null bis fünf Prozent der Beschäftigung in 
deutschen Zulieferwerken aus, in Mittelosteuropa dagegen sechs bis zehn Prozent. 
Während nur 15 Prozent der deutschen Werke einen Anteil befristeter Verträge 
an der Gesamtbeschäftigung von mehr als zehn Prozent aufweisen, sind es in 
Mittelosteuropa 48 Prozent der Werke. In 21 Prozent der MOE-Zulieferwerke 
übersteigt der Anteil von Befristungen sogar 30 Prozent der Beschäftigung. 


Abbildung 4: Befristete Verträge in deutschen und MOE-Automobilzulieferwerken 
(in Prozent der Gesamtbeschäftigung) 
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Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Krzywdzinski u.a. 2016. 
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Ein vergleichbares Muster zeigtsich im Hinblick auf Leiharbeit (Abbildung 5). 
In 21 Prozent der MOE-Werke überstieg der Anteil der Leiharbeit 20 Prozent 
der Gesamtbeschäftigung, in weiteren 29 Prozent der Werke lager über 10 Pro- 
zent. Hingegen zeigten nur 19 Prozent der deutschen Werke einen Anteil von 
Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern von mehr als zehn Prozent. 


Abbildung 5: Leiharbeit in deutschen und MOE-Automobilzulieferwerken 
(in Prozent der Gesamtbeschäftigung) 
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Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Krzywdzinski u.a. 2016. 


2.5 Ursachen und Folgen der Entkopplung 
Für diese Entkopplung gibt es unterschiedliche Erklärungen. Pardi (2018) hat 


die Ihese eines verhinderten Fordismus formuliert und argumentiert, dass eine 
Aufwertung von Entgelten und Beschäftigungsbedingungen in Schwellenlän- 
dern vor allem dann möglich ist, wenn diese Länder für die Unternehmen auch 
als Markt wichtig sind und sich dementsprechend der klassische „fordistische“ 
Kompromiss zwischen Kapitalund Arbeit reproduzieren lässt (vgl. Aglietta 1979). 
In diesem Konzept akzeptieren Unternehmen höhere Löhne, weil sie an einer 
Steigerung der Nachfrage für ihre Produkte interessiert sind. Im Unterschied 
zu früheren regulationstheoretischen Konzepten eines peripheralen Fordismus 
(Lipietz 1987), der ohne Investitionen in Technologie und Innovation auskommt 
und auf Ausbeutung billiger Arbeitskraft setzt, findet im verhinderten Fordis- 
mus durchaus ein technologisches upgrading statt, das sich aber nicht in eine 
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soziale Entwicklungübersetzt. Der Grund sei die Spezialisierung der Länder des 
verhinderten Fordismus auf die Rolle von Exportplattformen. Pardi zeigt, dass 
die Integration Mittelost- und auch Südosteuropas in die Europäische Union 
dazu führte, dass die jeweiligen Märkte von Gebrauchtwagen aus Westeuropa 
überschwemmt wurden. Die Nachfrage nach Neuwagen stagniert bis heute und 
erreichte niemals ein Niveau, das - so Pardi - einen „fordistischen“ Kompromiss 
möglich machen würde. Als Folge wuchsen die Werke der Automobilindustrie in 
Mittelost- und Südosteuropa zu reinen Exportplattformen heran, deren Erfolgvor 
allem von ihren niedrigen Kosten abhänge. Als Kontrast verweist Pardi auf die 
Entwicklung in China, wo steigende Löhne zu dem enormen Nachfragewachs- 
tum beigetragen haben, das wiederum weitere Lohnsteigerungen ermögliche. 

Auch wenn Pardi eine Reihe von Entwicklungen treffend beschreibt, ist seine 
These, dass eine Exportorientierung (beziehungsweise fehlende Binnenmarkto- 
rientierung) notwendigerweise zu einer Entkopplung von ökonomischem und 
sozialem upgrading führen müsse, nicht überzeugend. Zwar befinden sich die 
MOE-Länder durchaus im Wettbewerb mit anderen Niedriglohnstandorten, 
allerdings haben sie im Hinblick auf Technologien und Produkte einen klaren 
Vorsprung gegenüber Konkurrenten in Osteuropa (Ukraine), dem Westbalkan 
(Serbien) oder dem Mittelmeerraum (Türkei, Tunesien u.a.). Hinzu kommen 
die Zugehörigkeit von MOE zur EU und die politische Instabilität von deren 
Niedriglohnkonkurrenten. Vor diesem Hintergrund scheinen deutliche Ent- 
geltsteigerungen und eine Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen in 
Mittelosteuropa durchaus möglich. 

Die festzustellende Entkopplung von wirtschaftlicher und sozialer Entwick- 
lung scheint weniger an der spezifischen Rolle der mittelosteuropäischen Län- 
der in den globalen Wertschöpfungsketten der Automobilindustrie zu liegen 
als an den Machtverhältnissen und Strategien der Akteure in diesen Ländern. 
Die neoliberale Ausrichtung der Politik in Mittelosteuropa ist bereits weiter 
oben thematisiert worden. Ein weiterer wichtiger Grund für die Stagnation von 
Löhnen und die Prekarität von Beschäftigungsbedingungen ist die Schwäche 
der Gewerkschaften. Diese Schwäche liegt zum einen daran, dass die gesetzlich 
verankerten Rechte von Gewerkschaften bzw. Betriebsräten deutlich hinter der 
westeuropäischen Regulierung zurückliegen (Kohl/Platzer 2004). Zudem ist 
die Gewerkschaftslandschaft stark zwischen rivalisierenden Verbänden fragmen- 
tiert und zudem dezentralisiert, da Branchenverbände relativ wenig Ressourcen 
haben und der Betrieb die zentrale Organisationsebene ist (Drahokoupil u.a. 
2015; Kahancova 2015; Czarzasty u.a. 2014; Krzywdzinski 2010). Während in 
einzelnen, stark organisierten Betrieben durchaus deutliche Entgeltzuwächse 
und auch eine Aufwertungder Beschäftigungsbedingungen zu verzeichnen sind, 


fehlt die gewerkschaftliche Schlagkraft in der Breite. 
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Schließlich ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass die Regierungen der mit- 
telosteuropäischen Länder die Bildungspolitik stark auf akademische Bildung 
ausgerichtet und die Entwicklung ihrer Berufsausbildungssysteme weitgehend 
vernachlässigt haben, was sich auch auf die Unternehmensstrategien auswirkt 
(CEDEFOP 2015). Dementsprechend berichten fallstudienbasierte Untersu- 
chungen über weitgehend veraltete Lehrinhalte und eine schlechte Ausrüstung 
der Schulen (Jürgens/Krzywdzinski 2010: 192f.; Bluhm 2007: 116f.). Probleme 
der Rekrutierung gut qualifizierter Arbeitskräfte können durchaus dazu führen, 
dass Unternehmen ihre Arbeitseinsatzstrategien aufangelernte Beschäftigte und 
niedrige Löhne ausrichten. 

An dieser Stelle fehlt der Platz, um die Folgen der Entkopplung von wirtschaft- 
licher Entwicklung, Löhnen und Beschäftigungsbedingungen systematisch zu 
untersuchen. Erwähnt werden sollen aber die Auswirkungen auf die politischen 
Machtverhältnisse in den mittelosteuropäischen Staaten. Der Aufstiegder rechts- 
nationalistischen Parteien in Ungarn und insbesondere in Polen warauch dadurch 
bedingt, dass sich diese Parteien als eine „soziale“ Alternative zu den liberalen und 
sozialdemokratischen Parteien profilieren konnten. Diese hatten den Beitritt der 
mittelosteuropäischen Länder zur EU und auch die bereits beschriebene arbeits- 
und sozialpolitische Deregulierung getragen. Demgegenüber hat beispielsweise 
die 2015 in Polen an die Macht gewählte rechtsnationalistische PiS-Regierung die 
Bedingungen für den Einsatz von Befristungen, Leiharbeit und Werkverträgen 
erheblich verschärft, um die Verbreitung atypischer Formen der Beschäftigung 
einzuschränken. Zudem wurde der Mindestlohn erhöht, ein Kindergeld einge- 
führt und die von der liberalen Vorgängerregierung durchgeführte Erhöhungdes 
Renteneintrittsalters wieder zurückgenommen (Mrozowicki/Kajta 2018). Es ist 
kaum verwunderlich, dass die Regierung den stärksten Rückhalt unter Landwir- 
ten, Arbeitern, Arbeitslosen und Rentnern hat und auch die Unterstützung der 
Solidarnosc-Gewerkschaft genießt (vgl. Ost 2018). 


3. Schlussfolgerungen 


Wie die in diesem Artikel analysierte Entwicklungin der Automobilindustrie zeigt, 
müssen die in der sozialwissenschaftlichen Forschung kurz nach dem EU-Beitritt 
der MOE-Länder formulierten Diagnosen eines Lock-in Mittelosteuropas in 
der Rolle einer Fertigungsplattform für standardisierte und arbeitsintensive Pro- 
dukte (Nölke/Vliegenthart 2009; Hardy 2009) relativiert werden. Festzustellen 
ist vielmehr eine nachhaltige Modernisierung der Produkte, der Produktions- 
technologien und auch der Produktionssysteme in den mittelosteuropäischen 
Werken und eine langsame Schließung der Lücke gegenüber westeuropäischen 
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beziehungsweise deutschen Standorten. Dies geht mit einer zunehmenden An- 
siedlungvon Aufgaben der Anpassungsentwicklung und auch der Rolle von Leit- 
werken im Hinblick auf die Einführung neuer Produkte und Prozesstechnologien 
einher - wenngleich westeuropäische und insbesondere deutsche Standorte hier 
immer noch einen deutlichen Vorsprung haben. Die Rolle Mittelosteuropas in den 
globalen Wertschöpfungsketten der Automobilindustrie unterscheidet sich damit 
deutlich von benachbarten Niedriglohnstandorten in Osteuropa, dem Westbalkan 
oder im Mittelmeerraum. Aufgrund dieses Entwicklungsvorsprungs bleiben auch 
Verlagerungen aus Mittelosteuropa in andere Niedriglohnländer bislang begrenzt. 

Es werden aber auch Grenzen dieses Aufwertungsprozesses in Mittelosteuro- 
pa deutlich. Im Unterschied zu Ländern wie China, Indien oder Brasilien, die 
aufgrund der Größe ihres Marktes ebenfalls zu wichtigen Standorten von FuE 
der Automobilunternehmen werden, werden Aufgaben der Grundlagen- und 
Produktentwicklung bislang in Mittelosteuropa kaum angesiedelt. Dies bedeutet 
auch, dass es kaum Innovationsaktivitäten in der Region gibt, die auf Zukunfts- 
technologien wie Elektromobilität ausgerichtet sind. Die Region ist vielmehr 
schr stark von der Technologie der Verbrennungsmotoren abhängig. Sollte sich 
der Wandel im Bereich der Antriebstechnologien beschleunigen, könnte dies die 
Beschäftigung in der Region empfindlich treffen. 

Bemerkenswert ist, dass die Aufwertung von Produkten und Technologien in 
der mittelosteuropäischen Automobilindustrie nur begrenzt von einer Verbes- 
serung der Entgelte und Beschäftigungsbedingungen begleitet wurde. Es ist ein 
zentrales Argument dieses Artikels, dass diese Entkopplung wesentlich von der 
Politik der mittelosteuropäischen Länder selbst herbeigeführt wurde. Neoliberale 
Politikrezepte dominierten in den 1990er und 2000er Jahren und wurden auch 
von sozialdemokratischen Regierungen mitgetragen (Bohle/Greskovits 2007; 
Drahokoupil 2009). Durch eine restriktive Mindestlohnpolitik wurde gezielt 
ein Niedriglohnsektor geschaffen. Durch Deregulierung der Arbeitsmärkte und 
Abbau sozialstaatlicher Sicherungen wurde die Position der Unternehmen auf 
den Arbeitsmärkten gestärkt, während zugleich gewerkschaftliche Rechte ein- 
geschränkt und die Dezentralisierung des Tarifverhandlungssystems gefördert 
wurde. Zugleich unterblieben Investitionen in die Ausbildungssysteme und 
insbesondere in die berufliche Ausbildung, wodurch gerade im industriellen 
Bereich Unternehmensstrategien gefördert wurden, die auf angelernte Arbeits- 
kräfte setzen - und dies schlicht, weil gut ausgebildete Industriearbeiter fehlen. 

Von dieser politischen Entwicklung profitieren die rechtsnationalistischen 
Parteien, die sich nun mit Projekten zur Stärkung sozialer Sicherungssysteme und 
Eindämmung prekärer Beschäftigungsformen profilieren können und erhebliche 
Unterstützung gerade auch aus der Arbeiterschaft erfahren. 
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Das Ende des Autos, wie wir es kannten? 
Automobile Subjektivitäten im Wandel! 


EASCY - electrified, autonomous, shared, connected und yearly updated - so 
sieht die Zukunft der Automobilität aus. Dies ist jedenfalls das Szenario, das die 
Automobilabteilungvon PricewaterhouseCoopers (2017) in einer Studie entwirft, 
die anlässlich der Internationalen Automobilausstellung in Frankfurt im Jahr 
2017 vorgestellt wurde. Einen ähnlichen Entwurf malt Timo Daum (2018: 87) 
in seiner Studie über das Auto im digitalen Kapitalismus aus: 

Der elektrische Antrieb ersetzt den Verbrennungsmotor und fordert eine neue Infrastruk- 

tur, die sowohl die Stromerzeugung als auch die Stromverteilung betrifft, Algorithmen 

machen den Menschen hinterm Steuer überflüssig und die Verbreitung neuer Nutzungs- 


formen läuten den Abschied vom individuellen Besitz ein und ebnen einer Mobilität als 


Service den Weg. 


Katharina Manderscheidt (2012: 147) argumentiert, dass sich der „Hegemonie- 
verlust“ der Automobilität abzeichnet. Zweifellos wird sich die Automobilität 
mittel- bis langfristig fundamental wandeln. Die Geschäftsmodelle der Auto- 
mobilhersteller stehen zur Disposition, die Wertschöpfungsketten werden sich 
ändern, Standorten der Automobilproduktion droht das Aus, IT-Konzerne wie 
Google, Apple oder Microsoft drängen in den Mobilitätsmarkt. Diese Aspekte 
stehen jedoch nicht im Fokus dieses Artikels. Vielmehr wird es um die kultu- 
relle Bedeutung des Automobils gehen, die jedoch stets in einem dynamischen 
Vermittlungszusammenhang mit den sozialen Verhältnissen und technischen 
Entwicklungen steht (Schwedes 2017: 31). Autos sind im 20. Jahrhundert nicht 
nur für breite Teile der Bevölkerung zu einem unverzichtbaren Gebrauchsge- 
genstand, sondern auch zum Symbol für Freiheit, Fortschritt und Wohlstand 
geworden. Wo findet in den oben angesprochenen Szenarien „die Liebe zum 


1 Vielen Dankan Isabel Jürgens und die PROKLA-Redaktion für viele hilfreiche Anregun- 
gen und Kommentare sowie der Fritz-Ihyssen-Stiftung für die Finanzierung des Projekts 
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dernissen in der Transformation zu einer nachhaltigen Verkehrspolitik in Deutschland 
und Europa.“ 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 193, 48. Jg. 2018, Nr. 4, 545 - 559 
DOI: 10.32387/prokla.48.193.1145 


546 Tobias Haas 


Automobil“ ihren Platz, die Wolfang Sachs (1984) in seiner technik- und kultur- 
geschichtlichen Analyse des Autos ausmachte? Oder wird das Auto der Zukunft 
zu einem Gebrauchsgegenstand ohne große Symbolik degradiert, wie Staubsauger, 
Rasenmäher oder Waschmaschinen? 

Der Artikel ist folgendermaßen aufgebaut: Im nächsten Abschnitt soll her- 
ausgearbeitet werden, dass die Durchsetzung des Autos ein umkämpfter Prozess 
gewesen ist und die Nutzungzunächst den (städtischen) Oberschichten vorbehal- 
ten war, die damit ihren sozialen Status markierten. Daran anknüpfend wird im 
dritten Abschnitt aufgezeigt, wie die automobile Durchdringungder Gesellschaft 
im Fordismus mit dem Versprechen von Freiheit, Fortschritt und Wohlstand ver- 
knüpft war. Im vierten Abschnitt wird die ab den späten 1960er Jahren verstärkt 
einsetzende Kritik der Automobilität reflektiert und argumentiert, dass sich nach 
der Massenmotorisierung wiederum eine verstärkte Ausdifferenzierung bzw. 
Polarisierung der Mobilitätspraktiken vollzogen hat. Vor diesem Hintergrund 
werden im fünften Abschnitt die aktuellen Entwicklungen und Szenarien zur 
Zukunft der (Auto-)Mobilität diskutiert und der Frage nachgegangen, inwiefern 
sich eine Transformation automobiler Subjektivitäten vollzieht. Ich beziehe mich 
in dem Artikel vorwiegend auf die Entwicklungen in Deutschland. 


Das Auto als Statussymbol der Reichen 


Mit der Industrialisierung, der Durchsetzungkapitalistischer Formen, dem „Geist 
des Kapitalismus“ (Max Weber) und der Etablierung neuer Verkehrstechno- 
logien änderte sich auch das gesellschaftliche Verhältnis von Raum und Zeit. 
Exemplarisch hierfür stehen die Ausführungen von Heinrich Heine anlässlich 
der Eröffnung der Bahnstrecke von Paris nach Rouen und Orleans im Jahr 1843: 


Welche Veränderungen müssen jetzt eintreten in unsrer Anschauungsweise und in un- 
seren Vorstellungen! Sogar die Elementarbegriffe von Zeit und Raum sind schwankend 
geworden. Durch die Eisenbahnen wird der Raum getötet, und es bleibt uns nur noch die 
Zeit übrig ... Mir ist als kamen die Berge und Walder aller Länder auf Paris angerückt. 
Ich rieche schon den Duft der deutschen Linden; vor meiner Türe brandet die Nordsee. 
(zit. n. Läpple 1997: 203) 


Insofern kann die Geschichte der Industrialisierung und Modernisierung auch 
als eine Geschichte der sozialen Beschleunigunggeschrieben werden (Rosa 2005), 
die ohne die Entwicklung neuer Verkehrsmittel nicht möglich gewesen wäre. 
In den 1880er Jahren erlebte das Fahrrad einen Boom - es ermöglichte eine 
schnellere, flexible und individuelle Mobilität und war damit ein Wegbereiter 
für die Automobilität (Burkart 1994: 219). Als gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
die ersten, technisch keineswegs ausgereiften Automobile produziert wurden, 
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passten sich diese in die grassierende Beschleunigungseuphorie ein. Im Ver- 
gleich zur Pferdekutsche konnte ein enormer Zugewinn an Geschwindigkeit 
verzeichnet werden. Zahlreiche Autorennen wurden bereits im ausgehenden 
19. Jahrhundert veranstaltet. Zugleich war das Auto ein exklusives, den Reichen 
vorbehaltenes Gut und diente deshalb auch als Medium sozialer Distinktion. 
Sorgte die Eisenbahn im 19. Jahrhundert für eine Kollektivierung des Verkehrs 
und eine Entwertung der großbürgerlichen Pferdekutschen, entfaltete das Au- 
tomobil die Potenziale einer schnellen, individualisierten Fortbewegung. Das 
Auto ermöglichte es den Besitzer_innen „ihre soziale Überlegenheit auszustellen. 
[...] [E]s verlangt ja von der Sache her nach Öffentlichkeit: gefahren wird auf 
der Straße unter den Augen aller Leute.“ (Sachs 1984: 20) Gleichwohl regte 
sich vor allem unter der Landbevölkerung ein massiver Widerstand gegen die 
Autofahrer_innen. Diese eigneten sich die Straßen an, verursachten Lärm, ver- 
pesteten die Luft und gefährdeten alle nicht-motorisierten Lebewesen (Canzler 
2016: 68ff.). Die Ablehnung des Automobils richtete sich mitunter unmittelbar 
gegen die Fahrer_innen, wie ein Bericht eines Automobilreisenden aus dem 
Jahr 1902 zeigt: 

Nie in meinem Leben bin ich so viel verflucht worden wie während meiner Automobilreise 

im Jahre 1902. Alle deutschen Dialekte von Berlin an über Dresden, Wien, München 

bis Bozen waren daran beteiligt [...] - gar nicht zu rechnen die stummen Flüche, als da 


sind: Fäusteschütteln, Zungeherausstrecken, die Hinterfront zeigen und anderes mehr. 


(zit. n. Sachs 1984: 23) 


Der Klassencharakter des Automobils war offensichtlich. Anders als in den USA 
blieb es in Deutschland bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs weitgehend den 
Reichen vorbehalten. Zwar trugen auch Frauen zur technischen Entwicklungder 
Automobile bei und im Jahr 1909 erwarb Amelie Hoepper mit Erlaubnis ihres 
Mannes den Führerschein (Felts 2014), gleichwohl war das Auto von Anbeginn 
eine Männerdomäne. Das Automobil erneuerte die patriarchale Geschlechter- 
ordnung. Als technisches Artefakt begünstigte es die Etablierung „einer hege- 
monialen Männlichkeit entlang von Eigenschaften wie Aggressivität, Gewalt 
und Technologie.“ (Brand/ Wissen 2017: 140) Dennoch kam den Frauen eine 
bedeutende Rolle bei der Etablierungdes Autos als Luxusgut zu. Instruktiv hier- 
für sind etwa die Ausführungen eines französischen Autors: 
Seit dasschöne Geschlecht es sich durch einen Einstieg von der Seite in den komfortablen 
Karossen mit Wetterschutz, Polstern und Federungbequem machen kann, ohne sich weder 
die Haare noch die Aufmachung in Unordnung zu bringen, seitdem lieben die Frauen 
das Automobil... Das Auto ist für sie etwas, das glänzt, viel Geld kostet und deshalb chic 
ist. Es erlaubt einen neuen Luxus, ein neuartiges Mittel, um ein bißchen den Neid der 
Freundinnen zu erregen, die sich nichts anderes als die Metro oder die Droschke leisten 


können. Für die Fabrikanten ist entscheidend, daß sie, die Frauen, die Herren der Schöp- 


fung veranlassen, zahlreiche Wagen zu kaufen ... (zit. n. Sachs 1984: 53) 
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Diese Ausführung zeigt, dass die kulturelle Aufladung des Automobils einen 
gewissen Wandel durchlaufen hat. War es zunächst ein Gefährt, das sich durch 
relativ hohe Geschwindigkeiten und der Erweiterung individueller Handlungs- 
spielräume auszeichnete und darüber soziale Überlegenheit markierte, wurde 
es zu einem Artefakt, das neben den Geschwindigkeitsvorteilen über die Aus- 
strahlung von Eleganz und Muße die soziale Distinguiertheit der Besitzer_innen 
hervorhob. Viele Automobile wurden bereits damals mit Plakaten beworben, auf 
denen Frauen bzw. vornehme Damen abgebildet waren (ebd.: 53ff.). 


Freiheit, Fortschritt, Wohlstand - die Automobilisierung 
der Massen 


Die Inszenierung der Automobilität als Symbol für Freiheit, Fortschritt und 
sozialen Status strahlte aus. Nach und nach wurde der Wunsch, ein Automobil 
zu besitzen, in immer breiteren Teilen der Bevölkerung geweckt, wenngleich die 
materiellen und kulturellen Bedingungen für die Massenmotorisierung in den 
USA wesentlich besser waren als in Deutschland (Burkart 1994: 221ff.).Sogabes 
bis in die 1950er Jahre hinein starke Widerstände gegen die Automobilisierung. 
In München wurde im Jahr 1953 die „Interessengemeinschaft für Fußgänger 
und Radfahrer im Bundesgebiet“ gegründet, die mit dem programmatischen 
Anspruch „Fußgänger aller Städte, vereinigt Euch“ antrat. In Köln konstituierte 
sich der „Deutsche Schutzverband der Fußgänger und Radfahrer“ (Kuhm 1997: 
27). Diese Initiativen waren jedoch nicht stark genug, um die Massenmotorisie- 
rung zu verhindern. 

Bereits in den 1920er Jahren begannen die Automobilhersteller, dem Vorbild 
des Ford Modell T nachzueifern und einfachere, billigere Autos zu bauen - die 
Zahlungsfähigkeit der breiten Bevölkerung war jedoch in Deutschland, anders 
als in den USA, sehr beschränkt, was sich auch nicht während des Nationalso- 
zialismus änderte. Auch wenn in dieser Zeit nicht nur die ersten Autobahnen 
gebaut wurden, sondern das Versprechen einer Volksmotorisierung auch die 
Sehnsucht nach einem Auto verstärke: „Man muß dem Auto seinen ihm früher 
[...] angehängten klassenbetonenden Charakter [...] nehmen; es darf nicht länger 
Luxusmittel bleiben, sondern muss zum Gebrauchsmittel werden“, verkündete 
Adolf Hitler im Jahr 1934 im Völkischen Beobachter (zit. n. Sachs 1984: 72). Die 
Volkswagenwerke wurden gegründet und das Kraft-durch-Freude-Programm 
formulierte das Versprechen, bei einer wöchentlichen Sparrate von 5 Reichsmark 
einen V W-Käfer nach nur wenigen Jahren zu bekommen. Dazu sollte esallerdings 
nicht kommen - im Wolfsburger Volkswagenwerk rollten ab 1940 die militärisch 
einsetzbaren Kübelwagen vom Band. 
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Die Volksmotorisierung sollte sich erst im Zuge des sogenannten Wirtschafts- 
wunders vollziehen. Dabei wurde das Automobil zum Symbol für Freiheit, Fort- 
schritt und Wohlstand. Der nach dem Zweiten Weltkrieg wiedergegründete 
ADAC trug durch die in der Mitgliederzeitschrift ADAC-Motorwelt vorge- 
stellten Berichte über Reisen und Automobilsportveranstaltungen, die bereits 
in den späten 1940er Jahren wieder anfingen, und Lobbyarbeit wesentlich dazu 
bei (Kuhm 1997: 21ff.). 

Das automobile Freiheitsversprechen war nicht nur mit Reisen und Rennen 
verbunden, sondern, vor dem Hintergrund des Kalten Krieges, auch gegen die so- 
zialistischen Gesellschaften gewendet. So argumentierte etwa der Vize-Präsident 
des ADAC, Hans Bretz, im Jahr 1954, dass das Auto Ausdruck einer „nicht- 
kollektivistischen Gesellschaftsform“ sei (zit. n. Manderscheidt 2012: 154). 

Das Wirtschaftswunder, die ökonomische Prosperität wurde zum identitäts- 
stiftenden Moment in der Nachkriegs-BRD, das Automobil stand für persön- 
lichen und gesellschaftlichen Wohlstand. Die Automobilindustrie mauserte 
sich zur zentralen Branche im „Modell Deutschland“, das ab den späten 1950er 
Jahren immense Handelsbilanzüberschüsse erwirtschaftete. Die Volksmoto- 
risierung in der BRD umwehte der Glanz des american way oflife, die in den 
USA mit dem Modell T von Ford bereits in den 1920er Jahren eingesetzt hatte. 
Infolgedessen wandelte sich das Auto „vom Luxusgut zum alltäglichen Konsum- 
gut.“ (Canzler 2016: 62) Mehr noch: Es avancierte dank der starken kulturellen 
Aufladung in Verbindung mit der materiellen Unterfütterungder Automobilität 
zu einem zentralen Mechanismus sozialer Integration: „Das Auto gehört zur 
Grundausstattung eines vollwertigen Gesellschaftsmitglieds.“ (Burkart 1994: 
224) Allerdings zog sich dieser Bedeutungsgewinn des Automobils und der 
Wandel hin zu einem alltäglichen Konsumgut über Jahrzehnte hin. Insofern 
war das Automobil in den 1950er Jahren noch ein Statussymbol und drückte 
ein spezifisches Wohlstandsverständnis der sich anbahnenden Massenkonsum- 
gesellschaft aus. So wurde etwa der Ford Taunus mit einem Paar mit kleinem 
Sohn bebildert und mit folgendem Text beworben: „Wir haben es geschaft: 
Das neue Auto steht vor der Tür. Alle Nachbarn liegen im Fenster und können 
sehen, wie wir für eine kleine Wochenendfahrt rüsten. Jawohl, wir leisten uns 
etwas, wir wollen etwas haben vom Leben; dafür arbeiten wir schließlich beide 
[....]“ (Zit. n. Sachs 1984: 82) 

Das Auto fungierte nicht nur als Medium der Freizeitgestaltung, sondern 
vorwiegend vollzeiterwerbstätige Männer gelangten damit zu ihrem Arbeitsplatz. 
Frauen war der Erwerb des Führerscheins erst ab 1958 auch ohne die Zustimmung 
des Ehemanns oder Vaters möglich (Felts 2014). Zugleich wurde die Stadt- und 
Verkehrsplanung wie auch der öffentliche Nahverkehr unter dem Leitbild der 
funktional differenzierten und damit autogerechten Stadt, vorwiegend auf die 
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Bedürfnisse der zumeist männlichen Vollzeiterwerbstätigen ausgerichtet. Un- 
abhängig vom Erwerbsstatus ließen sich die Mobilitätsmuster von Frauen und 
Männern deutlich unterscheiden - auch erwerbstätige Frauen beanspruchen die 
Automobile weniger für sich, obwohl Männer von reproduktiven Tätigkeiten weit- 
gehend freigestellt sind (Bauhardt 2004: 126ff.; 2007; Manderscheidt 2012: 161). 
Zwar wurde mit der einsetzenden Massenmotorisierung - die Zahl der zu- 
gelassenen Pkws stieg von ca. 500.000 im Jahr 1950 auf 16,5 Millionen im Jahr 
1975 an (Canzler 2016: 71) - auch die entsprechende Straßeninfrastruktur 
ausgebaut. Nichtsdestotrotz kam es im Jahr 1963 zum ersten Verkehrsstau auf 
einer bundesdeutschen Autobahn (Holzapfel 2016: 83). Dies deutet an, dass das 
durch die Werbung und Medien popularisierte automobile Freiheitsversprechen 
mit der zunehmenden Motorisierung immer häufiger im Stau endete. Doch 
zunehmende Verkehrsstaus waren nicht der einzige Ausdruck der mit dem Au- 
tomobil einhergehenden Zwänge. Laut dem Kulturkritiker Ivan Illich galt für 
den durchschnittlichen US-Autofahrer: 
Der typische amerikanische Mann widmet seinem Auto mehr als 1600 Stunden im Jahr. 
Er sitzt darin, während es fährt und während es stillsteht. Er parkt es und sucht es wieder 
auf. Er verdient das Geld, um dafür eine Anzahlung zu leisten und die monatlichen Raten 
zu bezahlen. Er arbeitet, um das Benzin, das Wegegeld, die Versicherung, die Steuern und 
die Strafzettel zu bezahlen [...] Der typische amerikanische Mann wendet 1600 Stunden 
auf, um sich 7500 Meilen fortzubewegen: das sind weniger als fünf Meilen pro Stunde. 


In Ländern, in denen eine Transportindustrie fehlt, schaffen die Menschen dieselbe Ge- 
schwindigkeit und bewegen sich dabei, wohin sie wollen. (Zit. n. Gorz 2009: 58) 


Die autogerechten Städte und die negativen Begleiterscheinungen der Automo- 
bilität sorgten dafür, dass die Städte zunehmend an Lebensqualität verloren: 
Staus, Unfälle, Lärm, Abgase und massive Inanspruchnahme des öffentlichen 
Raums. Die Autos verwandelten sich von einem exklusiven Privilegzum alltäg- 
lichen Gebrauchsgegenstand, mit dem neue Ansprüche und Erwartungsmuster 
verbunden waren. Das Auto wurde zur Voraussetzung, am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen zu können. Dem Auto waren somit entgegen der symbolischen 
Aufladung (Freiheit) zunehmend Zwänge eingeschrieben: „man braucht ein Auto, 
um der städtischen Autohölle zu entrinnen. [...] [DJas Überflüssige ist notwendig 
geworden.“ (Gorz 2009: 60) 


Polarisierte Automobilität 


Verstummte in der Anfangsphase der Massenmotorisierung zunehmend die 
Autokritik, erlebte sie in den 1970er Jahren eine neue Blüte. Sie wurde stark von 
umweltpolitischen Motiven getragen. Aber auch die hohe Zahlan Verkehrsopfern 
sorgte für Kritik an den Automobilherstellern. Allein im Jahr 1969 starben mehr 
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als 21.000 Menschen auf westdeutschen Straßen (Canzler 2016: 73ff.). Nach einer 
kurzen Phase der Verunsicherung, der Entwicklung neuer Sicherheitssysteme 
(Sicherheitsgurt, Kindersitze, Airbags) sowie Erfindungen, die den Schadstoff- 
ausstoß eindämmten (Katalysator), orientierten sich die Automobilhersteller 
schnell wieder am alten Automobilleitbild „schneller, schwerer, stärker, teurer“ 
(Canzler/Knie 1994: 56). Die Motorisierungsrate stiegohne große Brüche weiter 
an: Waren im Jahr 1975 (in der BRD) 16,5 Millionen Automobile zugelassen, 
stieg die Zahl bis heute auf ca. 46,5 Millionen an (Kraftfahrtbundesamt 2018). 
Begünstigt wurde dieser Trend durch die stetige Erneuerung der kulturellen 
Aufladung des Automobils. Es „kristallisieren sich im Auto Lebensentwürfe 
und Weltbilder, Bedürfnisse und Hoffnungen, die dem technischen Gerät eine 
kulturelle Bedeutung aufprägen.“ (Sachs 1984: 109) 

Gleichwohl war die symbolische Bedeutung des Automobils, insbesondere 
sein Ausdruck als Symbol von Freiheit, vermittelt mit gesellschaftlichen Um- 
brüchen. Die fordistische Gesellschaftsformation erodierte: Flexibilisierung von 
Arbeitsverhältnissen, Auflösung traditioneller kleinfamiliärer Strukturen oder 
die Pluralisierung von Lebensentwürfen sorgten für einen gesellschaftlichen 
Individualisierungsschub (Honneth 2002). Dass Biografien zunehmend keinem 
standardisierten Muster folgten, war wiederum mit sich wandelnden und deutlich 
wachsenden Mobilitätsbedürfnissen verbunden: „Das Auto ist [...] die ideale 
technische Unterstützung für die gesellschaftliche Individualisierung. Aber nicht 
nur das: Individualisierungund Automobilisierung der Gesellschaft treiben sich 
gegenseitigan.“ (Canzler 2016: 106) Das Automobil erweiterte als individuelles 
Fortbewegungsmittel die eigenen Möglichkeitsräume. Dazu gehört auch die Be- 
wältigungder mit der doppelten Vergesellschaftung von Frauen einhergehenden 
Verpflichtungen in der Moderne: „die gleichzeitige Verortung [...] in beiden Sphä- 
ren gesellschaftlich notwendiger Arbeit, in der Sphäre der Reproduktions- wie in 
der Produktionsarbeit“ (Bauhardt 2007: 306). Das Auto ermöglicht es, die Wege 
der Produktionsarbeit mit denen der Reproduktionsarbeit in einer Wegekette 
zu verknüpfen. Zugleich wachsen mit der Verfügbarkeit eines Autos auch die 
Ansprüche im reproduktiven Bereich (Bauhardt 2004: 104): Auf dem Weg zur 
Lohnarbeit wird eingekauft oder die Kinder zur Kita gebracht. Damit wird aber 
auch in einer weiteren Hinsicht das Überflüssige notwendig (Gorz 2009: 60), 
denn Wege, die Kinder vor der Massenmotorisierung alleine zurücklegt haben, 
werden aufgrund der Gefahren des Automobilverkehrs zunehmend mit dem 
Auto bewältigt - und das Verkehrsaufkommen steigt weiter. 

Allerdings lassen sich neben der weiter voranschreitenden automobilen Durch- 
dringung der Gesellschaft in den letzten Jahrzehnten zwei wichtige Trends aus- 
machen. Einerseits gehen im jungen, urbanen Milieu die Verfügbarkeit und die 
Nutzungvon Automobilen zurück. Fuhren im Jahr 1998 junge Erwachsene noch 
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durchschnittlich 280 Kilometer pro Woche mit dem Auto, gingdie Wegeleistung 
innerhalb einer Dekade auf 220 Kilometer wöchentlich zurück (IfMo 2011: 5). 
Zudem nutzen junge Menschen verstärkt den öffentlichen Verkehr und fahren 
Fahrrad. Legten sie im Jahr 1997 noch 67 Prozent aller Wege mit dem Auto 
zurück, waren es zehn Jahre später noch 52 Prozent (ebd.: 9). Dabei gleicht sich 
der Interpretation des Instituts für Mobilitätsforschung (IfMo 2011) zufolge das 
Verkehrsverhalten junger Männer demjenigen junger Frauen an. 

Die intermodalen Mobilitätspraktiken, also die kombinierte Nutzung ver- 
schiedener Verkehrsmittel, bergen durchaus das Potenzial, zu einem Bedeu- 
tungsverlust des Automobils beizutragen — materiell wie symbolisch (Canzler 
2016: 78£.). Gleichwohl kann der Boom neuer, intermodaler Mobilitätspraktiken 
auch als Ausdruck einer spezifischen Subjektivierungsform des „Hexiblen Ka- 
pitalismus“ (Sennett 1998) geschen werden. Unsichere und schlecht entlohnte 
Beschäftigungsverhältnisse, die Erosion traditioneller sozialer Bezichungsformen, 
häufige Wohnsitzwechsel und die steigenden Flexibilitätsanforderungen machen 
die Abkehr von der Orientierung auf den Besitz eines Automobils attraktiv und 
für viele notwendig. „Nutzen statt Besitzen“ spart finanzielle Ressourcen und 
administrativen Aufwand. Intermodale Mobilitätspraktiken sind Ausdruck der 
Lebensführung des flexibel-kapitalistischen Subjekts. Andererseits wurde trotz 
der verstärkten Tendenz hin zu intermodalen Mobilitätspraxen mit den stetig 
wachsenden Zulassungszahlen für SUVs die Tendenz des „schneller, schwerer, 
stärker, teurer“ auf eine neue Stufe gehoben. Im Jahr 2017 betrug der Anteil 
der SUVs an den Neuzulassungen in Deutschland bereits 15,2 Prozent - Ten- 
denz weiter steigend (Kraftfahrtbundesamt 2018). Zwar unterscheiden sich die 
SUVs sowohl preislich als auch im Hinblick auf die Motorleistungteils erheblich. 
Dessen ungeachtet deuten die anwachsenden SUV-Zulassungszahlen auf eine 
verstärkte symbolische Aufladung des Autos hin. Es stellt sich die Frage, wie diese 
widersprüchlichen Entwicklungen interpretiert werden können. 

Zunächst scheint sich in der jungen, vorwiegend urbanen Bevölkerungsschicht 
tatsächlich ein Wandel der Bedeutung des Automobils abzuzeichnen. Zwar ist 
das Auto nach wie vor für die Mehrheit auch in dieser Bevölkerungsgruppe das 
zentrale Verkehrsmittel. Allerdings nimmt die Offenheit gegenüber anderen Ver- 
kehrsmitteln zu. Das Auto wird zunehmend ein Verkehrsmittel neben anderen. 
Auch die verstärkte Nachfrage nach Carsharing-Angeboten deutet darauf hin, 
dass das Auto als Statussymbol in Teilen der Bevölkerungan Bedeutung verliert 
und sich eine stärker an den funktionalen Eigenschaften des Autos orientierte 
Nutzungdurchsetzt. Gleichwohl kann keineswegs von einem tiefgreifenden Wan- 
delgesprochen werden. Während im Jahr 1998 noch 80 Prozent der Haushalte, in 
denen nur Menschen unter 35 Jahren leben, über einen Pkw verfügten, sank die 
Quote auf 72 Prozent im Jahr 2008. Zudem geht der Rückgang zu zwei Dritteln 
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auf die Veränderung der Bevölkerungsstruktur zurück, etwa dass in städtischen 
Ballungszentren mehr Studierende leben (IfMo 2011: 22). 

Der SUV-Boom hingegen weist aufeine Erneuerungund Verfestigung der Au- 
tomobilität hin (Brand/ Wissen 2017: 125ff.). In der Anfangsphase des Automo- 
bils war der Klassencharakter evident. Die städtische Oberschicht demonstrierte 
vorwiegend auf Kosten der Landbevölkerung ihren Status und erschloss sich 
neue Möglichkeiten der Freizeitgestaltung. Mit der Massenmotorisierungrückte 
der Klassencharakter des Automobils zunehmend aus dem gesellschaftlichen 
Bewusstsein. Zwar gab es durchaus unterschiedliche Fahrzeugtypen und Modelle 
der „Oberklasse“, aber das Auto an sich verlor immer mehr seinen Charakter als 
Statussymbol. Mit dem SUV-Boom manifestiert sich ein erneuertes Streben nach 
Distinktion: „So ein Geländewagen vermittelt vor allem ein Gefühl der Überle- 
genheit: Esgeht darum, mit mehr Masse aufzutreten‘, so der Verkehrspsychologe 
Rüdiger Hossiep (2018). Dieses mit den SUVs ausgedrückte Bestreben steht in 
einem unmittelbaren Zusammenhang zu den gesellschaftlichen Verhältnissen. 
Im Rahmen des Siegeszugs des Neoliberalismus haben sich die Konkurrenzbezie- 
hungen zwischen den Menschen intensiviert, soziale Sicherungssysteme wurden 
zurückgebaut und auch breite Teile der Mittelschichten fürchten sich vor dem 
sozialen Abstieg (Nachtwey 2016). Diese gesellschaftspolitische Konstellation 
bildet den Nährboden für den SUV-Boom: 

Der SUV wirkt aufgrund seiner materiellen Eigenschaften verstärkend auf jene von zu- 

nehmender Konkurrenz und Rücksichtslosigkeit geprägten sozialen Verhältnisse zurück, 


deren Produkt er ist. Dies tut er, indem er die ihm entsprechende Subjcktivität selbst mit 
hervorbringt. (Brand/ Wissen 2017: 129) 


Der SUV ermöglicht es den zumeist männlichen Fahrern, sich zu einem gewissen 
Teil von den negativen Folgen der Massenmobilität abzuschotten, die eigene 
Überlegenheit zu demonstrieren und die eigene Sicherheit auf Kosten anderer 
Verkehrsteilnehmer_innen zu erhöhen. So argumentieren etwa Wells und Xe- 
nias (2015), dass sich die kulturelle Aufladung der Automobilität gewandelt hat. 
Während das Freiheitsversprechen an Bedeutung verloren hat, werden, gerade 
im sogenannten Premiumsegment, Sicherheitsaspekte und die Möglichkeit, sich 
in ein technisch immer höher entwickeltes, mit modernen Informationstech- 
nologien ausgestattetes Fahrzeug „einzuhüllen“ (cocooring) wichtiger. Darüber 
hinaus beanspruchen SUVs in der Herstellungeine enorme Menge an Rohstoffen 
und verbrauchen aufgrund ihres Gewichts und ihrer Höhe schr viel Kraftstoff. 

Kritik an Autos und SUVs verhallt nicht ungehört, sie wird selbst in der 
Werbung für Automobile aufgegriffen. Exemplarisch hierfür ist etwa die Re- 
klame für den Jeep Grand Cherokee in Großbritannien. Auf der einen Seite 
einer Werbeanzeige ist der Jeep abgebildet, auf der anderen Seite steht in relativ 
kleiner Schrift (in Großbuchstaben): „Ok, it’s massively over-engineered for the 
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school run. And the problem with that is what, precisely?“ (Paterson 2007: 149.) 
Deutlicher lässt sich die Ignoranz gegenüber den Verheerungen der automobilen 
Aufrüstung kaum ausdrücken. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Automobil erstens seit jeher 
stark symbolisch aufgeladen war, die automobilen Subjektivierungsformen mit 
Klassen- und patriarchalen Geschlechterverhältnissen artikuliert sind (Brand/ 
Wissen 2017: 129) und mit den Dynamiken der sozialen Beschleunigung ein- 
hergeht (Rosa 2005). Zweitens lässt sich in den vergangenen Jahrzehnten eine 
verstärkte Polarisierung im Hinblick auf die Nutzung und die Symbolik der 
Automobile ausmachen: einerseits ein relativer Bedeutungsverlust für jüngere, 
vorwiegend in urbanen Räumen lebende Menschen, eine wachsende Offenheit 
für die Nutzung verschiedener Verkehrsmittel; andererseits ein stetiger Zu- 
wachs von SUVs, die Ausdruck sozialer Polarisierung sind und diese zugleich 
verstärken. Jeder vierte in Deutschland verkaufte Audi ist inzwischen ein SUV. 
Der momentan in Untersuchungshaft sitzende ehemalige Audi-Chef, Rupert 
Stadler, hat im Jahr 2017 das Ziel vorgegeben, bis zum Jahr 2025 den Anteil der 
SUVs an den verkauften Fahrzeugen auf 50 Prozent zu erhöhen (Vetter 2018). 
Insofern scheint ein Ende der Polarisierung des Automobils in naher Zukunft 
unwahrscheinlich. Drittens ist der SUV-Boom auch Ausdruck der bisherigen 
relativen Erfolglosigkeit der Autokritik. Die vor gut 20 Jahren von Dieter Läpple 
(1997: 202) konstatierte Divergenz zwischen der weit verbreiteten Einsicht in die 
Notwendigkeit einer grundlegenden Verkehrswende und der Kontinuität des 
automobil geprägten Verkehrssystems ziehe „sich wie ein dissonantes Leitmotiv 
durch das Verkehrs- und Mobilitätsverhalten unserer Gesellschaft“, hat an ihrer 
Aktualität nichts eingebüßt. 

Wie sind vor dem Hintergrund des Befundes dieser starken Pfadabhängig- 
keiten die Konzepte einer Erneuerung der Mobilität im Rahmen eines digitalen 
Kapitalismus zu bewerten? Welche kulturellen Veränderungen würden sie impli- 
zieren? Wie realistisch ist das eingangs skizzierte EASCY-Szenario, das bis 2030 
einen tiefgreifenden Wandel der Automobilität prognostiziert? 


Auf dem Weg zu neuen automobilen Subjektivitäten? 


Zunächst sollen noch einige Überlegungen im Hinblick darauf entwickelt wer- 
den, inwieweit der Aufstieg der Rechten, der Ausdruck einer tiefgreifenden Krise 
der kapitalistischen Entwicklungsweise ist, Implikationen auf die Perspektiven 
der zukünftigen (Auto-)Mobilität haben. Demirovid (2018) zufolge handelt es 
sich beim erstarkenden Rechtspopulismus um eine neue Form des autoritären 
Populismus, der an die Phase des progressiven Neoliberalismus anknüpft. Die 
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Subalternen werden ermutigt, die in dieser Phase gewachsenen Gefühle der Un- 
zufriedenheit und Enttäuschungen „in Ressentiments, rassistische Praktiken, 
Kälte und Entsolidarisierung zu übersetzen“ (ebd.: 32). Die neue Salonfähigkeit 
von rassistischer Hetze und antifeministischen Positionen schaftt ein gesellschaft- 
liches Klima der Konkurrenz und Abwertung der imaginiert „Anderen“ bzw. 
Schwächeren. Die der bestehenden Automobilität eingeschriebene Form der 
kognitiven Dissonanz, das „Nichtwissen-Wollen“ (Lessenich 2016: 112) bzw. 
das Verdrängen der damit verbundenen sozial-ökologischen Folgen, macht sie 
für Viele zum Teil der Lösung von Problemen. Dies gilt „umso cher, je mehr die 
Robustheit des Automobils die individuellen Kapazitäten der Krisenanpassung 
erweitert.“ (Brand/ Wissen 2017: 136) Insofern wird die Nutzung des Automobils 
für Teile der Bevölkerung zum Medium, um sich gegen gesellschaftliche Krisen 
und Desintegrationsprozesse abzuschotten. 

Zugleich bildet sich die polarisierte Automobilität auch im Hinblick auf die 
gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsorientierungen ab. Dennis Eversberg (2018: 
10) unterscheidet auf der Basis des Datensatzes des Umweltbundesamts zehn 
„nachhaltigkeitspolitische Lager“ in der BRD. Diese lassen sich über ihre sozi- 
ale Lage, alltäglichen (mobilitäts-)Praktiken und Einstellungen definieren. Die 
Klassifizierung eröffnet ein schr heterogenes Bild. Während die „Aktivistisch- 
Ökosozialen“ 10,2 Prozent der Bevölkerungausmachen und aus diesem Spektrum 
eine große Befürwortungund Engagement für eine grundlegende Verkehrswende 
zu erwarten ist, bilden „die zu drei Vierteln männlichen Antiökologischen Ex- 
ternalisierer“ (ebd. 12) mit einem Anteil von 9 Prozent den Pol derjenigen, die 
vermutlich massiven Widerstand gegen eine Abkehr von der imperialen Auto- 
mobilität leisten werden. 

Insofern lässt sich die soziale Polarisierung, die sich mitunter im Aufstieg der 
Rechten ausdrückt, auch im Nachhaltigkeits- und Mobilitätsbereich abbilden. 
Diese sowohl ideologische als auch in den Alltagspraxen eingelagerte Polari- 
sierung ist eine wichtige Hintergrundfolie, wenn es um die Einschätzung der 
Perspektiven der Automobilität und ihrer kulturellen Aufladung im digitalen 
Kapitalismus geht. 

Das EASCY-Szenario von PricewaterhouseCoopers (2017) und die Studie von 
Timo Daum (2018) weisen zwei Gemeinsamkeiten auf. Erstens gehen sie beide 
davon aus, dass sich im Zuge der Digitalisierung eine enorme Veränderung der 
Mobilität vollziehen wird, die wesentlich durch die IT-Konzerne und die globale 
Standortkonkurrenz forciert wird. Die Autos werden in Zukunft nicht nur elek- 
trisch angetrieben und autonom fahren, sondern auch geteilt werden - „nutzen 
statt besitzen“ (PricewaterhouseCoopers 2017: 20) lautet die Devise (Daum 2018: 
54ff.). Zweitens wird die Transformation der Automobilität stark als Generatio- 
nenfrage verhandelt. Bei Daum (2018: 56f.) sind es die sogenannten Millennials, 
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also die zwischen 1981 und 1996 Geborenen, die als junge, digitalisierungs- und 
technikaffine Menschen, die obendrein einen wesentlich pragmatischeren Um- 
gangmit Automobilen pflegen als die vorhergehenden Generationen, diejenigen, 
die die Verkehrswende vorantreiben. Gleiches gilt im EASCY-Szenario, dort heißt 
es: „Die automobile Transformation wird wesentlich von der jungen technikaf- 
finen Generation vorangetrieben.“ (PricewaterhouseCoopers 2017: 16) 

Zweifelsohne weist die Bezugnahme auf Generationen eine hohe Plausibili- 
tät auf. Gemeinsame Erfahrungshintergründe und Sozialisationserfahrungen 
können durchaus zu Veränderungen gegenüber vorhergehenden Generationen 
führen, sowohl im Hinblick auf Fähigkeiten (Technikkompetenz) als auch im 
Bereich ideologischer Orientierungen (Bedeutungswandel des Autos). Gleichwohl 
wirft die Fokussierung auf bestimmte Altersgruppen das Problem auf, dass die 
Menschen innerhalb einer Generation keineswegs homogen sind, sondern in 
Klassen- und Geschlechterverhältnisse hineingeboren und -sozialisiert werden. 
Sie verfügen somit über schr unterschiedliche materielle Ressourcen, Mobili- 
tätspraktiken und Vorstellungswelten. Darüber hinaus sind insbesondere in die 
Geschlechterverhältnisse gewisse Erwartungen eingeschrieben, etwa im Hinblick 
aufdie Übernahme von Lohn- und Reproduktionsarbeit und damit verbundenen 
Mobilitätsanforderungen. Insofern prägen diese Strukturelemente wesentlich die 
sehr unterschiedlichen individuellen Orientierungen im Hinblick auf Nachhal- 
tigkeit und Mobilität (Eversberg 2018). 

Trotz aller Veränderungen ist das Automobil nach wie vor das zentrale Ver- 
kehrsmittel der jungen Generation (IfMo 2011). Es scheint in deren weiteren 
Lebensverlaufan Bedeutunghinzuzugewinnen. Insofern spricht vieles dafür, dass 
mit der Digitalisierung und den darin eingeschriebenen Potenzialen keineswegs 
grundlegend andere Mobilitätspraktiken und Entmystifizierungdes Automobils 
einhergehen werden. Diese Einschätzung steht auch nicht im Widerspruch zur 
Studie von PwC. Denn während das EASCY-Szenario zunächst wie eineradikale 
Transformation hin zu einer egalitären, geteilten Mobilität dargestellt wird, heißt 
es an anderer Stelle: 


Trotz der Veränderung der Mobilitätsformen gehen wir von einer fortschreitenden Fahr- 
zeugdifferenzierungin Größe und Segment aus. So werden geteilte Fahrzeuge sowohl im 
Premium- als auch im Volumensegment anzutreffen sein - aufgrund des primären urba- 
nen Anwendungsbereichs dürfte es sich allerdings in erster Linie um kleinere Fahrzeuge 
mit weniger Sitzplätzen handeln. Die autonomen Privatfahrzeuge werden dagegen cher 
größere Autos speziell aus dem Premiumbereich sein. (PricewaterhouseCoopers 2017: 23) 


Dieses Szenario verspricht also cher eine Erneuerung und weitere Polarisierungder 
Automobilität. Geteilte Kleinwagen für die einen, geteilte und nicht geteilte SUVs 
für die anderen. Das Auto als Statussymbol wird nicht angetastet, die massiven 
sozialen und ökologischen Probleme der Automobilität nur partiell adressiert 
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(etwa die Problematik der Luftverschmutzung im städtischen Raum). Es geht 
letztlich darum, die Mobilität an die Erfordernisse des Hexiblen Kapitalismus 
anzupassen. 

Das Szenario von Timo Daum hingegen zielt in eine ganz andere Richtung, 
Private Automobile soll es in Zukunft nicht mehr geben. Auch der Fahrstil wird 
sich mit der Durchsetzung des autonomen Fahrens dramatisch verändern (wobei 
es durchaus eine offene Frage ist, ob in absehbarer Zeit vollautomatisierte Fahr- 
zeuge im „Normalbetrieb“ zum Einsatz kommen werden): 

Ein autonomes Fahrzeug wird nie mit Absicht eine Radfahrerin schneiden, einem Fuß- 

gänger die Vorfahrt nehmen, noch schnell bei Dunkelgelb Gas geben oder sonstige Rü- 

peleien begehen, die in unserem nicht-algorithmischen Verkehr alltäglich sind. An die 


Stelle des Rechts des Stärkeren könnte die Stärkung bislang benachteiligter schwächerer 
Verkehrsteilnehmer*innen treten. (Daum 2018: 49) 


Darüber hinaus wären die autonomen, elektrifizierten, geteilten und digital ver- 
netzten Automobile eine Ergänzungzum öffentlichen Verkehr, der die Mobilität 
aller gewährleistet, so Daum. Die Kontrolle über die Daten bzw. das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmungsoll durch demokratische Verfahren sicherge- 
stellt werden. Insofern stellt sein Szenario eine radikale Abkehr vom bestehenden 
Verkehrssystem dar. Das Automobil würde seine Eigenschaft als Statussymbol, 
als Ausdruck einer privilegierten Klassenposition oder/und einer spezifischen 
Form von Maskulinität verlieren. Die Automobilnutzung, die spezifische „Ver- 
wobenheit von Körper und Maschine“ (Manderscheidt 2012: 165) würde sich im 
Zuge der Durchsetzung von autonom fahrenden Autos grundlegend verändern. 
Potenziale und Ansatzpunkte für eine Neubestimmung der materiellen und 
kulturellen Dimension von Automobilität scheinen in der Tat vorhanden zu 
sein (Digitalisierungsprozesse, insgesamt abnehmende Bedeutung des Autos 
für die junge Generation). Doch wie wahrscheinlich ist ein solches Szenario in 
Anbetracht der oben skizzierten gesellschaftlichen Entwicklungen? 
Momentan erscheint eine Entwicklung in Richtung des EASCY-Szenarios 
als deutlich wahrscheinlicher. Der erstarkende Rechtspopulismus und die ihm 
zugrundeliegenden sozialen Ungleichheiten und patriarchalen Verhältnisse fin- 
den ihr Äquivalent in der „fortschreitenden Fahrzeugdifferenzierung“ (Price- 
waterhouseCoopers 2017: 23). Das Automobil bleibt das Statussymbol für viele. 
Geht es nach PwC wird die soziale Beschleunigung weiter forciert, es werden 
mehr Fahrzeuge gebaut, mehr Kilometer zurückgelegt und die Fahrzeuge immer 
schneller ausgetauscht. Die kognitive Dissonanz im Hinblick aufden Automobil- 
verkehr findetim EASCY-Szenario ihren Ausdruck in einer konsequenten Dethe- 
matisierung sämtlicher Macht-, Herrschafts- und Naturverhältnisse. Zudem 
kann die potenziell allumfassende Verfügbarkeit autonomer Autos sowohl das 
Verkehrsaufkommen steigern als auch die Dynamiken sozialer Beschleunigung 
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im flexiblen Kapitalismus weiter anheizen. Aufgegriffen werden hingegen der 
Wandel in den Mobilitätspraktiken junger Menschen und neue technologische 
Entwicklungen (Digitalisierung und Elektromotoren). 

Gleichwohl gibt es abgeschen von den sich wandelnden Mobilitätspraktiken 
junger Menschen und technologischen Möglichkeiten weitere Aspekte, die Hoff- 
nung wecken, dass sich mit der Digitalisierung eine Verkehrswende vollzicht, 
die über die zunehmenden intermodalen Mobilitätspraktiken im Rahmen des 
Hexiblen Kapitalismus hinausweisen. Vielfältige Initiativen und Bewegungen 
setzen sich für ein solidarisches Verkehrssystem ein. Seien es Fahrradvolksent- 
scheide, Initiativen für einen beitragsfreien ÖPNV, Kämpfe gegen den Aus- oder 
Neubau von Straßen und Autobahnen oder das Bündnis „Bahn für Alle“ (Haas 
2018). Ein solidarisches Verkehrssystem ist möglich. Eine Voraussetzung für 
dessen Durchsetzung ist die Entmystifizierung des Autos als Symbol für Freiheit, 
Fortschritt, Wohlstand, sozialen Status und Sicherheit. 
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Elektro-Pkw - eine ökologische Modernisierung 
der Automobilität? 


Mit der Elektromobilität leistet die Auto- 
mobilindustrie einen entscheidenden Bei- 
tragzur Entschärfungder Klimakriseund 
der Luftverschmutzung. Das Automobil- 
system steht vor einer glänzenden Zukunft. 
Diese Behauptungen von Automobilindu- 
strie, Regierungund vielen Medien werden 
in der breiten Öffentlichkeit kaum bestrit- 
ten. Die Fakten schen allerdings anders aus. 

Das Elektroauto ist in seiner jetzi- 
gen Auslegung keine Lösung für die 
Klima- und Umweltkrise, die durch das 
Automobilsystem mit verursacht wurde. 
Entgegen den von den ProtagonistInnen 
der Pkw-Elektromobilität verbreiteten 
Aussagen sind Elektroautos keineswegs 
klimaneutral. Sie verursachen stattdessen 
für die nächsten ein bis zwei Jahrzehnte 
über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg 
nicht wesentlich geringere CO,-Emissio- 
nen als normale Benzin- oder Diesel-Pkw. 
Sofern sie mit Ökostrom betrieben werden, 
emittieren Elektro-Pkw beim Betrieb zwar 
kein CO,. Davon kann jedoch nicht aus- 
gegangen werden. Außerdem fallen bei 
ihrer Herstellung erhebliche Emissionen 


an (UPI 2017). 


Fossile Energie für Elektroautos 


Die weit verbreitete Meinung, Elektroau- 
tos seien wegen der Stromerzeugungdurch 
Wind- und Solaranlagen umweltneutral, 
trifft nicht zu. Zwar ist der Anteil von 


regenerativ erzeugtem Strom in der Ver- 
gangenheit gewachsen, er hat aber im We- 
sentlichen nur den Rückgangder Stromer- 
zeugung durch Kernenergie kompensiert 
(UPI 2017). Der Einsatz fossiler Primär- 
energieträger in der Stromerzeugung, der 
die CO,-Emissionen verursacht, ist in den 
letzten Jahrzehnten ungefähr gleich geblie- 
ben. Dies wird auch mittelfristig ähnlich 
bleiben (Atomausstieg bis Ende 2022). Es 
steht zu befürchten, dass ein Anstieg des 
Stromverbrauchs durch die schnelle Ein- 
führung von Elektroautos zu einer Erhö- 
hungdes Einsatzes fossiler Brennstoffe, vor 
allem von Stein- und Braunkohle, führt. 
Dadurch würden die strombedingten 
Emissionen ansteigen. 

Dies gilt auch bei einem Einstieg in die 
extrem stromintensive Produktion von 
Batteriezellen, wie er jetzt von Indust- 
rie- und Regierungsseite propagiert wird. 
Nach einer neueren schwedischen Studie 
(Romare/Dahllöf 2017) werden bei der 
Produktion von Lithiumionen-Batterien 
durchschnittlich 150 bis 200 Kilo CO,- 
Äquivalente pro Batterie-kWh freigesetzt. 
Neuere Elektro-Pkw-Modelle haben übli- 
cherweise Batterien von 60 bis 100 kWh. 
Ein Elektro-Pkw mit einer 100kWh- 
Batterie emittiert also schon 1520 CO,, 
bevor er zum ersten Mal gestartet wird. 
Die Autorinnen rechnen mit einem Anteil 
von 50 Prozent fossiler Energieträger am 
Strommix. Sollten die Pläne verschiedener 
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Batterieproduzenten realisiert werden, die 
mehrere Batteriefabriken in Polen mit sei- 
nem vergleichsweise billigen Kohlestrom 
und damit wesentlich höheren Kohlean- 
teil am Strommix planen, werden sich die 
CO,-Emissionen bei der Batterieproduk- 
tion noch merklich erhöhen. „Ein herber 
Rückschlag für die Energiebilanz von 
Ökoautos‘, schreibt dazu die Süddeutsche 
Zeitung‘. Das gilt auch für die Produktion 
von noch größeren Batterien als oben er- 
wähnt, wie sie für den Betrieb von Elektro- 
Sport-Utility-Vehicles (SU Vs) nötig sind. 
Für diese großen Batterien erhöht sich auch 
der Rohstoffanteil erheblich. 

Die Studie einer Autorin von Transport 
& Environment erwartet dagegen, dass 
„in der Zukunft der in die Batterie einge- 
bettete Kohlenstoff signifikant reduziert 
wird, wo immer die Zellen produziert 
werden; besonders wenn die Produktion 
in niedrig-Kohlenstoff-intensiven Ländern 
wie Schweden lokalisiert ist“ (T&&E 2018). 
Ob diese Erwartung realistisch ist, sei da- 
hingestellt, besonders weil die polnische 
Regierung ihre Bemühungen um eine 
EU-geförderte Zellenproduktion in Polen 
intensiviert.” 

Der von der Autoindustrie geförderte 
Trend zu großen und schweren Fahrzeugen 
- SUVsund Geländewagen - istallerdings 
nicht nur bei Elektro-Pkws, sondern mehr 
noch bei den herkömmlichen Fahrzeugen 
von grundlegender Bedeutung. Kein an- 
deres Fahrzeug-Segment wächst derzeit 
weltweit so stark wie das der SUVs, obwohl 
diese Autos wegen ihres hohen Verbrauchs 
so gar nicht zur behaupteten Strategie der 
Automobilindustrie für die neue, saubere 


1 „Europa hat den Anschluss an die Bat- 
terietechnik verpasst“, sueddeutsche.de 
(17.10.17) 

2 „Polen will mit Deutschland Batterien für 
E-Autos bauen“, sueddeutsche.de (6.9.2018). 
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Mobilität passen. „Ein Ende des SUV- 


Booms ist nicht in Sicht“ kommentieren 
die Wolfsburger Nachrichten zustimmend 
die „erfolgreiche“ Strategie des VW- 
Konzernchefs Herbert Diess, verstärkt 
SUV-Modelle auf den Markt zu bringen.? 
Hier ist nicht der Platz, um näher darauf 
einzugehen, wie sich „im Geländewagen- 
und SUV-Boom die imperiale Lebensweise 
und ihre tendenzielle Verallgemeinerung 
auf eine besonders anschauliche Weise“ 
manifestieren, wie Brand/Wissen (2017: 
126) konstatieren. Die Auswirkungen 
auf die Emissionen der Fahrzeugflotte 
sind jedenfalls erheblich. Winfried Wolf 
weist zu Recht darauf hin, dass es selbst 
bei einer für die „Propagandisten der 
Elektro-Pkw-Mobilität optimalen Ent- 
wicklung im Jahr 2025 ‘nur’ rund 150 
Millionen Elektro-Pkw geben (wird), was 
dann rund 10 Prozent des weltweiten Pkw- 
Bestandes entspricht“ (Wolf2018). Wenn 
große Teile der übrigen 90 Prozent dann 
aus spritschluckenden SU Vs bestehen, hat 
das gravierende, negative Auswirkungen. 
Hier greift eine für die Automobilindu- 
strie äußerst vorteilhafte juristische Festle- 
gung, dass Elektroautos und Hybridautos 
mit ihrem aus dem Stromnetz bezogenen 
Strom nach der Richtlinie ECE 101 als 
emissionsfrei gelten (UPI 2017: 26), das 
heißt sie werden als „Null-Emission-Pkws“ 
definiert. Die Autokonzerne können mit 
dem Verkaufvon Elektro-Pkws die Emissi- 
onen von großen Pkws und SU Vs mit Ver- 
brennungsmotoren kompensieren. Dieter 
Teufelvom Umwelt- und Prognose-Institut 
(UPI) kommentiert dies folgendermaßen: 
„Bei den Elektroautos ist der Automobil- 
industrie ein besonderer Coup gelungen: 


Es ist vor allem der Lobby der deutschen 


3 „Strategie von Diess geht bisher voll auf“, 
braunschweiger-zeitung.de (6.6.2018). 


Elektro-Pkw - eine ökologische Modernisierung der Automobilität? 


Automobilwirtschaft gelungen, bei der 
EU-Gesetzgebung zu den Grenzwerten 
für CO, durchzusetzen, dass Elektroautos 
nicht mit ihrem realen Emissionsverhalten, 
das heißt, mit den CO,-Emissionen, die bei 
der Stromerzeugung entstehen, in die Be- 
rechnungdes Flottenemissionsgrenzwertes 
eingehen, sondern mit einer angeblichen 
Null-Emission. Sie gelten per definitionem 
- per Gesetz - als Nullemissionsfahrzeuge. 
Und damit können die Automobilfirmen 
die Grenzwertüberschreitungen bei schwe- 
ren Fahrzeugen - SUVs, Geländewagen 
und so weiter - durch die Berechnung der 
Nullemissionsfahrzeuge, von Elektroautos, 
ausgleichen. Wenn man das durchrech- 
net, ergibt sich, dass mit jedem gekauften 
Elektroauto die Automobilwirtschaft die 
Grenzwertüberschreitungen von etwa 
sieben großen SUVs kompensieren kann 
und ohne Strafzahlungen davonkommt.“ 
(DLF 2017) 

Zusätzlich zu diesem regulatorischen 
Rebound zählt die UPI-Studie noch wei- 
tere sogenannte Rebound-Effekte auf (UPI 
2017). Eshandelt sich dabei um Nebenwir- 
kungen oder Rückkopplungseffekte einer 
Maßnahme, die die damit verbundenen 
eigentlichen Zielsetzungen konterkarieren 
und sogar zum Gegenteil des Beabsichtig- 
ten führen können (Backfire-Effekt). Da 
die steuerliche Ungleichbehandlung von 
Kraftstoff und Elektrizität kombiniert mit 
günstigen Lademöglichkeiten zu niedri- 
geren Betriebskosten für Elektro-Pkws 
führt, werden Anreize für die Nutzungvon 
Autosund für eine Verlagerung von Perso- 
nenverkehr von der Schiene auf die Straße 
geschaffen - ein finanzieller Rebound. 
Aufgrund ihrer noch geringen Reichweite 
verwendet der überwiegende Teil der Nut- 
zenden Elektro-Pkws nicht etwaals Ersatz 
für ein herkömmliches Auto, sondern als 
zusätzliches Fahrzeug, Unter diesen Bedin- 


gungen bewirkt die E-Pkw-Mobilität eine 
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Zunahme an Pkw-Verkehr und vor allem 
in den Städten ein nochmals größeres 
Flächenproblem. So kommt es zum funk- 
tionalen Rebound. Schließlich: Weil 
Elektro-Autos als „grüne Mobilität“ und 
als „Null-Emissionsfahrzeuge“ propagiert 
werden, kann dies zusammen mit dem 
finanziellen Rebound zur Substitution 
von öffentlichem Verkehr und Fahrrad- 
verkehr durch Elektroautos führen. Dies 
wäre dann ein mentaler Rebound. Dieser 
Effekt ist in Norwegen durch eine Studie 
nachgewiesen: Dort nutzen Besitzer von 
Elektroautos nach dem Kauf statt öffent- 
licher Verkehrsmittel oder dem Fahrrad ihr 
eigenes Fahrzeug auf dem Weg zur Arbeit 
deutlich häufiger (ebd.). 

Das UPI resümiert, dass die vier be- 
schriebenen Rebound-Effekte in ihrer 
Summe dazu führen, dass Elektroautos 
heute und in den nächsten ein bis zwei 
Jahrzehnten keine Umwelt- und Klimap- 
robleme verringern, sondern sie cher ver- 
schärfen. Als Mindestvoraussetzungen für 
einen sinnvollen Einsatz von Elektroautos 
zählt das Institut abschließend auf (UPI 
2017: 62): 

- Berechnung der CO,-Flottenemission 
mit realer statt mit „Null“-Emission 

- Deutlicher Rückgang fossiler Brenn- 
stoffe in der Stromerzeugung 

- Vorkehrungen gegen Verkehrsverlage- 
rung vom öffentlichen Verkehr auf die 

Straße durch E-Pkw (etwa Ende der 

Subventionierung der fahrleistungs- 

abhängigen Betriebskosten von E-Pkw 

und Beteiligung an den Infrastruktur- 
kosten) 
- Vermeidung eines Anstiegs der Pkw- 

Zahl (E-Pkw als vollwertiger Ersatz 


normaler Pkw). 


Erst dann kann nach Einschätzung des 
UPI Elektromobilität im Kraftfahrzeug- 
bereich eine ökologisch sinnvolle Rolle 
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spielen. Solange diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind, führt die Förderung 
oder Subventionierung von Elektroautos 
zur Zunahme der CO,-Emissionen und 
damit zum Gegenteil des Beabsichtigten. 


Zur Rohstoffproblematik der 
E-Auto-Batterien 


Noch gibt es weltweit nur rund zwei Mil- 
lionen Elektroautos. Doch die Prognosen 
überschlagen sich: Bis zum Jahr 2025 
könnte die Zahl der Elektrofahrzeuge bis 
auf rund 150 Millionen ansteigen (Wolf 
2018). Die Batterien sind das Herzstück 
der E-Pkw. Für die massenhafte Produk- 
tion von Batteriezellen - gleich ob in 
den Fabriken der bis heute dominieren- 
den japanischen, südkoreanischen oder 
chinesischen Konzerne, in Elon Musks 
kalifornischen Gigafactories oder künftig 
auch relevanter europäischer Hersteller - 
werden zahlreiche Rohstoffe in ganz neuer 
Mengendimension benötigt, insbesondere 
Lithium, Kobalt, Nickel und Graphit. Die 
absehbare Nachfrage nach diesen Rohstof- 
fen treibt auch die hiesige Autobranche 
um. Zu Recht, wie eine Studie zur Roh- 
stoffversorgung im Auftrag der Berliner 
Denkfabrik Agora Verkehrswende zeigt 
(Agora 2017). Zwar gebe es weltweit genug 
Lithium, Kobalt, Grafit und Nickel für die 
Batterieproduktion. Die Vorkommen wür- 
den aber möglicherweise nicht rasch genug 
erschlossen, sodass das Angebot speziell 
an Lithium und Kobalt zeitweise knapp 
werden könnte. Zudem ist das Vorkom- 
men der Rohstoffe regional begrenzt, und 
sie werden oft mit erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen gefördert. 

Laut der Agora-Untersuchung wird 
der Bedarfan Lithium aufknapp 160.000 
Tonnen im Jahr 2030 und sogar 500.000 
Tonnen im Jahr 2050 steigen. Derzeit 
werden lediglich 35.000 Tonnen im Jahr 
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produziert. Auch die Nachfrage der Au- 
toindustrie nach Kobalt wächst Prognosen 
zufolge rasant an: auf 60.000 Tonnen 2030 
und mehr als 800.000 Tonnen 20 Jahre 
später. Bereits heute leidet die Bevölkerung 
in den Bergbauregionen an verschmutz- 
tem Wasser, zerstörten Landschaften, 
Kinderarbeit oder an der Finanzierung 
von Konflikten mit den Gewinnen der 
Rohstoffförderung. 

Im Fall von Lithium hat die zuneh- 
mende Nachfrage seitens der Automobil- 
industrie den Preis für Lithiumkarbonat 
in die Höhe getrieben. Allein zwischen 
November 2016 und September 2017 hater 
sich nahezu verdreifacht, auf über 20 US- 
Dollar pro Kilo. Die Dimensionen, in de- 
nen Lithium eingesetzt wird, sind in der 
Tat beeindruckend. Das zeigt eine in der 
Schweizer Wochenzeitung veröffentlichte 
Recherche von Franziska Meister: Wäh- 
rend in einem Smartphone nurdrei Gramm 
Lithiumkarbonat verbaut sind, kommen 
auf einen Laptop schon dreißig Gramm 
und auf das neuste Tesla-Modell über 50 
Kilo. Anfang 2017 verkündete Elon Musk, 
für die Herstellung von Batterien in seiner 
Gigafabrik die gesamte Lithiumproduk- 
tion eines Jahres zu benötigen.‘ Um eine 
Tonne Lithium zu gewinnen, müssen 1,9 
Millionen Liter Wasser eingesetzt werden 
- und dies in Regionen mit oft extremer 
Wasserknappheit. Denn 50 Prozent der 
globalen Reserven konzentrieren sich auf 
das „Lithium-Dreieck“ Chile, Argentinien 
und Bolivien. Obwohl der Lithiumabbau 
erstam Anfangstehen dürfte, machen sich 
die Auswirkungen bereits bemerkbar, zum 
Beispiel in der Region Atacama in Chile: 
Dort hat der US-Konzern Albemarle den 
betroffenen Indigenen bis 2016 keinen 


4 „Lithium: Wir essen keine Batterien“, woz.ch 


(7.12.2017). 


Elektro-Pkw - eine ökologische Modernisierung der Automobilität? 


Centavo Entschädigung für die Land- 
und Wassernutzung bezahlt. Dabei sind 
die meisten Gemeinden bettelarm. Ihnen 
fehlt esan grundlegenden Infrastrukturen 
wie an Abwasser- oder Trinkwassersyste- 
men. Und jetzt drängen neben Albemarle 
weitere Konzerne in die extrem trockene 
Hochebene und graben der indigenen 
Bevölkerung buchstäblich das Wasser ab. 
Die Weiden für die Lamas und Ziegen - 
Existenzgrundlage für die allermeisten In- 
digenen - verdorren zunehmend, einzelne 
Dörfer sind bereits auf Trinkwasser ange- 
wiesen, das mit Tanklastwagen angekarrt 
wird. Vor einem Jahr hat eine Indigene 
ein handgeschriebenes Protestplakat auf- 
gestellt: „Wir essen keine Batterien - Sie 
nehmen das Wasser, das Leben versiegt“ 
(ebd.). Sehr viel spricht für eine enorme 
Zunahme von sozialen Konflikten, die 
Möglichkeit von kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen eingeschlossen. 

Noch problematischer sind die Rah- 
menbedingungen im Fall der Kobaltför- 
derung. Der Preis von Kobalt hat sich seit 
dem Sommer 2016 mehr als verdreifacht. 
Von gut 23.000 US-Dollar je Tonne stieg 
der Preis an der Londoner Industrieme- 
tallbörse London Metal Exchange (LME) 
Anfang 2018 auf fast 80.000 US-Dollar 
(Wolf2018). Kobalt wird für die Kathode 
der Elektroautobatterien benötigt und 
soll für eine besondere Energiedichte und 
damit höhere Kapazität und Reichweite 
sorgen. 

Rund 60 Prozent der globalen Kobalt- 
förderung findet in der Demokratischen 
Republik Kongo statt. Bereits Anfang 
2016 hatte Amnesty International darauf 
aufmerksam gemacht, dass im Kongo der 
Bergbau mit Menschenrechtsverletzun- 
gen verbunden ist, es Kinderarbeit und 
eine hohe Gesundheitsbelastung für die 
ArbeiterInnen gibt. Zudem würden mit 
den Gewinnen aus der Kobaltförderung 
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bewaffnete Konflikte und Warlords fi- 
nanziert (AI 2016). Doch erst eine erneute 
Pressemitteilungvon Amnesty Internatio- 
nal (AI2017) vom November 2017 erlangte 
größere Aufmerksamkeit.’ Darin werden 
alle Befunde von Anfang 2016 bestätigt. 
Noch deutlicher als 2016 wirft Amnesty 
mehreren internationalen Konzernen vor, 
von Kinderarbeit in der Demokratischen 
Republik Kongo zu profitieren und nicht 
genug dagegen zu unternehmen. Unter 
den genannten Unternehmen sind neben 
Apple, Samsung und Sony auch deutsche 
Autokonzerne wie BMW, Daimler und 
Volkswagen. Besondere Defizite weist die- 
sem Bericht zufolge die Autobranche auf. 

Auch die internationale Gewerkschafts- 
vereinigung IndustriALL Global Union 
(IndustriAll 2018) berichtet über syste- 
matische Verstöße gegen Menschen- und 
Arbeiterrechte bei der Kobaltförderung. In 
den kongolesischen Minen des Schweizer 
Konzerns Glencore, des weltweit größten 
Förderers von Kobalt, gebe es ständige Ent- 
lassungsdrohungen, schlechte gesundheit- 
liche und Sicherheitsbedingungen, Rassis- 
mus und eine ungleiche Behandlung von 
lokalen und europäischen Beschäftigten: 
„Ihre Behandlung und die Beschäftigungs- 
bedingungen sind nichts anderes als Skla- 
verei“ (ebd.). 

Der Generalsekretär von IndustriALL, 
Valter Sanches, fordert die Automobil- 
industrie auf, dafür zu sorgen, dass ihre 
Zulieferfirmen die Rechte der Arbeite- 
rInnen und der Gemeinden, in denen 
die Bergbauarbeiten stattfinden, achten: 
„Die Autofirmen sollten den Erwartun- 
gen ihrer Kunden entsprechen, dass die 
Elektrofahrzeuge, die sie verkaufen, 


5 „Amnesty wirftgroßen Firmen vor, von Kin- 
derarbeit zu profitieren“, sueddeutsche.de 


(15.11.17). 
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verantwortungsvoll produziert werden. 
Kobalt von Glencore, das so wichtig für 
die Batterien in diesen Elektrofahrzeugen 
ist, ist nichts von dem. Wir fordern nicht 
von ihnen, nicht von Glencore zu kaufen, 
wir fordern von ihnen, dass sie Druck auf 
Glencore ausüben, dass Glencore in seinen 
Minen verantwortungsvoll produziert und 
die Arbeiterrechte und die der Kommunen 
achtet, wo sie produzieren.“ (Ebd.) 

Die oben angesprochene Studie der 
Denkfabrik Agora (2017) fordert zur Ab- 
hilfe eine umfassende Rohstoffstrategie für 
die Elektromobilität. Dabei gehe es zum 
einen um die politische Regulierung der 
Lieferketten - etwa durch den Ausbau 
der EU-Verordnung zu Konfliktminera- 
lien, oder ein Rohstoffmonitoring, das 
Knappheiten oder soziale Probleme bei der 
Gewinnungbestimmter Metalle frühzeitig 
erkennt. Entsprechende Reaktionen von 
der Bundesregierung und den Autokon- 
zernen stehen aus. 

Das gilt auch für eine weitere Forde- 
rung der Agora-Studie, dass Recycling 
ein wesentlicher Bestandteil der gefor- 
derten Rohstoffstrategie sein müsse, um 
die Nachfrage nach Lithium und Kobalt 
abzufedern. Doch dafür mangele es bisher 
an industrieller und politischer Initiative, 
so die Studie. Denn im Vergleich zu dem 
bekannten Recycling von Bleiakkus ist die 
Aufarbeitung von Lithiumionenbatterien 
wesentlich komplizierter: „Sortierungund 
Behandlung solcher Batterien sind gefähr- 
lich, da sie bei Beschädigungleicht in Brand 
geraten“.° Nur spezialisierte Unternehmen 
könnten die Probleme von Logistik über 
die mechanische Demontage bis hin zur 
metallurgischen Verwertungübernehmen. 


6 „Rohstoffe bitte nur mit Strategie“, taz.de 
(6.10.2017). 
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Auch hierfür seien bisher ausreichende Be- 
mühungen nicht zu erkennen. 


Weniger Verkehr statt Elektro- 
Automobilität 


Wie im Vorangegangenen dargelegt wird 
die Pkw-Elektromobilität unter den ge- 
genwärtigen unveränderten Bedingungen 
in den nächsten ein bis zwei Jahrzehnten 
die mit dem Pkw-Verkehr verbundenen 
Klimaprobleme nicht verringern, sondern 
sie cher verschärfen. Nur bei Realisierung 
der vom Umwelt- und Prognose-Institut 
formulierten Mindestvoraussetzungen 
könnte die Elektromobilität im Kraftfahr- 
zeugbereich eine ökologisch sinnvolle Rolle 
spielen. Solange diese Voraussetzungen 
aber nicht erfüllt sind - und wenigspricht 
für ihre Umsetzung in absehbarer Zeit - 
führt die Förderung von Elektroautos 
eher zur Zunahme der CO,-Emissionen 
und damit zum Gegenteil des angeblich 
Beabsichtigten. 

Damit soll keinesfalls einem „Weiter so“ 
und dem Bau von Pkws mit Otto- und Die- 
selmotorantrieb das Wort geredet werden. 
Denn diese sind dafür verantwortlich, dass 
die Treibhausgasemissionen des Verkehrs- 
sektors noch immer auf dem Niveau des 
Jahres 1990 liegen (SRU 2017). Damit wird 
das von der Bundesregierung formulierte 
Ziel, dass bis zum Jahr 2030 der Verkehr 
seine Emissionen im Vergleich zum Jahr 
1990 um 40 bis 42 Prozent reduziert ha- 
ben soll, zunehmend unrealistisch. Dieses 
Ziel ist mit dem alleinigen Wechsel des An- 
triebssystems nicht zu erreichen, vielmehr 
ist dafür eine Verkehrs- und Mobilitäts- 
wende mit weniger Verkehr nötig. 

Ein Ausbau der Pkw-Elektromobilität 
mit der dann notwendigen massenhaften 
Produktion von Batteriezellen wird den 
Bedarf an zahlreichen, oft seltenen Roh- 
stoffen in ganz neue Mengendimensionen 
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steigern und damit zu einem Wechsel der 
Rohstoffströme führen. Darauf haben be- 
reits Groneweg u.a. (2017: 629) aufmerk- 
sam gemacht: „Fossile oder nachwachsende 
Rohstoffe werden vermehrt durch metal- 
lische Rohstoffe ersetzt. Die Verbesserun- 
gen in einem Bereich - in diesem Fall die 
Reduktion von CO,-Emissionen - kann 
negative Konsequenzen in anderen Berei- 
chen nach sich ziehen.“ 

So rückt etwa der Bedarf an Kobalt 
Afrika wieder stärker in den Fokus der 
internationalen Konzerne, die aus Pro- 
firgründen ein Interesse an billigen Roh- 
stoffen für die Batteriezellen haben. Um 
negative Konsequenzen für die lokale Be- 
völkerung zu vermeiden oder zumindest 
zu verringern, sollten sowohl politische 
Regulierungen der Lieferketten ins Auge 
gefasst als auch eine verstärkte Zusammen- 
arbeit mit internationalen Gewerkschafts- 
organisationen angestrebt werden. Auch 
Recycling, das allerdings technisch nicht 
einfach ist, könnte den Bedarf an durch 
Bergbau gewonnenen Rohstoffen abfedern. 
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Externalisierung 4.0? 


Von der wirkmächtigen Erzählung Industrie 4.0 
und ihren Schattenseiten 


1. Einleitung 


Das Anliegen des Artikels ist es, den mit dem Konzept Industrie 4.0 verbundenen 
Ein- und Ausgrenzungsprozessen nachzugehen. Denn diese Prozesse prägen die 
gegenwärtige Entwicklung des Kapitalismus. Wir fragen: Was ist diesbezüglich 
neu an dem Konzept — wer wird ins kapitalistische Geschäft einbezogen, und 
wer wird nach außen abgedrängt? 

Dabei ist bemerkenswert, in welch merkwürdiger Weise die Geschichte der 
industriellen Revolutionen heute erzählt wird. Die sogenannte Industrie 4.0 wirkt 
so, als würden gesellschaftliche Entwicklungen in einem Softwareunternehmen 
hergestellt. Ähnlich wie bei Microsoft Word veralten solcherart Versionen schnell 
und sind rasch durch neue zu ersetzen, wenn der Betriebsablauf nicht gestört 
werden soll. Die Erzählungder nun mit Versionsziffern verschenen industriellen 
Revolutionen ist häufigeine des technischen Fortschritts. Ihr zufolge ist die erste 
industrielle Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts von der Dampfmaschine 
geprägt worden. Diese ermöglichte den Transport von Steinkohle zu den Fab- 
riken, die jetzt in Städten konzentriert wurden. „Die Dampfmaschine ist die 
Mutter der Industriestädte“, schreibt der Inspektor Redgrave schon 1860 (zit. n. 
Marx 1890/1972: 398). Die erste maschinelle Produktion von Waren bedeutete 
zugleich eine enorme Steigerung der Arbeitsproduktivität. Motor der zweiten 
industriellen Revolution am Ende des 19. Jahrhunderts war gemäß dieser Erzäh- 
lung die Elektrizität. Sie ging einher mit der tayloristischen bzw. fordistischen 
Arbeitsteilung; mit der Zerlegung von Arbeit in einzelne, im Akkord oder am 
Fließband zu verrichtende Handgriffe. Es war der Beginn der seriellen Produkti- 
on. Mit der mikroelektronisch vorangetriebenen dritten industriellen Revolution 
in den 1970er Jahren sind nicht nur Hand-, sondern ebenso Kopfarbeiten von 
Menschen ersetzt worden. Der Computer hat alsbald auch Einzug in die Büros 
und die privaten Haushalte gehalten. Während die Arbeitsproduktivität in den 
Fabriken weiter stieg, wurden Dienstleistungen, die zuvor eigene Gewerbe dar- 
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gestellt hatten, durch computergestützte technische Systeme automatisiert und 
substituiert. 

Innerhalb dieser Erzählungen ist der Begriff Industrie 4.0 ein besonders selt- 
sames Phänomen. Er stellt im Grunde eine irreführende Bezeichnungdar. Denn 
hier wird eine industrielle Revolution ausgerufen, die noch gar nicht stattgefun- 
den hat (Drath 2014). Auch sind der revolutionierenden Dampfmaschine am 
Ende des 18. Jahrhunderts, dem revolutionierenden Fließband am Beginn des 20. 
Jahrhunderts und den revolutionierenden digitalen Steuerungen in den 1970er 
Jahren keine neuen und umwälzenden Technologien nachgefolgt. Vielmehr ist 
Industrie 4.0 eine Zukunftsvision, in der die vorhandenen Technologien auf neue 
Weise verknüpft werden (ebd.). 

Diese technikfixierte Erzählung der industriellen Revolutionen berührt nur 
die Oberfläche dessen, was geschicht. „Vom ökonomischen Standpunkt jedoch 
taugt die Erklärung nichts, denn ihr fehlt das historische Element“, schrieb 
bereits Marx und kritisierte, dass die historisch neue Maschine mithilfe der 
zusammengesetzten mechanischen Potenzen beschrieben, statt dass ihre Rolle 
in der industriellen Revolution des 18. Jahrhunderts analysiert wurde (Marx 
1890/1972: 392). Von diesem ökonomischen Standpunkt aus betrachtet ist die 
Maschinerie Mittel zum kapitalistischen Zweck - „Mittel zur Produktion von 
Mehrwert.“ (ebd.: 391) Für die Neuorganisation des Produktionsprozesses war 
durch die Manufaktur schon alles vorbereitet: Die Lohnarbeit war aus dem Haus 
in die Fabrik verlagert und dadurch die Trennung von Lohn- und Hausarbeit 
vollzogen worden; die einzelne Arbeit wurde schon, als Teil der Gesamtarbeit, auf 
eine Spezialtätigkeit reduziert und abhängigvom Gesamtprozess. Aber: „Da das 
Handwerksgeschick die Grundlage der Manufaktur bleibt und der in ihr funk- 
tionierende Gesamtmechanismus kein von den Arbeitern selbst unabhängiges 
objektives Skelett besitzt, ringt das Kapital beständig mit der Insubordination 
der Arbeiter.“ (Ebd.: 389) Die neuen Maschinen, angetrieben durch die Dampf- 
maschine, verdrängten die Arbeiter*innen nicht nur endgültig aus der Rolle 
der wissenden Handwerker*innen, und viele ganz aus dem Produktionsprozess, 
während andere, bisher Ausgeschlossene, neu einbezogen werden (z.B. Frauen 
und Kinder für Hilfsarbeiten); sondern sie geben dem Kapital auch das Mittel 
zu deren Unterwerfungan die Hand. Ebenso zur Unterwerfung der Natur, wie 
Marx zum Abschluss seiner Untersuchung der damaligen industriellen Revolu- 
tion deutlich macht: „Die kapitalistische Produktion entwickelt daher nur die 
Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses, indem 
sie zugleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde und den 
Arbeiter.“ (Ebd.: 530) 

Wozu schreiben wir das, wozu zitieren wir hier so ausführlich Marx? Weil wir 
verdeutlichen wollen: Es ist nicht die Technik, die im Kapitalismus industrielle 
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Revolutionen hervorbringt, sondern ihre Anwendung dient als Mittel zur Um- 
wälzung der Produktion zwecks Steigerung der Produktivkraft der Arbeit, als 
Mittel der Ein- und Ausgrenzung und als Mittel der Herrschaftsstabilisierung. 
Aus dieser Einsicht folgt eine andere Erzählung der industriellen Revolutionen 
- eine Erzählung, die Herrschaft sowie Ein- und Ausgrenzungen in den Blick 
nimmt. Dadurch werden Externalisierungsmuster sichtbar, die deutlich machen: 
Um das kapitalistische Produktions- und Marktgeschehen profitabel zu halten 
bzw. profitabler zu machen, werden bestimmte, als sozial weiblich definierte 
Arbeiten wie auch bestimmte, als natürliche Ressource oder Senke definierte 
Naturqualitäten abgespalten. 

So enthält die erste industrielle Revolution einen „energy deal“, der in diesen 
großen historischen Umwälzungsprozess eingebettet ist. Die Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität basiert in dieser Phase wesentlich auf Naturproduktivität, dar- 
aufnämlich, dass menschliche Arbeit und Energie durch fossile, CO -freisetzende 
und -ausstoßende Energie und Technik ersetzbar werden. Die damit verbundene 
Zerstörung.der Natur erfahren wir heute unter anderem als Klimawandel. Undin 
der feministischen Forschung ist früh das duale Arbeitskonzept kritisiert worden, 
dass der fossile energy deal implizit enthält: Die bezahlte außerhäusliche Lohnar- 
beit des Mannes und die unbezahlte Hausarbeit der Frau; die produktive und die 
nicht- bzw. reproduktive Arbeit. Gisela Bock und Barbara Duden formulieren in 
ihrem zum Klassiker avancierten Aufsatz „Arbeit aus Liebe - Liebe als Arbeit“: 
„Für einen Lohn erhält der Unternehmer bzw. der Staat zwei Arbeitskräfte, 
das Lohnverhältnis verbirgt die Gratisarbeit der Frau, alle Arbeit erscheint als 
entlohnte bzw. als bezahlte Arbeit und umgekehrt: Was nicht entlohnt wird, 
erscheint nicht als Arbeit.“ (Bock/Duden 1977: 177, 178) Doch das Leitbild 
derim unpolitischen und unproduktiven Schatten des Hauses „sorgenden“ Frau 
blendet die Arbeit von Frauen doppelt aus, weil die verschiedenen Industrialisie- 
rungsphasen immer auch von den Arbeiterinnen in den Fabriken mitgetragen 
und ermöglicht wurden. 

In der zweiten, die Elektrizität nutzenden industriellen Revolution bleibt das 
Externalisierungsmuster der ersten - die unbezahlte Hausarbeit der Frau zur 
Wiederherstellungvon Arbeitskraft und der Ersatz menschlicher Arbeitsprozesse 
durch unbewertete, mithilfe von neuer Technik nutzbare fossile Energie - grund- 
sätzlich bestehen. Zugleich wird die Herrschaft des Kapitals über die Lohnarbeit 
dadurch gefestigt, dass die Trennung von Kopf- und Handarbeit perfektioniert 
wird, unter anderem durch eine mithilfe des Fließbandes vorangetriebene Ar- 
beitsteilung. Die Lohnarbeit wird monotonisiert und intensiviert, das Wissen 
über den Produktionsprozess landet auf der Seite des Kapitals. Auch weitet der 
sogenannte fordistische Gesellschaftsvertrag die Zerstörung der externalisierten 
Natur von der Arbeits- auf die Konsumsphäre aus. Denn mit den CO, aussto- 
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ßenden Produktionstechnologien wurde nun beispielsweise das Automobil, ein 
CO,-emittierendes Konsumgut, seriell und massenweise hergestellt. 

Die Externalisierungsmuster der mikroelektronisch vorangetriebenen dritten 
und sogenannten vierten industriellen Revolution sind komplexer, abstrakter 
und ausgreifender in Raum und Zeit. Die „schmutzigen“ Technologien der alten 
industriellen Zentren scheinen zu verschwinden. Sie werden in den globalen 
Süden und Osten ausgelagert. Doch auch für die Herstellung der „sauberen 
Technologien“ werden Ressourcen benötigt, darunter Seltene Erden und weitere 
kritische Rohstoffe. Werden diese Ressourcen in nicht nachhaltiger Weise ge- und 
vernutzt, so erfolgt eine Verlagerung von Knappheit in die Zukunft. 

In unserer nachstehenden Analyse interessiert uns die Veränderung dieser 
Externalisierungsmuster, die den Kapitalismus von Anbeginn begleiten und die 
Natur, die Arbeit sowie die Geschlechterverhältnisse betreffen. Unsere Ausgangs- 
frage lautet: Welche neuen Ein- und Ausgrenzungen sind mit dem als Industrie 
4.O bezeichneten Konzept verbunden? Was wird als dazugehörend und als intern 
identifiziert — was als nicht dazu gehörend und als extern? 

Wir stellen im Folgenden zunächst unseren Externalisierungsansatz vor (2). 
Sodann analysieren wir das Konzept Industrie 4.0 in Bezug auf Externalisierungs- 
muster in den Bereichen Natur, Arbeit und Geschlecht (3). Abschließend gehen wir 
auf die Dialektik von kapitalistischer Vereinnahmung und Emanzipation ein (4). 


2. Unser Externalisierungsansatz - Externalisierung als Prinzip 


Unsere Arbeiten zu Externalisierungentstanden im Zusammenhang mit der Su- 
che nach grundlegenden Rationalitätsmustern für moderne Natur-, Arbeits- und 
Geschlechterverhältnisse (Biesecker/ Winterfeld 2004; Winterfeld/Biesecker/ 
Ergenzinger 2007). Ausgangspunkt unserer Suche war erstens die klassische 
Vertragstheorie - insbesondere John Locke - und deren feministische Analyse 
durch Carole Pateman (1988): Frauen werden in diesen Konzepten nicht einfach 
im „Naturzustand“ zurückgelassen, sondern sie werden in den Gesellschafts- 
verträgen als zuvor Abgespaltenes gebraucht und einbezogen. Ausgangspunkt 
war zweitens die klassische politische Ökonomie von Adam Smith und deren 
feministische Analyse etwa durch Edith Kuiper (2001): Arbeit wird auf Waren 
für den Markt produzierende Lohnarbeit reduziert; die Schaffung der - auch 
moralischen - Voraussetzungen verbleibt im privaten, unsichtbaren, nicht Wert 
erzeugenden Schatten der weiblichen Familienarbeit. 

Ganz ähnlich wird in der politischen und ökonomischen Klassik mit der 
Natur verfahren: So findet sich beispielsweise in der zweiten Abhandlung über 
die Regierung von John Locke ein kleiner Abschnitt über den Wert, der den 
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Dingen zukommt. Zu Beginn des Abschnitts misst Locke der Natur noch zehn 
Prozent zu, die anderen neunzig Prozent entstehen über die menschliche Ar- 
beit. Doch am Ende des Abschnitts ist es nur ein Prozent (Locke 1690/1977: 
225). Nicht alle Arbeiten sind jedoch wertvoll: nur solche, die Natur aneignen, 
nutzen und verbrauchen, nicht solche, die Natur im Gemeinbesitz belassen, für 
sie sorgen und zu ihrer Regeneration beitragen. Der Arbeiter bei Locke ist ein 
Wasser schöpfender, Früchte erntender und Wild erlegender Mann. Die sich hier 
andeutende Arbeitswertlehre wird von Adam Smith systematisch ausformuliert 
(Smith 1776/1973). Der Mann, der die Werte schafft, ist jetzt ein kapitalistischer 
Lohnarbeiter, derjenige, der sie sich aneignet, ein Kapitalist. Natur spielt in der 
Wertbildung keine Rolle. Aus dem ökonomischen Raum ist sie verdrängt, exter- 
nalisiert. Sie liefert allerdings den Stoff für die Gebrauchswerte der Waren und ist 
daher, wie die unbezahlte Arbeit von Frauen, unhinterfragte Existenzbedingung 
kapitalistischer Produktion. 

Aus diesen Abspaltungen haben wir unsere Externalisierungsthese hergeleitet: 
Externalisierung beschränkt sich nicht auf Kosten, sondern wohnt als Prinzip 
dem kapitalistischen Wirtschaften und den Nationalstaaten inne. Um kapitalis- 
tisch Wert zu erzeugen, braucht es ein wertloses Außen, ein nicht-kapitalistisches 
Anderes, das kostenlos angeeignet werden kann: Natur und nicht-erwerbliche, 
unbezahlte Arbeit (von Rosa Luxemburg und Klaus Dörre unter anderem auch 
als „Landnahme“ bezeichnet; vgl. Biesecker/v. Winterfeld 2014). Die freien und 
gleichen „Brüder“ (in der Analyse von Pateman schließen sie den Gesellschaftsver- 
trag) in der politischen Öffentlichkeit brauchen ein „privates Schattenkabinett“ 
und haben sich die Verfügungsrechte über Körper und Arbeit von Frauen schon 
vor „Abschluss“ des Vertrages gesichert. 

Externalisierung wird somit in den Erzählungen der klassischen Vertrags- 
theorie wie auch der klassischen politischen Ökonomie als ein Prinzip des 
abspaltenden Einbeziehens und des enteignenden Aneignens sichtbar. Doch 
verbleiben solcherart Erzählungen nicht in elfenbeinernen Theoriegebäuden 
des gesellschaftlichen Abseits. Vielmehr werden sie in ihrer Übersetzung in 
gestalterische Leitlinien auch praktisch wirksam. Externalisierung als Prinzip 
prägt und strukturiert somit die Praxis bürgerlicher Gesellschaften und ihrer 
kapitalistischen Ökonomien. 

Externalisierung wirkt als Trennungsprinzip zwischen produktiver und so- 
genannter un- bzw. reproduktiver Arbeit, prägt daher die gesellschaftlichen 
Natur- und Geschlechterverhältnisse. Dieses so strukturierte Ganze ist auf Hier- 
archien angewiesen: Über das zentrale Mittel von Be- und Entwertungen bedarf 
das Übergeordnete des Untergeordneten, die Auf- der Abwertung. Die private 
weibliche Sphäre (natürlich) und die öffentliche männliche Sphäre (bürgerlich- 


ökonomisch) sind zwar entgegengesetzt, aber sie gewinnen ihre Bedeutung von- 
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einander. Die bürgerliche Gesellschaft trennt eine nicht weiter erwähnenswerte 
Sphäre „natürlicher“ Unterwerfung als unpolitische Sphäre ab. Damit entsteht 
natürliche Ungleichheit, die als soziale nicht relevant ist. Die Produktivität der 
unbezahlten sorgenden Arbeit wird ebenso ausgegrenzt und angeeignet wie die 
der ökologischen Natur. Wenn Frauen und Natur diesem Gesellschaftsvertragund 
der kapitalistischen Ökonomieals vergesellschaftet Ungesellschaftliche angehören, 
bleiben sie der politischen und ökonomischen Analyse äußerlich und werden im 
Reproduktionsprozess zugleich vereinnahmt (vgl. Biesecker/Winterfeld 2004: 36, 
37). Auch Jason Moore bezieht sich in seinen Überlegungen zu den Ursprüngen 
der ökologischen Krise auf derartige Abspaltungs- und Entwertungsprozesse. 
Er nennt sie „Billige Natur“ bzw. die „Four Cheaps“ (Nahrung, Arbeit, Energie 
und Rohstoffe) und veranschaulicht die Verbindung von Natur und unbezahlter 
Arbeit wie folgt: „Im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts benötigten die englischen 
Pottasche-Importe die ‘unbezahlte Arbeit’ von 12.000 Hektar (gerodetem) Wald, 
und zwar jährlich“. (Moore 2016: 609) Moore schlägt vor, „Billige Natur“ als 
„ein System von Dominanz, Aneignung und Ausbeutung zu verstehen, das auf 
der Diversität von menschlichen und nicht-menschlichen Aktivitäten beruht, 
die für die kapitalistische Entwicklung notwendig sind, aber im Rahmen der 
Geldökonomie nicht unmittelbar valorisiert (‘bezahlt’) werden“ (Ebd.: 615) 

Externalisierung als Prinzip verdeutlicht zunächst die der kapitalistischen 
Ökonomie und Gesellschaft eigene Struktur und prägt diese als Grundsatz mit. 
Die Trennungslinien dieser Struktur sind jedoch nicht ein für alle Mal fixiert, 
sondern sie werden im historischen Verlaufkapitalistischer Entwicklung, der auch 
als Aufeinanderfolge verschiedener Akkumulationsregime verstanden werden 
kann, ständig verschoben. Was und wer dazugehört und was und wer nicht, wird 
jeweils neu bestimmt. 

Unser Externalisierungsansatz trifft sich mit und unterscheidet sich aber auch 
von der Analyse von Stephan Lessenich. Er unterscheidet zur Erklärung der Ex- 
ternalisierungsgesellschaft die Struktur-, die Prozess- und die Praxisdimension 
der Externalisierung, in denen er die Wirkmechanismen Macht, Ausbeutungund 
Habitus verortet (Lessenich 2016: 52ff.). Externalisierung als Prinzip ist diesen 
Dimensionen jedoch vorgelagert: Als Grundsatz prägt sie Strukturierungen mit. 
Zugespitzt ist Externalisierung ein Herrschaffsprinzip, das Machtasymmetrien 
(zwischen innen und außen, sichtbar und unsichtbar, wertvoll und wertlos) formt, 
strukturiert und legitimiert. Die Prozessdimension verweist darauf, wie sich ex- 
ternalisierende Strukturen historisch herausgebildet haben und neu hergestellt 
werden. Dem von Lessenich skizzierten Mechanismus der Ausbeutung! liegt in 


1 Dabei verwendet Lessenich einen weiten Ausbeutungsbegriff, den er von Charles Tilly 
(2001) übernimmt: „Ausbeutung findet demnach immer dann statt, wenn Menschen 
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unserer Perspektive mehr zugrunde: Externalisierung geschicht, wird hergestellt 
und gemacht auch durch Trennung, indem etwas oder eine Person zum Anderen 
oder zur Anderen (othering) oder unsichtbar gemacht oder verschattet wird. An 
der Prozessdimension ist für uns entscheidend, dass Externalisierung in Prozesse 
eingreift und diese formt. So geschen bedeutet dann „Ausbeutung“ in unserer 
Lesart: Das, was als abgespalten einbezogen wird — was im Verwertungsprozess 
materiell schranken- und rücksichtslos eingesogen, in der ökonomischen und 
politischen Bewertung jedoch ausgegrenzt wird - wird nicht wieder hergestellt, 
nicht erneuert und nicht gepflegt. Damit zerstört Externalisierung reproduktive 
Prozesse, zerstört soziale und natürliche Regenerationsfähigkeiten und -poten- 
ziale (Biesecker/Hofmeister/Winterfeld 2013). Und auch der Praxisdimension 
ist Externalisierung als Prinzip eingeschrieben und sie bestimmt die Qualität 
individuellen Verhaltens. 

Im Folgenden betrachten wir das Konzeptbündel Industrie 4.0 im Brennglas 
ökonomischer und politischer Externalisierungsprozesse und analysieren, obund 
inwiefern sich Externalisierungsmuster verändern. 


3. Natur, Arbeit, Geschlecht - Industrie 4.0 und ihre 
Schattenseiten 


Der Begriff Industrie 4.0 stellt, so haben wir einleitend erwähnt, ein seltsames 
Phänomen dar. Denn er steht einerseits für ein Zukunftsprojekt, in dem die Pro- 
duktion von Gütern und Dienstleistungen mit dem Internet verbunden werden 
soll. Andererseits wird mit dem Begriffeine Wirklichkeit herbeigeredet, die noch 
gar nicht eingetreten ist. Ob Zukunftsvorstellung oder Wirklichkeitsbeschrei- 
bung - in jedem Fall steht der Begriff für einen umfassenden gesellschaftlichen 
Umwälzungsprozess: 


Anders als der Begriff suggeriert, geht es nicht allein und auch nicht in erster Linie um 
die Digitalisierung von Industricarbeit. Für ihre Protagonisten verkörpern cyberphysische 
Systeme oder die Verbindung von realwirtschaftlichen Operationen mit dem Internet 
der Dinge’ eine vierte industrielle Revolution, die nicht nur die Erwerbsarbeit insgesamt, 
sondern auch die Unternehmensorganisation, die Führungskultur der Unternehmen, die 
Struktur der Wertschöpfungsketten und nicht zuletzt die Sozialstruktur und damit die 
Gesellschaft verändern wird. (Dörre 2016: 1) 


über eine Ressource verfügen bzw. über diese in einer Weise verfügen können, die sie 
dazu befähigt, andere Menschen zur Produktion eines Mehrwerts zu bringen, von dessen 
Genuss die Produzierenden selbst wiederum ganz oder teilweise ausgeschlossen bleiben.“ 


(Lessenich 2016: 58) 
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Der Begriff Industrie 4.0 geht auf die Forschungsunion und die „Hightechstra- 
tegie“ der deutschen Bundesregierung zurück. Ziel ist es, die deutsche weltweite 
Wettbewerbsfähigkeit und das deutsche Wohlstandsniveau langfristigzu sichern 
(BMBF 2015). Die hochtechnische Strategie ist verbunden mit einer Zukunftsvi- 
sion zu Arbeit 4.0. Auf dem Cover der gleichnamigen Broschüre (BMBF 2016) 
sollen sich Mensch und Roboter die Hand reichen. Von der neuen Strategie und 
von der neuen Flexibilität profitieren der Broschüre zufolge alle. Frauen beispiels- 
weise, weil die getrennten Sphären von Familie und Beruf, von Lebenswelt und 
Arbeit nun technisch und per home office neu verknüpft werden können (ebd.: 
42). Die Umwelt profitiert von dem Ziel der deutschen Hightechstrategie, die 
deutsche Spitzenposition bei grünen Technologien auszubauen. Überdies ist 
die Hightechstrategie mit der deutschen Rohstoffstrategie ProgRess verknüpft: 
Ökologische Innovationen werden als „ein zentraler Treiber für ein ressourcen- 
schonendes und klimaverträgliches Wirtschaften verstanden“. (Ebd.: 11) 

Doch Konzept und Zukunftsvision der deutschen Hightechstrategie spiegeln 
zugleich reale gesellschaftliche Entwicklungen wider. So werden Organisations- 
und Führungskulturen in Unternehmen mehr und mehr von Softwareprogram- 
men mitgeprägt (die sogenannte Geschäftsressourcenplanung per ERP-System); 
so wird eine höhere Produktvielfalt durch die Vernetzung der Produktion mit 
einer webbasierten Kundenplattform erreicht; so werden bedeutende Anteile 
von Maschinenparks vernetzt und automatische Fertigungszellen konzipiert und 
eingesetzt (Ehrlich u.a. 2017). Statt des behaupteten technologischen Bruchs 
gehen Ehrlich u.a. daher cher von einer Pfadabhängigkeit aus (ebd.: 196). 

Industrie 4.0 ist somit Wirklichkeit und Vision zugleich. Reale gesellschattli- 
che Entwicklungen spiegeln sich in Konzepten neuer Mensch-Technik-Allianzen 
wider - zugleich beeinflussen diese Visionen und Konzepte die gesellschaftlichen 
und betrieblichen Wirklichkeiten. Doch ob Vision oder Wirklichkeit - gesell- 
schaftliche Entwicklungen werden mit den Metaphern eines unvermeidlichen, 
unaufhaltbaren technischen Fortschritts erzählt, beispielsweise so: „Den Fort- 
schritt aufzuhalten ist vergebens. Auch eine Verteufelung der Technologie ist 
wenig zielführend. Vielmehr sollte man sich die Frage stellen, was Industrie 4.0 
für Unternehmen und das Management sowie den eigenen Alltag bedeutet und 
wie man den neuen Herausforderungen am besten begegnet.“ (Wuttke 2015: 5). 

Mit unserer Analyse von Externalisierungsprozessen und -mustern wollen 
wir ein Augenmerk auf das richten, was in der Vision und technischen Erfolgs- 
geschichte der Bundesregierung zu Industrie 4.0 nicht erzählt wird. Welche Vor- 
stellungen von Natur, von Arbeit und Geschlechterverhältnissen liegen diesen 
Erzählungen zugrunde - und welche Grenzverschiebungen bzw. neuen Muster 
von Abspaltung und Einbeziehung sind zu beobachten? 
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3.1 Natur als abwesende und technisch zu schonende - Zum 
Naturverständnis und zum Naturumgang im Konzept Industrie 4.0 


In der Basiserzählung der Bundesregierung zu „Industrie 4.0 Innovationen für die 
Produktion von morgen“ wird von Natur kaum explizit gesprochen. Sie kommt 
nur an einer Stelle und in der Verbindung mit „natürliche(n) Ressourcen“ vor. 
Auf Seite 52 stellt sich das Forschungsprojekt Ressourcenschonung durch kontext- 
aktivierteM2M-Kommunikation (RES-COM) vor. Der nachhaltige Umgangmit 
begrenzten natürlichen Ressourcen sei ebenso wie die Eindämmung des CO,- 
Ausstoßes heute eine ökologische und ökonomische Notwendigkeit. Daher sollen 
im Projekt „aktive digitale Produktgedächtnisse“ möglich werden, indem die 
gegebene Gedächtnisfunktionalität mit eingebetteter Sensorik und Aktuatorik 
(die Umwandlungvon Signalen unter anderem in mechanische Bewegung) sowie 
mit Softwaredienstagenten verbunden würden. Dieses Produkt könne damit 
„Bestandteil eines umfassenden IT-Systems“ werden, „das aktiv und kontextbe- 
wusst Aufgaben im Themenfeld der Ressourcenschonung übernimmt“. (BMBF 
2015: 52) Die Geschichte der Naturschonung wird hier als eine des technischen 
Fortschritts erzählt. Die Technik wird mit menschlichen und sozialen Attributen 
ausgestattet. Sie istaktiv und hat ein Gedächtnis. Ein IT-System übernimmt aktiv 
und kontextbewusst Aufgaben. Eine solche Ausstattung der Technik mit sozialen 
und menschlichen Attributen wird unserer Ansicht nach dann problematisch, 
wenn im weiteren Prozess sozial und politisch zu verantwortende Aufgaben an 
die Technik „delegiert“ werden. 

In der Broschüre Zukunft der Arbeit. Innovationen für die Arbeit von mor- 
gen von 2016 soll die Zukunft der Arbeit durch Nachhaltigkeit ökonomisch, 
ökologisch und sozial gesichert werden (BMBF 2016: 41f.). Vorgestellt wird ein 
Projekt, in dem Forscher von Siemens Windturbinen beibringen, „ihren Betrieb 
automatisch und möglichst optimalan die Wetterverhältnisse anzupassen“. Die 
Anlage ist gelehrig, sie lernt „wie ein junger Segler“. (Ebd.) Auch diese Erzählung 
zu Industrie 4.0 ist eine der Naturschonung durch technischen Fortschritt. In 
einem Kasten zu „Arbeitsplätze und Digitalisierung“ heißt es einleitend: „Tech- 
nischer Fortschritt bewirkt Veränderung - wirtschaftlich, sozial und kulturell.“ 
(Ebd.: 43) Nicht gesagt wird, dass es umgekehrt auch die Gesellschaft ist, die 
technischen Fortschritt hervorbringt. Die „neue Hightechstrategie“ der Bun- 
desregierung ist mit anderen Strategien verknüpft, von denen zwei mit Blick auf 
das Naturverständnis und den Naturumgang besonders relevant sind. 

Da gibt es zum einen die Nationale Forschungsstrategie BioÖkonomie 2030. 
Unser Weg zu einer bio-basierten Wirtschaft (vgl. BMBF 2010). Auch hier ist nicht 
explizit von „Natur“ die Rede, jedoch heißt es implizit im Vorwort von Annette 
Schavan: „Wir müssen die Bausteine und Baupläne von biologischen Systemen 
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in ihrer Komplexität noch besser verstehen, beschreiben und ihre Reaktion auf 
äußere Einflüsse vorhersagen. Nur dann werden wir sie technisch noch besser 
nutzen können - zum Vorteil von Mensch und Umwelt.“ (BMBF 2010: o. S.) 
Auf dem Titelfoto der Broschüre sind eine Biorafinerie, ein Traktor und ein 
Windrad zu sehen. 

Zum anderen gibt es das Programm zur nachhaltigen Nutzung und zum Schutz 
der natürlichen Ressourcen (Deutsches Ressourcenefhizienzprogramm) von 2012 
und 2016. Wir erwähnen hier, erstens, eine Aussage zu dem, was in diesem Pro- 
gramm besonders gefördert werden soll: „Die Bundesregierung forciert daher die 
Förderung der Entwicklungund großtechnischen Umsetzung von material- und 
energieeflizienten Produktions-, Verarbeitungs- und Recyclingtechniken ...“ . 
(BMBF 2012: 60) Mit „großtechnisch“ erfolgteine Weichenstellung und „kleine“ 
Techniken kommen nicht mehr in den Blick. Zweitens wird Natur im Programm 
als „Naturhaushalt“, als „Ressource“ und als „Kapital“ angesprochen. Diese „Na- 
tur“ soll „naturverträglich“ genutzt werden. Bei Natur als „Haushalt“ gcht es 
um Erhalt und Verbesserung der Bodenqualität. Bei der Nutzung „natürlicher 
Ressourcen“ wird eine seit Jahren steigende Nutzung beschrieben, die durch 
eine Steigerung der Ressourceneflizienz abgemildert werden soll. Als „globales 
Naturkapital“ erscheint Natur als Basis allen Wirtschaftens, die geschont und 
angemessen bewertet werden muss (Ökosystemdienstleitungen). In der zweiten 
Broschüre werden außerdem Gestaltungsansätze für den umweltverträglichen 
Ausbau der stoflichen „Nutzung nachwachsender Rohstoffe“ formuliert. Der 
erste Gestaltungsansatz lautet: „Natur- und umweltverträgliche Nutzung von 
stofflicher Biomasse“ (BMBF 2016: 49). Gefördert werden sollen somit groß- 
technische und naturverträgliche Naturnutzungsprojekte. Mit Bezugauf Grenz- 
verschiebungen zwischen „innen“ (Wert erzeugend) und „außen“ (nicht Wert 
erzeugend) kann zweierlei festgehalten werden: 

Erstens verschwimmen Grenzen zwischen Technik auf der einen und 
Menschen, Gesellschaft und Natur auf der anderen Seite. Die Technik wird 
menschlicher, sozialer und ökologischer - die Menschen, die Gesellschaft und 
die Natur werden technischer. Im Sprachgebrauch zeigen sich Hybride einer 
lernenden, sozial fähigen Technik und einer technischen, digital verknüpften 
Gesellschaft. Und die technische Fortschrittserzählung wirkt in Teilen so, als 
stelle nun, nach der Natur und nach Gott, die Technik die das menschliche 
Dasein prägende Schicksalsmacht dar. Hinzu kommt in herrschaftskritischer 
Perspektive: Die Motive und Antriebskräfte technischen Fortschritts werden 
nicht infrage gestellt. Er erscheint als per se vorhanden und somit demokra- 
tisch nicht steuerbar. Doch weshalb liegt beispielsweise der Fokus einerseits auf 
Effizienztechnologien und großtechnischer Umsetzung, und weshalb werden 
andererseits die sozial-ökologischen Folgen umweltschützender Großtechnolo- 
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gien beschwiegen? Dem liegen politische Entscheidungen und keine technischen 
Sachzwänge zugrunde! 

Zweitens werden Grenzen verstärkt, die großtechnische industrielle Struktu- 
ren und Projekte begünstigen. Ihnen wird in nachhaltigem Jargon zugeschrieben, 
sie würden den Menschen wie der Umwelt nützen. Ansätze, die dies in kleinem 
Maßstab und nicht-industriell (etwa beim Erhalt und bei der Weiterentwick- 
lung von alten Arten und Sorten) tun, werden draußen gelassen. Damit einher 
geht eine Entwertung von Erfahrungswissen zugunsten von großtechnischem 
Systemwissen (siehe auch Ehrlich u.a. 2017: 202£.). 

Neben den grenzaufweichenden und grenzverstärkenden Verschiebungen 
zeigen sich Momente von Externalisierung dort, wo die naturverträgliche und 
naturschonende Nutzung zwar betont, die materiellen Voraussetzungen der 
digitalisierten und vernetzen Produktion jedoch zumeist verschwiegen werden. 
Klaus Dörre weist in einem Thesenpapier zu Industrie 4.0 darauf hin, dass die 
bio-physischen Grundlagen des Neoindustrialismus und der Digitalisierung 
weitgehend ausgeblendet würden. Doch auch eine digitalisierte Produktion sei 
auf knappe Naturressourcen, etwa auf Seltene Erden angewiesen. Knappheiten 
aber, die sich nicht in Preisen niederschlügen, blieben im Akkumulationspro- 
zess unbeachtet und ihre Kosten würden von den Unternehmen externalisiert 
und der Gemeinschaft aufgebürdet. Generell gelte, „dass auch eine digitalisierte 
Produktion von Gütern und Dienstleistungen auf vielfache Weise mit 'realwirt- 
schaftlichen’ Operationen verknüpft ist, die natürliche Ressourcen ‘fressen’“ 
(Dörre 2016: 8, 9) Hinzu kommt, dass der Produktionsprozess von Seltenen 
Erden extrem wasserintensiv und umweltbelastend istund radioaktive Substanzen 
freisetzt. Und beim Abbau werden vielfach Menschenrechte verletzt. Groneweg 
u.a. (2017) sprechen daher von einem „Ressourcenfluch“, der die Industrie 4.0 
begleitet. 

Martin Held und Jörg Schindler betonen in Bezugaufmineralische Rohstoffe, 
dass deren Bedeutung in Zeiten von Virtualität und Digitalisierung entgegen 
dem Eflizienzversprechen durch Großtechnologien nur vermeintlich sinken 
würde. Problematisch sei nicht nur die sich ausdehnende Nutzung von immer 
mehr Elementen der Metalle oder Halbmetalle, sondern auch deren Dissipation 
(Held/Schindler 2016: 1). Kleinste Mengen wertvoller Stoffe werden in Geräten 
wie dem Smartphone so verteilt, dass sie nicht wieder verwertet werden können. 

Zusammengefasst: sowohl die materiellen Voraussetzungen als auch die ne- 
gativen Folgen der digitalisierten Produktion von Gütern und Dienstleistungen 
werden externalisiert. Das geschicht theoretisch-konzeptionell sowie praktisch- 
materiell. Das Versprechen von Effizienz und die Behauptung von Nachhaltigkeit 
überschatten und verdecken die Tatsache, dass die unbelebte Natur verstärkt 
ausgebeutet und die belebte Natur in ihrer Reproduktion gefährdet wird. Denn 
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als „Naturkapital“ geht ihre Lebendigkeit und damit die Notwendigkeit von 
deren Erhalt und Wiederherstellung verloren. Im Nachhaltigkeitsjargon von 
Industrie 4.0, von „BioÖkonomie“ und „Ressourcenstrategie“ wird Natur als 
Voraussetzung von Produktivität bzw. als eigene Produktivität daher beschwie- 
gen. Sie bleibt abwesend, wird abgespalten. Zugleich wird sie als technisch zu 
schonendes Objekt einbezogen. Es wird einer Technik das Wort geredet, die 
„gut“ für die Natur sei bzw. sieschone. So als liege die Lösungvon Problemen der 
Folgen technischer Naturbeherrschung in einer intelligenten, Natur schonend 
beherrschenden Technik, die unabhängig von menschlichem Verhalten und von 
menschlichen Bedürfnissen den gesellschaftlichen Naturumgang nachhaltig 
steuert. Damit stellen Konzept und Praktiken von Industrie 4.0 keine sozial- 
ökologische Transformation dar, sondern verharren in alten Rationalitäts- und 
Externalisierungsmustern. 

Wenn diese Programmatik auch für gesellschaftliche Akteurinnen und Ak- 
teure handlungsleitend wird, zeichnet sich eine neue Qualität von Externali- 
sierung ab: die Externalisierung sozialer und politischer Verantwortung und 
Steuerungin eine abstrakte, das soziale und politische Geschehen kontrollierende 
Technosphäre. 


3.2 „Zeitloses” Sorgen und „sorglose” Emanzipation? 
Zum Arbeitsverständnis und zu den Geschlechterbildern im 
Konzept Industrie 4.0 


Als strukturierendes Prinzip der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft wirkt 
Externalisierung als Trennungsprinzip zwischen produktiver und un- bzw. re- 
produktiver Arbeit (s.0.). Somit geht es bei der Analyse des Arbeitskonzepts im 
Diskurs um Industrie 4.0 um die Frage, ob und wie diese Trennungslinie ver- 
schoben wird und welche neue Beziehung zwischen den verschiedenen Arten des 
Arbeitens und, dassie geschlechtlich konnotiert sind, zwischen den Geschlechtern, 
dadurch entsteht. Nach Lessenich handelt es sich bei dieser Beziehung um eine 
„geradezu klassische Externalisierungsbezichung“ (Lessenich 2016: 57). 

Was also soll mit der sogenannten reproduktiven, der unbezahlten Arbeit 
geschehen? Sie kommt im Diskurs um die Industrie 4.0 zunächst nur indirekt in 
den Blick. Wegen des Fachkräftemangels sollen Frauen vermehrt in den Arbeits- 
markt integriert werden. Wer die von ihnen bisher geleistete unbezahlte Arbeit 
übernehmen soll, wird kaum diskutiert. Die Zukunftsvision in diesem Bereich 
wird jedoch in Bildern deutlich: So ist in der Broschüre „Arbeit 4.0“ (BMBF 
2016) eine Frau abgebildet, die mit dem Baby auf dem Schoß ihr „home office“ 
betreibt. Sie lächelt den Computer an. Das Baby lächelt nicht. (ebd.: 42 - Babys 
lächeln zurück, wenn sie angelächelt werden. Wenn die Mutter jedoch auf den 
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Bildschirm starrt, gibt es keinen Augenkontakt - und damit keine Erwiderung 
des Lächelns). Vereinbarkeit von Familie und Berufheißt hier also: Frauen sollen 
alles gleichzeitig machen können. Aber diese Gleichzeitigkeit beruht auf der 
weiterhin geltenden Ausgrenzung der unbezahlten Sorgearbeit aus dem Wert- 
bildungsprozess. Sie soll möglichst keine eigene Zeit in Anspruch nehmen, denn 
diese Zeit wird für anderes gebraucht, für digitalisierte Erwerbsarbeit. Die Sorge- 
Zeit wird dem kapitalistischen Verwertungsprozess einverleibt, die Sorge-Arbeit 
verbleibt bei der Frau. Die Trennlinie zwischen „produktiv“ und „reproduktiv“ 
verschiebt sich nur in der Zeitdimension. In dieser neuen Form finden sich Frauen 
als Einbezogene und Abgespaltene zugleich in der Industrie 4.0 wieder. 

Ein anderer Blick auf die bisher unbezahlte Sorgearbeit findet sich in dem 
Weifsbuch Arbeit 4.0 vom BMAS. Hier wird über ihre vollständige Verwandlung 
in bezahlte Arbeit nachgedacht. Bezahlte Sorgearbeit fällt in der Fachdiskussion 
unter die „personenbezogenen Dienstleistungen“ (wie etwa Gesundheits- und 
Pflegeberufe). Im Weißbuch wird diesem Bereich ein erhebliches Beschäftigungs- 
potenzialzugeschrieben (BMAS 2016: 129). Schlechte Arbeitsbedingungen und 
schlechte Bezahlung führten jedoch dazu, so das Weißbuch weiter, dass dieses 
Potenzial nicht ausgeschöpft wird. Erklärt und legitimiert wird die Tatsache, 
dass der Markt hier nur schlechte Bezahlung hervorbringt, mit der geringen 
Produktivität dieser Dienstleistungsarbeit. „Für die Lohnentwicklung spielen 
dabei die Entwicklungder Produktivität und die Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage eine entscheidende Rolle... Die Digitalisierung selbst kann zwar über 
Produktivitätserhöhungen zu steigenden Löhnen im Dienstleistungsbereich 
führen, doch sind diesbezügliche Möglichkeiten im Bereich der arbeitsintensiven 
personenbezogenen Dienstleistungen relativ gering ausgeprägt.“ ( Ebd.: 130) 
Indem hier der herkömmliche ökonomische Produktivitätsbegriff verwendet 
wird, wird Sorgearbeit abqualifiziert und aus dem Feld der innovativen, Wachs- 
tum produzierenden Arbeit ausgegrenzt. Wird jedoch ein den Sorgeprozessen 
angemessener Produktivitätsbegriff verwendet, der nach der Wirkung der Sor- 
gearbeit auf die Umsorgten und die Sorgenden fragt - nach Effektivität statt 
nach Eflizienz -, so erscheint die Sorgearbeitals das, was sie ist: die produktivste 
aller Arbeiten, da sie Lebensprozesse erhält und befördert. Ihre Bewertung 
mithilfe des falschen Produktivitätsbegriffs bedeutet eine Ausgrenzung ihres 
eigentlichen Werts. 

Im Weißbuch wird zur Lösung dieses Problems eine „Kofinanzierung gesell- 
schaftlich notwendiger Dienstleistungen durch den Staat“ vorgeschlagen. „Es ist 
also ein grundsätzlich legitimer und bewährter Pfad staatlicher Politik, Bereiche 
oder Sektoren, an denen ein übergreifendes, gesamtgesellschaftliches Interesse 
besteht und in denen der Markt nicht entsprechend funktioniert, gezielt zu ent- 
wickeln und zu fördern.“ (Ebd.: 130) Hier drängt das Widersprüchliche dieses 
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Externalisierungsprozesses ins politische Bewusstsein: Die Ausgrenzung wird, 
als der Funktionsweise des Marktes immanent, staatlich akzeptiert, und gleich- 
zeitig werden diese Arbeiten als eine Art staatliche Daseinsvorsorge einbezogen. 
Zwar reagiert der Staat hier nur auf Marktversagen, aber immerhin wird hier ein 
gesellschaftliches, ein öffentliches Interesse an sorgender Arbeit formuliert - ein 
Fingerzeig auf das, was im aktuellen Sorge-Diskurs verschiedentlich gefordert 
wird: das Sorgen als öffentliche Aufgabe zu verstehen (vgl. Tronto 2013). 

Die „klassische Externalisierungsbeziehung“ zwischen „produktiv“ und „re- 
produktiv“ wird somit im Diskurs um Arbeit 4.0 auf zweierlei Weise neu konfi- 
guriert: zum einen durch die Vereinnahmung von Sorge-Zeit unter Beibehalten 
der Abspaltung der unbezahlten Sorge-Arbeit, die parallel, ohne eigene Zeit 
getan werden soll; zum anderen durch Verwandlung in marktlich-staatliche 
Dienstleistungen, wobei die Leben stiftende Qualität der Sorge-Arbeit durch 
ihre Warenförmigkeit tendenziell zunichte gemacht wird. Das Widersprüchliche 
dieses Externalisierungsprozesses zeigt sich auch und besonders deutlich mit 
Blick auf Geschlechterverhältnisse. 

Von Industrie 4.0 lässt sich nicht sagen, dass Frauen ausgeschlossen werden. 
Sie treten an prominenter Stelle auf (etwa auf dem Titelbild von BMBF 2015 zu 
Industrie 4.0) und sind auch im Kontext der Programmziele von „Zukunft der 
Arbeit Innovationen für die Arbeiter von morgen“ präsent (BMBF 2016: 13). 
Eine Bilddiskursanalyse der beiden Broschüren würde allerdings die fortdau- 
ernde männliche Dominanz in der neuen Technikwelt vermutlich bestätigen. 
Gleichwohl enthält das Konzept emanzipatorische Elemente der Gleichstellung 
von Frauen in den neuen Arbeits- und Technikwelten. Ein Element umfasst die 
Teilhabe von Frauen an der Erwerbsarbeit (Internalisierung); ein weiteres Element 
bezieht sich auf die oben skizzierte Vereinbarkeit von Familie und Beruf, auf 
technisch ermöglichte work-life-balance. Das reicht jedoch nicht aus, um diese 
Form des abspaltenden Einbezichens breit zu ermöglichen. Als Fundament dienen 
vielmehr sogenannte haushaltsnahe Dienstleistungen. „Mit Blick auf die demo- 
grafische Entwicklung und die Möglichkeit, dass durch die Digitalisierung in 
einigen Branchen einfache Arbeitsplätze wegfallen, sind arbeitsmarkt-, sozial- und 
finanzpolitische Argumente für eine Förderunghaushaltsnaher Dienstleistungen 
neu zu gewichten.“ (BMAS 2016: 132) Das Weißbuch sicht hier die Chance auf 
neue Arbeitsplätze für Geringqualifizierte. Mit Blick auf die schon heute beste- 
henden globalen Sorgeketten - Frauen aus anderen Ländern, die diese Arbeit 
machen, lassen zu Hause ihre eigenen Sorge-Aufgaben zurück - wird hier der 
globale Charakter von Externalisierungsprozessen deutlich. Die emanzipatori- 
schen Elemente für Frauen des globalen Nordens werden mit der Ausgrenzung 
von Sorge-Arbeit im globalen Süden erkauft, oder, wie es Lessenich (2016: 64) 
formuliert: „Wir leben über die Verhältnisse znderer“ 
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Im Hintergrund dieser Prozesse erscheinen die Männer beharrlich als „frei“ von 
Sorgearbeit. Für Joan Tronto ist dies Ausdruck der immer noch vorherrschenden 
Konstruktion von Männlichkeit und Weiblichkeit: ‚... es ist ... bemerkenswert, 
wie andauernd, über Zeit und Raum, Care durch eine geschlechtlich geprägte 
Linse gesehen wird: in unserer üblichen Bedeutung des Ausdrucks wird ‘Care’ 
verstanden als die Arbeit von Frauen.“ (Tronto 2013: 68) Sie spricht von „hege- 
monialer Männlichkeit“ und meint damit: „Männer sorgen nicht, da... ihnen ein 
‘Ausweg’ aus dem gegeben wird, was wir normalerweise als Sorgeverantwortung 
ansehen, weil sie zwei andere Formen des gesellschaftlichen Beitrags leisten. Um 
das Argument zu schärfen, nenne ich diese Beiträge ‘Schutz’ und ‘Produktion’“. 
(Ebd.: 70) Und schließlich: „... Freiheit [für Männer; d. Verf.] bedeutet, nicht 
sorgen zu müssen“ (ebd.: 92, eigene Übersetzungen). In den Broschüren zu Ir- 
dustrie 4.0 und „Arbeit 4.0“ findet diese „Freiheit“ ihren Ausdruck darin, dass 
sorgende Männer weder bildlich noch textlich zu finden sind. 

Damit weisen die im Konzept Industrie 4.0 angelegten Emanzipationsprozesse 
in die Richtung, dass Frauen an einem kapitalistischen Lohnverhältnis einerseits 
zunehmend teilhaben, das andererseits die sorgende Gratisarbeit von Frauen 
weiterhin abspaltet und verbirgt (siehe Bock/Duden 1977). 

Hier deutet sich zweierlei an. Erstens werden Externalisierungsprozesse kom- 
plexer und verlaufen widersprüchlicher. Zweitens erhöhen „sorglose“ Eman- 
zipationsprozesse den Externalisierungsbedarf. Das Widersprüchliche äußert 
sich beispielsweise darin, dass der Raum, in den externalisiert werden kann, 
eingeschränkt wird, dass aber andererseits neue Externalisierungsräume ent- 
stehen. Zu diesem Ergebnis kommt auch Stephan Lessenich in seiner Analyse 
der Externalisierungsgesellschaft, wenn er darauf aufmerksam macht, dass die 
Vorstellung, es gebe im globalen Norden Inseln der Sicherheit, dadurch zerstört 
werde, dass die Folgewirkungen der Externalisierungsgesellschaft, die Zerstörung 
von Lebenschancen vieler Menschen sowie der Natur, in einer Art Bumerang- 
Effekt zurückwirken. Die Flüchtlinge, die in die Zentren des globalen Nordens 
strömen, sind konkreter Ausdruck davon: „In gewisser Weise kommt die Exter- 
nalisierungsgesellschaft damit zu sich selbst.“ (Lessenich 2016: 75) 


4. Fazit: Zur Dialektik von kapitalistischer Vereinnahmung und 
Emanzipation 


Die Gleichzeitigkeit von Momenten der Emanzipation und andauernder Abspal- 
tung der sorgenden Tätigkeiten macht deutlich, dass die Geschichte von „Exter- 
nalisierung 4.0“ nicht eindeutigerzählt werden kann. Offen bleibt etwa die Frage, 
wohin externalisiert wird, wenn bislang vorhandene Externalisierungsräume 
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im Inneren aufgrund der erwerblichen Gleichstellung von Frauen schrumpfen. 
Tendenzen hierzu werden im Konzept „Arbeit 4.0“ benannt: 


Die Herausforderung besteht nicht nur in den neuen Technologien selbst, sondern vor 
allem in der mit ihrer Einführung verbundenen Neukonfiguration sozialen Handelns und 
einem neuen Wechselverhältnis von Technik und Gesellschaft. Wie das Neue aussehen 
soll, ist offen. Innerbetrieblich erfordert dies partizipative und auf Vertrauen basierende 
Gestaltungsprozesse unter Beteiligungunterschiedlicher Akteursgruppen, überbetrieblich 
bedeutet das den Einbezugvon Kunden und der Zivilgesellschaft entlangbestehender und 
sich neu formender Wertschöpfungsketten. (BMBF 2016: 20) 


Was sich hier andeutet, ist, dass bislang wertschöpfungsferne Gruppen 
(Kund*innen und Zivilgesellschaft) in Wertbildungsprozesse abspaltend einbe- 
zogen werden. Denn diese neuen Gruppen sollen ja nicht lohnerwerblich und 
bezahlt tätig werden, schon gar nicht sollen sie alsökonomickritische Bewegungen 
angesprochen werden, sondern sie sollen die industriellen Gewinne in einer Art 
„ehrenamtlicher“ Partizipationsbeflissenheit ermöglichen und vergrößern. 

Insgesamt zeigt unsere Analyse zu Externalisierung und Industrie 4.0, dass 
sowohl alte Externalisierungsmuster und kapitalistische Vereinnahmungen be- 
stehen bleiben als auch neue und teils als emanzipativ verstandene Tendenzen zu 
beobachten sind. So bleibt Natur als Voraussetzung von industrieller Produkti- 
vität ebenso ausgeblendet wie die Folgen von Industrie 4.0 für die Ökosphäre. 
Gleichzeitig wird sie als technisch zu schonendes Objekt in den industriellen 
Prozess einbezogen. So bleiben sorgende Tätigkeiten abgespalten und verborgen. 
Gleichzeitig werden Frauen in die Sphäre der Erwerbsarbeit von Industrie 4.0 
gleichstellungspolitisch einbezogen. 

Weiter verweisen mit Industrie 4.0 verbundene Abstraktionsprozesse darauf, 
dass die Dimensionen „Raum“ (etwa globale Sorgeketten zur Kompensation 
des Sorgedefizits oder Verlagerungen „schmutziger“ Produktionsprozesse in 
den globalen Osten und Süden) und Zeit (Verschiebung von Knappheitspro- 
blemen in die Zukunft) mit in den Blick genommen werden müssen. Denn die 
wirkmächtige Erzählung I2dustrie 4.0 beruht auf einer Entscheidung für große 
technische und industrielle Strukturen zugunsten des Produktionsstandortes 
Deutschland und auf Kosten anderer Länder, anderer Generationen und anderer 
Transformationsvisionen. 

Schließlich deutet sich eine fatale Gleichzeitigkeit an: Einerseits zeigt sich 
die Tendenz zur Externalisierung sozialer und politischer Verantwortung und 
Steuerungin eine abstrakte, das soziale und politische Geschehen kontrollierende 
Technosphäre. Andererseits verstärkt sich die Tendenz, bislang wertschöpfungs- 
ferne Gruppen in den neuen Produktionsprozess abspaltend einzubeziehen. Hier 
könnte jedoch die Dialektik von Vereinnahmungund Emanzipation ungeplante 
Sprengkraft entwickeln - dann nämlich, wenn Emanzipation nicht als Teilhabe 


Externalisierung 4.0? 585 


am kapitalistischen Wertschöpfungsprozess verstanden wird, sondern als dessen 
Kritik, als Gegenkraft gegen eine Gesellschaft, die auf Externalisierungund Schat- 
tenräume angewiesen ist - als Emanzipationsbewegung für eine hertschaftsfreie, 


gerechte und nachhaltige Gesellschaft. 
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Am 1. Mai 2018 verstarb Elmar Altvater (siehe PROKLA 191). Unter www. 


altvater.prokla.de haben wir alle Beiträge von ihm, die er (zum Teil mit anderen 


zusammen) in der PROKLA veröffentlichte, frei zugänglich gemacht. Wie rele- 
vant, aktuell und weitsichtig seine wissenschaftliche Arbeit war und wie aktuell 


sie noch heute sind, haben wir in der letzten Ausgabe anhand seiner Kritik der 


Austerität und seiner Analysen zum Weltmarkt gezeigt. In der vorliegenden 


Ausgabe setzten wir die Würdigung seiner Arbeit fort. 


Andreas Exner 


Elmar Altvater und die ökologische Frage 


Eine kritische politisch-ökonomische 
Analyse artikuliert „Akkorde, die sich zur 
Musik ‘verdichten’“, notiert Elmar Altvater 
in einer Bemerkung 2007, nachdem er die 
Redaktion der PROKLA nach etwa 35 Jah- 
ren verlassen hat (Altvater 2007: 11).' Diese 
Worte lesen sich gerade so, als würden sie 
sein eigenes Denken und auch die Art, wie 
er die gesellschaftlichen Verhältnisse über 
Jahrzehnte hinweg analysierte, beschrei- 
ben. So haterein Lebenswerk hinterlassen, 
das reich istan Akkorden, die „zur Melodie 
werden, die die Verhältnisse zum Tanzen 
bringt“ (ebd.), wie er es sich für eine kriti- 
sche Sozialwissenschaft wünschte: durch 
Kritik und das Aufzeigen von Möglichkei- 
ten. Altvater rekurrierte dabei aufeine For- 
mulierung von Marx, der die Verhältnisse, 
gegen die er sich richtete, als „versteinert“ 
(MEW 1: 381) bezeichnete. Ob das Bild 
der Versteinerungdie Art der Verhältnisse, 
die Altvater analysierte, noch immer so gut 
trifft, wie diejenige zu Zeiten Marx, lässt 
sich freilich hinterfragen. 


1 AllePROKLA-Aufsätze von Elmar Altvater 


finden sich unter www.altvater.prokla.de. 


Sicherlich verstand es Altvater, dem 
„wirklichen Druck“ eindringlich das „Be- 
wusstsein des Drucks“ hinzuzufügen, wie 
es Marx gefordert hatte, indem seine Ana- 
Iysen den Verhältnissen „ihre eigne Melo- 
die“ gewissermaßen vorsangen. Denn „[d] 
ie Trümmerhaufen des Fortschritts werden 
gar nicht mehr wahrgenommen, sondern 
als gegeben hingenommen‘, wie er 2007 
konstatiert (Altvater 2007: 23). Der Fort- 
schritt macht die Erde selbst zum Trüm- 
merfeld: „Ganze Berge sind abgetragen, 
ganze Meere leergefischt, Arten ausgerot- 
tet, Urwälder abgeholzt, riesige Areale in 
Müllhalden und Giftseen verwandelt wor- 
den: Alles im Dienste der Inwertsetzung 
und des Wachstums‘, schreibt er 20 Jahre 
zuvor (Altvater 1987a: 52). Doch zugleich 
ist dieser Fortschritt einer, der die Verände- 
rung zur Norm, den Wandel zum Prinzip 
gemacht hat. Etwas Fatales, Verrücktes, ja 
Tragisches besteht darin, wie Elmar Altva- 
ter 1994 festhält, „daß niemand in diesem 
Projektzur Ruhe kommen kann“ (Altvater 
1994a: 195). 

Die Ruhelosigkeit des Prinzips „time 
is money“ ist Resultat „der auf dem Wert 
beruhenden Produktionsweise“, wie Altva- 
terim Anklangan Marx erkennt (Altvater 
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1987a: 43). Nicht nur ermüdet sie den 
Menschen, sie erschöpft auch die Natur. 
Der Wachstumsimperativ des Kapitals 
widerspricht deren Kreisläufen. Schon 
die erste Analyse, die Elmar Altvater zur 
Widersprüchlichkeit von Ökonomie und 
Ökologie 1987 in der PROKLA veröf- 
fentlicht, bringt diese Dissonanz auf den 
Begriff. Es ist ihr nämlich gesellschaftlich 
vorausgesetzt, „daß Arbeit in Lohnarbeit 
verwandelt wurde und daß die Lohnar- 
beiter Mehrarbeit leisten, also ausgebeutet 
werden. Ohne diese gesellschaftliche Form- 
spezifik gäbe es den Unterschied zwischen 
ökologischen Stoff- und Energietransfor- 
mationen und ökonomischer Überschuß- 
produktion nicht“ (ebd.: 51). Diese Vor- 
aussetzung liegt indes nicht nur in einer 
gesellschaftlichen Struktur begründet, in 
der die kapitalistische Produktionsweise 
dominiert und die im Verlauf ihrer welt- 
weiten Durchsetzung „soziale Formatio- 
nen vernichtet, Produktionsweisen zum 
Untergang verurteilt“ (cbd.: 52). Denn 
erst der Zugriff auf fossile Ressourcen 
erlaubt es der Logik der kapitalistischen 
Produktionsweise tatsächlich zur Verwirk- 
lichungeiner rationalen Weltbeherrschung 
anzusetzen, die Altvater (1987) im An- 
schluss an Max Weber vor allem als ein 
okzidentales Programm identifiziert. Er 
wird diesen Zusammenhang unter dem 
Begriff der „trinitarischen Kongruenz“ 
in Das Ende des Kapitalismus, wie wir ihn 
kennen (Altvater 2005) noch tiefer gehend 
analysieren. Von vornherein ist in dieser 
Produktionsweise also auch ein Programm 
der Beherrschung der Welt des Südens 
durch die europäische Welt eingelassen. 
Das Buch Sachzwang Weltmarkt, das im 
selben Jahr 1987 wie besagter Artikel in 
der PROKLA erscheint, verknüpft folglich 
die Verschuldung des globalen Südens mit 
der Frage der Entwicklung, die Altvater so- 
wohlaufder Ebene der Ökonomie wie auch 
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der Ökologie untersucht (Altvater 1987b). 
Der spezifischen Bedeutung fossiler Ener- 
gieträger, die der kapitalistischen „Logik 
der Zeitkompression und Ausschaltung 
qualitativer und quantitativer räumlicher 
Hindernisse“ (Altvater 1987a: 37) erst 
die materielle Grundlage liefern, widmet 
er sich in der PROKLA vier Jahre später, 
nämlich 1991 näher (Altvater 1991a; vgl. 
1991b). Das Programm der rationalen 
Weltbeherrschung wird etwas später zum 
Hauptthema (Altvater 1994a, b). 

Die beiden Veröffentlichungen von 
1987 erscheinen zur selben Zeit wie der 
Brundtland-Report Unsere gemeinsame 
Zukunft (Hauff 1987), der genau jene 
Formvergessenheit illustriert, die Elmar 
Altvater an den vorherrschenden An- 
sätzen kritisiert, die Räumlichkeit und 
Zeitlichkeit begreifen wollen (Altvater 
1987a: 51). Eine Einsicht in die spezifisch 
kapitalistischen Naturverhältnisse bleibt 
ihnen verstellt. Sie bekommen die soziale 
Form des Werts nicht in den Blick. „In 
platter Weise wird sie ausgeklammert, 
wenn der Natur Wert beigemessen wird“, 
wie etwa bei Hans Immer, „ohne daß der 
Form des Werts der Natur Aufmerksam- 
keit geschenkt wird“ (Altvater 1987a: S1f.). 
Aber auch Nicholas Georgescu-Roegen, 
dessen Theorie der Entropie für Altvaters 
Zugang entscheidend wichtig wird, bleibt 
von dieser Kritik nicht ausgespart. „In der 
neoliberalen Mainstream-Ökonomie“ frei- 
lich „istda Hopfen und Malz verloren“, wie 
er vor seinem Tod noch anmerkt (Altvater 
2017). 

Solche Ansätze erkennen nicht, dass 
sich ökonomisches Handeln und ökolo- 
gische Prozesse nicht im gleichen „Funk- 
tionsraum“ befinden (Altvater 1987a: 8£.). 
Was Marx als den „Springpunkt“ aus- 
macht, „um den sich das Verständnis der 
politischen Ökonomie dreht“ (MEW 23: 
56), vertieft Altvater so noch weiter als den 
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Springpunkt für das Verständnis der öko- 
logischen Krise: Die zwiespältige Natur der 
Ware, Gebrauchs- und Tauschwert zu sein, 
hat nicht nur in einem Doppelcharakter 
der Arbeit ihr Pendant, sondern auch im 
Zwiespalt zwischen der „historischen Zeit“ 
und der „dynamischen Zeit“, dem mit der 
Uhr gemessenen Intervall (Altvater 1987a: 
38). Weiter spiegelt sich dieser zwiespältige 
Charakter im Widerspruch zwischen dem 
konkreten Raum einer „unverwechselba- 
ren Charakteristik“ von Ländern und 
Landschaften und seiner abstrakten Form 
als Segment der Weltmarktzirkulation 
(ebd.: 37), schließlich in der „Zirkularität 
ökonomischer Prozesse im Unterschied zur 
Unilinearität der physischen“ (ebd.: 43), 
die „das Prinzip der Überschußproduktion 
(Profit) und der Expansion (Akkumula- 
tion)“ in Gegensatz zu einem „bewußten 
und schonenden Umgang mit der Natur“ 
bringt (ebd.: 53). 

FünfJahre vor der UNO-Konferenz zu 
Umwelt und Entwicklungin Rio de Janeiro 
1992 thematisiert Elmar Altvater die Dop- 
pelkrise von ökonomischer Entwicklung 
und natürlichen Umweltgrundlagen, der 
späterhin mit dem Begriffder nachhaltigen 
Entwicklung oder szstainability begegnet 
werden soll - „normativ aufgeladen und 
analytisch wenig stringent“, wie er dazu 
bemerkt (Altvater 1994a: 210). Sein kri- 
tischer Ansatz erlaubt es nicht nur, die 
ökonomische Blockade einer industriellen 
Entwicklung des Südens im Weltmarktzu- 
sammenhangzu reflektieren, sondern auch 
die ökologischen Zerstörungen, die sich aus 
dem Modell der kapitalistischen Entwick- 
lung insbesondere für den Süden ergeben. 

Die gesellschaftlichen Verhältnisse, 
innerhalb derer eine solche Entwicklung 
stattfindet oder auf Blockaden stößt, 
tanzen wohl, sie verändern sich fortwäh- 
rend, von Krisen unterbrochen. Dies ge- 
schieht aber nach dem strikten Takt des 
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„Zeitgebers“ der Verwertung, der sich um 
natürliche Rhythmen, kulturelle Traditio- 
nen und regionale Eigenheiten nicht küm- 
mert, sondern sie vereinheitlicht (Altvater 
1987a: 43f.). Dieser besondere Zeitgeber 
ist zudem einem „Beschleunigungstrieb“ 
unterworfen (ebd.: 39). Parallel dazu 
löst der Verwertungsprozess natürliche 
Bestände an Ressourcen aus ihrem „inte- 
gralen Ambiente“ heraus und setzt sie als 
Reserven, die mit einem Weltmarktpreis 
bewertet werden, anderen Waren dessel- 
ben Gebrauchswerts gleich (ebd.: 39). Die 
Isolierung von Gebrauchswerten aus dem 
Ensemble natürlicher und sozialer Bezüge, 
aus dem sie stammen, beginnt mit einem 
gewaltvollen Prozess der Inwertsetzung 
(vgl. Altvater 1987b). 

Die Folgen dieses Prozesses, der natürli- 
che und soziale Zusammenhänge zerreißt, 
können nicht zureichend im Koordinaten- 
system des ökonomischen Funktionsraums 
bearbeitet oder gar bewältigt werden. 
Entgegen den Hoffnungen einer Ressour- 
cenökonomie, die externalisierte Kosten 
einpreisen und die Ökologie damit in den 
ökonomischen Funktionsraum einschleu- 
sen will, verweist Altvater erneut auf des- 
sen Formspezifik: „Die Auspreisung von 
Ressourcen bedeutet ja die Parzellierung 
der Natur, also Isolierung ihrer einzelnen 
Komponenten, und antizipiert insofern 
innerhalb des ökonomischen Rational- 
kalküls die Destruktion des integralen Zu- 
sammenhangs, den das System natürlicher 
Ressourcen darstellt“ (Altvater 1987a: 47; 
vgl. Altvater 2016). 

Um der Ökologie zur Geltung zu ver- 
helfen, muss das Augenmerk auf dem Ge- 
brauchswert liegen. Statt die Ökonomie des 
Werts gezielt durch internalisierte Preise 
zu verdoppeln und den kategorialen Filter 
der ökonomischen „Schablone“ (Altvater 
1987a: 50) damit noch undurchdtringli- 
cher zu machen, greift Altvater deshalb 
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auf Kategorien von Georgescu-Roegen 
zurück, die der Thermodynamik entlehnt 
sind. Marx analysiert den Gebrauchswert, 
wenn dieser selbst zur ökonomischen 
Formbestimmung wird, wie Rosdolsky 
(1959) argumentiert. Dagegen zielt Altva- 
ter auf eine Theorie des Gebrauchswerts, 
die ein ökonomisches System als Teilbe- 
reich eines begrenzten natürlichen Systems 
erfasst (Altvater 1987a: A8ff.). 

Der Zweite Golfkrieg 1991 veranlasst 
Altvater dazu, die bereits 1987 skizzierten 
Umrisse eines ökologischen Marxismus in 
einem weiteren Artikel (Altvater 1991a), 
der in der PROKLA erscheint, genauer 
auszuführen. Im selben Jahr wird das Buch 
zur Zukunft des Marktes veröffentlicht, das 
die Widersprüchlichkeit von Ökonomie 
und Ökologie vor dem Hintergrund des 
Zusammenbruchs des Ostblocks analysiert 
(Altvater 1991b). Der PROKLA-Artikel 
bettet diese Widersprüchlichkeit dagegen 
in „[w]idersprüchliche Strukturprinzipien 
einer 'neuen Weltordnung’“ ein, die George 
W. Bush verkündet hatte, als er den ame- 
rican way of life als Leithigur eines neuen 
„amerikanischen Jahrhunderts“ bekräf- 
tigte (Altvater 1991a; vgl. Altvater 1994b). 
Altvater zeigt dabei, wie der Ost-West- 
Konflikt von einer zwischen Nord und 
Süd verlaufenden Konfliktachse abgelöst 
wird, die aus der Ressourcenabhängigkeit 
deskapitalistischen Wohlstands resultiert. 
Dabei spielen die besonderen Eigenschaf- 
ten der fossilen Brennstoffe eine wichtige 
Rolle. Denn „[e]rst der Rekurs auf fossile 
Energieträger gibt der Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität den notwendigen Im- 
puls, um die hohen ‘fordistischen’ Wachs- 
tumsraten mit ihren Wohlstandseffekten 
zu erreichen“ (Altvater 1991a: 355). Den 
Prozess der Produktivitätssteigerung und 
eine Reihe einzelner Erfindungen bringt 
Altvater eng mit einer immer intensiveren 
Ressourcennutzung in Zusammenhang 


Andreas Exner 


und betont die Bedeutung, die der Res- 
sourcenreichtum der USA in der frühen 
Phase ihrer industriellen Entwicklung für 
die spezifische materiale Gestalt des arme- 
rican way of life gewinnt. Die Logik des 
fordistischen Modells wird damit in eine 
attraktive Lebensweise umgesetzt, deren 
Anziehungskraft noch durch die fordisti- 
sche Kulturindustrie verstärkt und global 
propagiert wird. Die Erschöpfung der 
inländischen Ressourcenbestände zwingt 
dieses Entwicklungsmodell schließlich zur 
Expansion nach außen. Die schon 1987 in 
Sachzwang Weltmarkt vor allem am Fall 
von Brasilien analysierte Verschuldungsdy- 
namik im globalen Süden gewinnt damit 
noch eine größere Dimension: Sie trägt 
zur Aufrechterhaltungder Hegemonie der 
USA bei, weil sie den Zugriff des Nordens 
auf billige Ressourcen erleichtert. Nicht 
nur bieten die niedrigen Rohstoffpreise 
der zum Export gezwungenen „Extrak- 
tionsökonomien“ einen Stimulus für die 
Akkumulation im Norden. Weil diese 
Ökonomien arm bleiben, kann der Norden 
die schädlichen Folgen der fordistischen 
Lebensweise auch leicht in den Süden 
externalisieren. Entgegen der Vorspiege- 
lung, der american way oflife könne global 
verallgemeinert werden, erkennt Altvater 
in derIndustrialisierungsomit ein „positio- 
nelles Gut“, das seine Attraktivität verliert, 
sobald es sich verbreitet, weil die Indust- 
rialisierung dann die Lebensgrundlagen 
auch im Norden zu unterminieren droht 
(ebd.: 365). 

Die „neue Weltordnung“ beruht daher 
auf einem grundlegenden Ausschluss. Wie 
einem „Prinzip der Selbstähnlichkeit“ ent- 
sprechend schreibt sich der Konflikt zwi- 
schen Nord und Süd in vielfältigen Spal- 
tungen zwischen „haves“ und „haves not“ 
fort, und zwar im Norden wie im Süden 
(Altvater 1991a: 365). Nach dem Scheitern 
der Entwicklungsversprechen der „alten 
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Weltordnung“ soll die Unordnungder „po- 
larisierten Weltstruktur“ daher mit militä- 
rischer Gewalt aufrechterhalten werden. 
Dass dies längerfristig gelingen könnte, 
zieht Altvater allerdings in Zweifel. Statt- 
dessen geht es für ihn darum, dem Süden 
Entwicklungsspielräume zu verschaffen, 
indem der Ressourcenverbrauch im Nor- 
den entscheidend eingeschränkt wird. Das 
Buch Der Preis des Wohlstands (1992) ver- 
tieft diese Argumentation. 

Später wird Elmar Altvater die zen- 
tralen Gedanken der in der PROKLA 
veröffentlichten Artikel weiter ausführen 
und miteinander vermitteln. Beispielsweise 
ist der politischen Bedeutung der fordisti- 
schen Ökonomie als „Produktivitätspakt 
auf Kosten der Natur“ im Buch Die Gren- 
zen der Globalisierung, das er zusammen 
mit Birgit Mahnkopf 1996 veröffentlichte, 
ein eigenes Kapitel gewidmet (Altvater/ 
Mahnkopf 1999: 502f.). Das Ende des 
Kapitalismus, wie wir ihn kennen (Altvater 
2005) setzt wiederum einen krisentheore- 
tischen Schwerpunkt. Die Hoffnung auf 
eine „transnationale Zivilgesellschaft“, 
worin global agierende NGOs eine füh- 
rende Rolle spielen, die Elmar Altvater 
in seinem PROKLA-Artikel von 1994 
diskutiert (Altvater 1994b), weicht hier 
einer Analyse der sozialen Bewegungen 
und Kämpfe, die inzwischen neu erstarkt 
sind. Altvater beleuchtet zugleich auch 
eingehender die Beharrungskraft der ka- 
pitalistischen Wachstumsökonomie, die 
„in die gesellschaftlichen Verhältnisse, 
in Produktion, Konsum und Lebenswelt 
gleichermaßen, als nicht nur ideologischer 
Diskurs, sondern als faktischer Sachzwang 
eingeschrieben“ ist (Altvater 2005: 108). 
So „wird an den Grenzen des fossilen 
Energieregimes erst so recht deutlich, wie 
zentral das gesellschaftliche Naturverhält- 
nis für die ökonomische Reproduktion des 
Systems, für politische Herrschaft, für die 
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Hegemonie der Herrschenden ist“ (ebd.: 
219). Das Buch verbindet erneut die Prob- 
lematik des Geld- und Kreditverhältnisses 
mit der Frage nach den gesellschaftlichen 
Naturverhältnissen, die schon 1987 im 
Zentrum von Sachzwang Weltmarkt 
steht. Damit kehrt Altvater gewisserma- 
ßen auch zu seinem ersten Artikel in der 
PROKLA zurück, der sich mit der Auf- 
lösung des Bretton-Woods-Regimes und 
der Goldbindung des Dollars befasst hat 
(Neusüß u.a. 1971). Denn in der inhärent 
grenzenlosen Logik der kapitalistischen 
Produktionsweise muss auch die „natürli- 
che Begrenztheit des Naturstoffes Goldals 
Geld“ aufgehoben werden (Altvater 2005: 
128; vgl. Altvater 1987a: 35). 

Einige seiner letzten Arbeiten widmete 
Altvater dem Begriff des Anthropozäns, 
das er kritisch als ein Kapitalozän begreift 
(Altvater 2013; 2016; 2017b). Sie legen den 
Schwerpunkt noch einmal auf die /ongue 
duree der kapitalistischen Entwicklungund 
aufihren widersprüchlichen Charakter als 
ein Programm der rationalen Weltbeherr- 
schung (Altvater 1987a; 1991a, 1994a), das 
sich mit seinem Fortschritt immer mehr 
als zutiefst irrational erweist, als eine Folge 
des „raum-zeitlichen Imperialismus, von 
Expansion und Beschleunigung“ (Altva- 
ter 1994a: 203), der die Möglichkeiten der 
Externalisierung zerstört, die er benötigt. 
Die „externe Natur“, so Altvater, „ist eine 
Schöpfung der kapitalistischen Moderne“ 
(Altvater 2016: 149, Übers.; A.E.). 

Eine kritische Würdigungvon Altvaters 
Verdiensten, der sich wie nurwenigeandere 
und früher als die meisten marxistisch ori- 
entierten SozialwissenschafterInnen kon- 
sequent der ökologischen Frage widmete 
und dabei analytisches Neuland erschloss, 
kann hier nur in sehr groben Strichen an- 
gedeutet werden. Wichtige Elemente dazu 
haben etwa Castree (2002), Dietz/ Wissen 
(2009) und Gehrig (2011) beigebracht. 
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Diese drei Beiträge fokussieren vor allem 
auf theoretisch-konzeptionelle Fragen. So 
argumentiert Noel Castree (2002), dass 
Altvaters Ansatz zu einem ökologischen 
Marxismus den Dualismus zwischen Natur 
und Gesellschaft zwar kritisch hinterfrage, 
aber einer binären Konzeptualisierung 
verhaftet bleibe. Sie fasse kapitalistische 
Produktionsweise und Natur letztlich als 
zwei voneinander unabhängige „Sphären“, 
die „gegeneinander prallen“ (Castree 2002: 
125, Übers.: A.E.). Dabeikomme „dem Ka- 
pitalismus“ die vorrangige agency zu, und 
untergeordnet „den menschlichen Akteu- 
ren“. Natur bleibe in dieser 'Iheoretisierung 
auf eine bloß reaktive agency beschränkt 
(ebd.: 126, Übers.: A.E.). Auch kritisiert 
Castree, dass Altvater Natur zudem nor- 
mativ verstehe, indem er natürliche Gren- 
zen gegen den Kapitalismus ins Treffen 
führe. Diese Stoßrichtung spitzt Thomas 
Gehrig zu, der bei Altvater ein naturalis- 
tisches Naturverständnis diagnostiziert 
und ihm einen ökologischen Modernisie- 
rungsdiskurs vorwirft (Gehrig2011: 642). 
Kristina Dietz und Markus Wissen gren- 
zen den Ökomarxismus im Sinn von Elmar 
Altvater vom Naturalismus dagegen ab. Sie 
unterscheiden allerdings einen cher dualis- 
tischen Ansatz beim „frühen“ Altvater der 
1980er und 1990er Jahre von einem stärker 
dialektischen Begriff des Verhältnisses von 
Gesellschaft und Natur in seinen späteren 
Veröffentlichungen (Dietz/ Wissen 2009: 
367). Sie monieren, dass bei Altvater He- 
terogenität und Wandelbarkeit kapitalis- 
tischer Naturverhältnisse unterbelichtet 
bleiben. Zudem werde in seiner Perspektive 
nicht ausreichend deutlich, wie diese Ver- 
hältnisse in „alltäglichen und konkreteren 
Formen der Naturproduktion“ (cbd.: 366) 
hergestellt werden und umkämpft sind. 
Diese Befunde sprechen zwei Ebenen 
an, die auch die breitere Debatte um den 
Stellenwert des Naturbegriffs in einer 
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kritischen Sozialwissenschaft strukturie- 
ren. Die eine Ebene betrifft die Frage, wie 
das Verhältnis von Gesellschaft und Natur 
theoretisiert und konzeptualisiert werden 
soll. Die Spannweite reicht hier von einem 
dialektischen Materialismus (etwa Foster 
2016) bis zu verschiedenen Ansätzen ei- 
nes „neuen Materialismus“ (etwa Bennett 
2004; vgl. Castree 2002; Bakker/Bridge 
2006), die die Kategorie der Materialität 
betonen, sich aber gegen eine dichotome 
oder binäre Betrachtung von Natur und 
Gesellschaft wenden. Davon lässt sich eine 
empirisch-analytische Ebene unterschei- 
den. Aufdieser Ebene stehen sich Arbeiten 
mit einer systemisch-strukturellen Per- 
spektive (etwa Moore 2015), integrative 
middle range-Ansätze (etwa Brand/Dietz 
2014) und praxeologisch orientierte Zu- 
gänge gegenüber (etwa Li 2014; Ouma 
2016; Le Billon/Sommerville 2017). Die 
Stärke von Elmar Altvater lag in einer 
systemisch-strukturellen Perspektive, die 
auch mittlere theoretische Reichweiten 
umfasste. Eine der wichtigen Fragen ist, 
wie sich Zugänge damit vermitteln lassen, 
die konkrete soziale Praktiken analysieren, 
in denen Naturverhältnisse hergestellt und 
verhandelt werden. Der Versuch einer sol- 
chen Vermittlung muss wohl auch damit 
einhergehen, das theoretisch-konzeptio- 
nelle Instrumentarium zu überprüfen, neu 
zu justieren oder zu modifizieren. 

Eine kritische Auseinandersetzungmit 
dem geradezu symphonischen CEuvre Alt- 
vatersistalso in der Folge notwendig, denn 
eine emanzipatorische Transformation ist 
ein langfristiges Projekt der kollektiven 
Forschung, worin freilich „ein iterativer 
Prozess vieler sozialer Experimente die 
entscheidende Rolle spielt“ (Altvater 
2005: 176). Doch nur im Rückgriff auf 
den „Marx’schen TIheorieansatz, der um 
die modernen Erkenntnisse in den Ge- 
sellschafts- und Naturwissenschaften zu 
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erweitern und zu ergänzen ist“, so hält Alt- 
vater mit Blick auf den wissenschaftlichen 
Diskurs im Besonderen fest, „könnte eine 
Zukunftswissenschaft entstehen, mit der 
den Herausforderungen des Anthropozän 
begegnet werden kann, mit der die Gestal- 
tungeiner alternativen solaren Gesellschaft 
vorbereitet werden kann“ (Altvater 2013: 
85). Darin liegt vielleicht auch das Ver- 
mächtnis von Elmar Altvater, das noch für 
lange Zeit eine lebendige Aufgabe bleiben 
wird. 
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Von ungebrochener Aktualität 


„Eine radikal 
Kapitalismuskritik 


Luciana Castellina 


Abschied von Elmar Altvater, 
dem leidenschaftlichen Marxisten 


Es fällt mir schwer zu schreiben; ich 
komme mir vor wie eine Unglücksbotin 
oder Totengräberin: Viele Genossen waren 
es bereits, derer ich gedenken musste, oder 
vielleicht sind zu viele derer gestorben, die 
zum Kreis von Il Manifesto gehörten, und 
nun istesan mir, eine der ältesten Verblie- 
benen, die Erinnerungsarbeit zu leisten. 

An jemanden zu erinnern, der mit uns 
bis vor kurzem gearbeitet und gelebt hat, 
macht es schwer, sich zu vergegenwärti- 
gen, dass das Weggehen eines Menschen 
für immer auch ein komplizierter, kom- 
plexer Moment ist. Nun ist es so, dass der 
Mensch stirbt und wir haben dem bisher 
keinen Sinn geben können, und jedes Mal 
erscheint esuns unwirklich und nicht hin- 
nehmbar. [...] 

Dieses Mal greife ich zur Feder, um 
den Tod eines Genossen zu beklagen, an 
den sich vermutlich nur noch die recht 
Alten erinnern werden: Er stand unserer 
Zeitschrift „Il Manifesto“ immer nahe, 
ein außergewöhnlicher Genosse und ein 
schr liebenswerter Freund. Ich spreche von 
Elmar Altvater, der vor drei Tagen starb 
[am 1. Mai 2018; d. Übers.] und der seit 
zwei Jahren unter dem brutalen Verlust 
seiner Stimmbänder litt. Er war ein un- 
ermüdlicher Kämpfer, der mit schr viel 
Anstrengung, und trotz großer Schmer- 
zen, die sich schnell in seinem Körper 
ausbreiteten, sofort begann, in sehr kur- 
zer Zeit, zu lernen, sich über den Bauch 


verständlich zu machen, was ein wenig 
hilft, wenn man keine Stimme mehr har. 
Und so habe ich mich noch im Februar in 
Berlin mit ihm verständigt, wenn auch mit 
großer Traurigkeit. 

Ich hoffte noch, ihn auf dem Interna- 
tionalen Kongress der Rosa-Luxemburg- 
Stiftungzum Leitthema „200 Jahre Marx“ 
wiederzuschen, aber ich erhielt nur noch 
die traurige Nachricht, dass er mit den 
Vorbereitungsarbeiten für den Kongress 
begonnen habe, aber sie nicht weiterführen 
konnte. 

Elmar war lange Zeit ein führender 
Kopf des Instituts für Politische Wissen- 
schaften der Freien Universität Berlin, am 
Ende emeritierter Professor, ein weltweit 
bekannter Ökonom. 

Aber Elmar war mehr als das: Er war 
einer der raren Deutschen, weit entfernt 
vom in der westdeutschen Linken ver- 
breiteten Sektierertum, aber auch immer 
unnachgiebig gegenüber dem in der alten 
Bundesrepublik sehr leicht und ohne 
Unterlass, dauerhaft aufkommenden An- 
tikommunismus. — Ein kämpferischer, 
leidenschaftlicher politischer Mensch, der 
esjedoch ablehnte, unmittelbare politische 
Aufgaben in jeweiligen Institutionen zu 
übernehmen; er fühlte sich in erster Linie 
seiner wissenschaftlichen Arbeit verpflich- 
tet. Ende der 60er Jahre schloss er sich dem 
Sozialistischen Deutschen Studentenbund 
(SDS) an, der Gruppierung, die unter 
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anderem mit Rudi Dutschke erstarkte. Im 
Anschluss daran, nach der Selbstauflösung 
desSDS, begann er, seit 1969 im Sozialisti- 
schen Büro zu arbeiten, einer Vereinigung 
von Kollegen und Genossen, deren Ziel es 
war, den Zusammenhalt und die Verein- 
heitlichung der sozialistischen Kräfte in 
Westdeutschland voranzubringen. - Da- 
mals stand die Mauer noch, die Grünen 
waren in Westdeutschland noch nicht auf 
den Plan getreten und die westdeutschen 
Kommunisten hatten die Größenordnung 
einer Sekte. 

Elmar stand den Grünen zu Beginn 
recht nahe, aber nicht für lange Zeit. Nach 
deren allmählicher Wandlungin Richtung 
einer Partei, die sich immer weniger den 
in der Bundesrepublik weit verbreiteten, 
zum Fundament erklärten, Politiklinien 
entzog, begab er sich an die Seite der Links- 
partei. Der entscheidende Bruch mit der 
grünen Partei erfolgte aufgrund deren Ak- 
zeptanz der von der SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen verfolgten Regierungs-, d.h. 
NATO-Politik im Kosovokrieg. 

Für sehr viele Jahre war die Zeitschrift „ 
Probleme des Klassenkampfs“ (PROKLA), 
eine undogmatische, marxistische Zeit- 
schrift, die er entscheidend mitbegründete 
und in der Redaktionsarbeit mittrug. Die 
PROKLA war eine gewichtige Orientie- 
rungsgröße in Westdeutschland. 

Aber das, was noch wichtiger war, ist, 
dass Elmar schr früh das Augenmerk auf 
eine dringend anstehende marxistische 
Analyse der ökologischen Frage richtete, 
d.h., er griff sie für wissenschaftliche und 
vorwärtstreibende Untersuchungen auf. 
In diesem Kontext hat er auch wesent- 
lich dazu beigetragen, dass die deutschen 


Luciana Castellina 


Gewerkschaften, mit denen er immer zu- 
sammenarbeitete, sich auch für die ökolo- 
gische Frage öffneten. 

Elmar hat zahlreiche Bücher verfasst, 
die zumeist auch ins Englische übersetzt 
wurden, leider aber nichts ins Italienische. 
— Unsere Schuld. - Dennoch hat er mit 
vielen unserer Zeitungen und Zeitschriften 
stetige Verbindungen gepflegt. Hier muss 
auch hervorgehoben werden, dass Elmar 
Altvater immer eine enge Beziehung zu 
Italien hatte. Auch, ihm sei noch einmal 
gedankt, wurden, auf Basis seiner jünge- 
ren und jüngsten Vorarbeiten, die wieder 
übersetzten und auf studentischen Voll- 
versammlungen präsentierten Thesen zum 
„Kommunistischen Manifest“ vorgestellt. 
Darüber hinaus hat er sich an der Arbeit 
der Fondazione Lelio Basso beteiligt, des- 
sen Vizepräsident er auch war. 

Bis zum Schluss, so erzählte es mir seine 
Lebensgefährtin Birgit Mahnkopf, Co-Au- 
torin vieler seiner Bücher, selbst Soziologin 
undauch politische Ökonomin, hat Elmar 
versucht, einen Artikel, den sie gemeinsam 
erarbeiteten, abzuschließen. Der Artikel 
sollte im Socialist Register erscheinen. 

Elmar hat die Möglichkeit, dass er ster- 
ben würde, nicht an sich herankommen 
lassen. Er versuchte bis zu seinem Ende, 
dem Tod Widerstand entgegenzusetzen. So 
verlor er das Bewusstsein, ohne sich auch 
nur zu verabschieden. 


Das Original der hier leicht gekürzten Fas- 
sung erschien als „Addio a Elmar Altvater, 
marxista appassionato“ in Il Manifesto am 
04.05.2018 (S.1 und 15). 

Übersetzung Sabine Gensior 


Christian Zeller, Andreas Van-Hametner, Christian Smigiel 
und Karolin Kautzschmann 


Wohnen in Österreich: Von der sozialen Infrastruktur 
zur Finanzanlage 


1. Einleitung 


Bis vor einigen Jahren galt Österreichs Wohnungspolitik als sozial ausgewogen. 
Die Mietpreise in den Städten waren vergleichsweise niedrig. Die Mietpreisent- 
wicklung von 1990 bis 2000 lag unter der Inflationsentwicklung, erst seit den 
frühen 2000er Jahren liegt sie darüber (Kunnert/Baumgartner 2012: 22ff.). Die 
Preissteigerungen für Wohnen in der jüngeren Vergangenheit sind allerdings 
beträchtlich und zählen zu den höchsten in Europa (Amann/Lugger 2016: 46). 
Die Wohnungsfrage ist zurück. Sowohl Mieten wie auch Kaufpreise für Woh- 
nungen und Häuser steigen allerdings regional stark unterschiedlich. Von hohen 
Wohnkosten betroffen sind besonders die Ballungsräume und einige touristische 
Zentren (Statistik Austria 2016; Baumgartner 2013). 

Darüber hinaus galt Österreich lange Zeit als Paradebeispiel eines korpora- 
tistischen Wohlfahrtsstaates mit einer starken Position der MieterInnen, einer 
hohen Regulierungdes Wohnungsangebots sowie einer vergleichsweise niedrigen 
Eigentumsquote. Die Verknappunggünstigen Wohnraums und die starken Preis- 
steigerungen zeigen, dass sich die Situation verändert hat. Die Wohnungspolitik 
wird ihren gesellschaftlichen Anforderungen nicht mehr gerecht. 

Die österreichische Wohnungspolitik und ihre Veränderungen sind nur im 
Kontext der generellen ökonomischen und institutionellen Rahmenbedingun- 
gen verständlich. Wir charakterisieren im zweiten Abschnitt die gegenwärtige 
Konfiguration der kapitalistischen Ökonomie als ein finanzdominiertes Akku- 
mulationsregime. Dieses nimmt in Österreich jedoch spezifische Formen ein. Die 
Bedeutungszunahme des Finanzkapitals und finanzieller Verwertungsprozesse 
sind im Rahmen des spezifischen institutionellen Gefüges in Österreich zu ver- 
stehen (vgl. Vollmer/Kadi 2018: 247). 

Vor diesem Hintergrund steigen Mieten als auch Kaufpreise für Wohnungen 
und Häuser regional stark unterschiedlich. Diese regionale Differenzierung ist 
bedingt durch föderal unterschiedliche Wohnungspolitiken, eine unterschiedliche 
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Einbettungin Prozesse der Kapitalverwertung und tradierte Akteurskonstellatio- 
nen. Diese Befunde werfen die Frage auf, inwiefern institutionelle Veränderungen 
die ökonomische Verwertungslogik im Wohnungsbereich beeinflussen. Darum 
untersuchen wir im dritten Abschnitt den Wandel der österreichischen Woh- 
nungswirtschaft im Übergang zu einem finanzdominierten Akkumulationsregime. 

In einer Mehrebenenanalyse beleuchten wir auf Bundes-, Landes- und urbaner 
Ebene, welche Rolle private und öffentliche Wohnbauträger einnehmen, und wie 
sich das Verhältnis des geförderten zum nicht geförderten Wohnbau verändert 
hat. Im vierten Abschnitt stellen wir dafür beispielhaft die Wohnbaupolitik in 
Salzburg und Linz gegenüber. Beide Städte weisen eine vergleichbare Größe auf, 
unterscheiden sich jedoch in ihrer wirtschaftlichen Struktur und politischen 
Entwicklung deutlich. Sie unterscheiden sich zudem beachtlich von Wien, das 
oft als Paradebeispiel für sozialen Wohnbau herangezogen wird. 

Im fünften Abschnitt ziehen wir ein vorläufiges Fazit. Wir erkennen auch in 
Österreich einen generellen Trend hin zu einer Kommodifizierung. Die Tendenz 
zur eigentumsorientierten Wohnungspolitik fördert indirekt die Kreditmärkte 
und die individuelle Verschuldung. Die Versorgung mit Wohnraum erscheint 
zunehmend als rein individuelles Problem (Heeg 2013). Der Kern des Wohn- 
bausystems im korporatistischen Wohlfahrtsstaat Österreich, der gemeinnützige 
Wohnbau, besteht allerdings in deformierter Form weiter. 


2. Die Wohnungsfrage im finanzdominierten 
Akkumulationsregime 


Wir verstehen die gegenwärtige kapitalistische Konfiguration als finanzdomi- 
niertes Akkumulationsregime und folgen dabei der Argumentation regulations- 
theoretischer (Boyer 2000; Aglietta/Reberioux 2004), marxistischer (Chesnais 
2016) und post-keynesianischer AutorInnen (Stockhammer 2014). 

Dieses Akkumulationsregime ist durch eine starke Bedeutungszunahme von 
Rentenerträgen auf der Grundlage von Eigentumsmonopolen in zahlreichen 
Bereichen der Gesellschaft charakterisiert (Zeller 2008). Zugespitzt lässt diese 
Konfiguration als globales Rentierregime, mit seinen spezifischen Prozessen der 
Bearbeitung von Krisen und der Tendenz zur Überakkumulation bezeichnen. 
Seine weltweite Wirkungsmächtigkeit ist von zahlreichen sektoralen, geogra- 
phischen und nationalstaatlichen Differenzierungen gekennzeichnet (Zeller 
2011). Wir verstehen Finanzialisierungals einen Prozess der Akkumulation von 
Geldkapital (also aus Geld mehr Geld machen: G - G’), das nach vielfältigen 
profitablen Anlagemöglichkeiten sucht (Serfati 2011). Diese direkte Verwertung 


von Geldkapital nimmt im Immobiliensektor eine ganz besondere Bedeutung 
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ein und kann durch verschiedene Prozesse zwischen KreditnehmerInnen und 
KreditgeberInnen, EigentümerInnen und AktionärInnen, MieterInnen und Ei- 
gentümerlInnen erfolgen (Belina 2018). Die zunehmende Bedeutung finanzieller 
Akteure, Märkte, Praktiken, Technologien, und Narrativen wird ebenfalls mit 
dem Begriff der Finanzialisierung erfasst (Fernandez/Aalbers 2016: 71). 

Der Immobiliensektor nimmt hierbei eine wichtige Rolle als Kapitalsenke 
undals territorialer Anker von Finanzkapital ein (Harvey 2010). Dies beinhaltet 
unterschiedliche Prozesse der Liquidität und Mobilität von Kapital, die wiederum 
das Verhalten und Agieren finanzieller InvestorInnen auf städtischen Immobili- 
enmärkten und bei Wohnbauprojekten bestimmen (Theurillat/Crevoisier 2014). 

In Österreich hat sich im europäischen Vergleich relativ spät ein finanzdo- 
miniertes Akkumulationsregime, gestützt auf eine starke Exportorientierung, 
durchgesetzt (Becker u.a. 2015). Die neoliberale Regulationsweise löste die ver- 
schiedentlich als „Austro-Keynesianismus“ bezeichnete Ausprägung nachfrageo- 
rientierter und sozialstaatlicher Wirtschaftspolitik ab. Die Bedeutungszunahme 
des Finanzkapitals setzte sich in Österreich über unterschiedliche Prozesse und 
in Abhängigkeit historischer Entwicklungen, politisch-gesellschaftlicher Kräf- 
teverhältnisse und institutioneller Pfadabhängigkeiten durch, allerdings weniger 
stark wie in anderen Ländern. 

In Österreich dauerte eine Art fordistischer Wohnbaupolitik und -förderung 
vergleichsweise länger an — auch weil eine einflussreiche Koalition aus Banken, 
Baufirmen und parteipolitisch geprägten gemeinnützigen Bauvereinigungen 
(GBV) ein eigenes Interesse an einer solchen nachfrageorientierten Politik hatte 
(Jäger 2006). Seit den späten 1990er Jahren allerdings haben die unterschiedli- 
chen Regierungen diese Art der Wohnbaupolitik geschwächt. Finanzialisierungs- 
prozesse finden deshalb in einer ganz spezifischen variety ofresidential capitalism 
(Schwartz/Seabrooke 2008; Fernandez/Aalbers 2017) ihren Ausdruck. 

Auch auf regionaler und urbaner Ebene können sich spezifische Regulati- 
onsweisen durchsetzen, die das dominierende makroökoökonomische Regime 
jeweils aufihre Weise adaptieren (Benko/Lipietz 1995). Basierend auf national 
differenzierten Regulationsformen lassen sich housing regimes auf der urbanen 
Ebene konzeptualisieren (Stephens 2017; Kemeny 2006). Ein housing regime ist 
als institutionalisiertes Machtverhältnis zwischen staatlichen, kommerziellen 
und informellen Akteuren des Wohnens zu verstehen. Empirische Analysen 
zeigen, dass eine Verbindung zwischen unterschiedlichen housing regimes und 
den Mustern des Wohnbaus besteht (Dewilde 2017; Dewilde/Ronald 2017). 

Diese multiskalaren Prozesse und Wirkungszusammenhänge berücksichti- 
gend, analysieren wir im folgenden Abschnitt die wesentlichen institutionellen 
Veränderungen im österreichischen Wohnungswesen vorwiegend auf der natio- 
nalen Ebene. 
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3. Wohnungen zur Ware machen - institutionelle und politische 
Rahmenbedingungen der österreichischen Wohnungspolitik 


Die drei zentralen Instrumente der österreichischen Wohnungspolitik, die 
Wohnbauförderung (WBF), das Mietrechtsgesetz (MRG) und der gemeinnüt- 
zige Wohnungsbau sind unter anderem durch die Wirkung des aufkommenden 
finanzdominierten Akkumulationsregime deutlichen Anpassungen unterworfen. 


3.1 Rückzug staatlicher Akteure aus dem Wohnungsmarkt und Zugang 
institutioneller Investoren 


Sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene war die öffentli- 
che Hand in Österreich lange Zeit ein bedeutender Anbieter von bezahlbarem 
Wohnraum. Vor allem Wien war bekannt für seinen kommunalen Wohnbau (vgl. 
Vollmer/Kadi 2018). Seit den 1970er Jahren lassen österreichische Städte und 
Gemeinden jedoch kaum noch Wohnungen bauen (Statistik Austria 2016). Auch 
das „Rote Wien“ errichtete lange Zeit keine neuen Gemeindebauten mehr. Die 
politischen EntscheidungsträgerInnen begründeten dies mit Efizienzkriterien 
und budgetären Engpässen (vgl. Kadi 2015; Kunnert/Baumgartner 2012). Die 
Aufgaben des kommunalen Wohnbaus übernahm zunehmend der gemeinnüt- 
zige, teilweise genossenschaftlich organisierte Wohnbau. Kadiund Vollmer (2018) 
konstatieren allerdings jüngere Bestrebungen den Gemeindewohnbau in Wien 
wiederzubeleben. Für eine grundlegende Neuorientierungder Wohnungspolitik 
schen wir allerdings keine Hinweise. 

Neben den Kommunen und den Bundesländern hielt auch der Bund über meh- 
rere gemeinnützige Gesellschaften größere Wohnportfolios. Die rechts-konserva- 
tive Regierung privatisierte diese Wohnungen Anfang der 2000er Jahre. Sie wollte 
damit die Staatsverschuldung reduzieren und den Staat aus der Bereitstellungvon 
Wohnungen zurückziehen (Streimelweger 2010b; Rechnungshof 2007a). Die 
Situation von BewohnerInnen verschlechterte sich dadurch, es wurden Spekulati- 
onsgewinne erzielt und interessierte Kapitalgruppen konnten direkt Rentenerträge 
abschöpfen. Zudem gab und gibt es Korruptionsanschuldigungen (Moser u.a. 
2013; Rechnungshof 2007a). Im Gegensatz zu den Privatisierungsprozessen in 
Deutschland (die aktuell in Konzentrationsprozesse münden; vgl. Unger 2018) 
fanden diese Verkäufe allerdings keine Nachahmer auf Länderebene. Auch kom- 


munale Wohnbaubestände wurden nicht in nennenswertem Umfang privatisiert. 


3.2 Politische Steuerungsinstrumente im Wandel 


Das Mietrechtsgesetz (MRG) und das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) 
regulieren in unterschiedlichem Ausmaß die Festlegung der Mietzinshöhe und 
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Kündigungsfristen. Beide Gesetze gelten aber nicht für den gesamten Woh- 
nungsbestand. Relevant sind Errichtungszeitpunkt des Gebäudes, vorliegende 
Förderungen und teilweise der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 

Durch mehrere Anpassungen in den letzten zwei Jahrzehnten hält Marktlogik 
wieder verstärkt Einzugin die Wohnungspolitik in Österreich (Jäger 2006). Eine 
Teilliberalisierung des privaten Mietmarktes durch Modifikationen des MRG 
fand bereits in den 1980er Jahren (Kategorie A Wohnungen) und 1990er Jahren 
(Richtwertmieten) statt (Kunnert/Baumgartner 2012). Da der Errichtungszeit- 
punkt der Wohneinheiten für die Anwendungdes MRG relevant ist, vermindert 
sich dessen Relevanz als mietenregulierendes Instrument im Laufe der Zeit, was 
einer schleichenden Liberalisierung gleichkommt. 

Das flankierendzum MRG geltende WGG verpflichtet zur Kostenmiete - also 
zur Mietenkalkulation auf Basis des Grundsatzes der Kostendeckung (Kunnert/ 
Baumgartner 2012). 


3.3 Die Säulen der österreichischen Wohnungspolitik: 
Wohnbauförderung und gemeinnütziger Wohnbau 


Das Fundament der heutigen Wohnbauförderung liegt im 1948 gegründeten 
Wohnhaus- und Siedlungsfonds. Sie ist seit Jahrzehnten das zentrale Steuerungs- 
instrument zur Schaffung sozialen Wohnbaus in Österreich und wird seit 1952 
durch eine Abgabe in Höhe von einem Prozent der Lohnsumme (aufzubringen 
je zur Hälfte von Betrieben und Lohnabhängigen), sowie seit 1954 durch (an- 
fänglich) zweckgewidmete Steuereinnahmen finanziert (Kunnert/Baumgartner 
2012; Streimelweger 2010a). Einen wesentlichen Beitrag stellen mittlerweile auch 
Rückflüsse aus bereits gegebenen Darlchen. 

Das österreichische Wohnbau-Förderregime legte lange Zeit einen Schwer- 
punkt auf die direkte Objektförderung durch Darlehen oder Annuitätenzuschüsse 
an Privatpersonen und Bauträger. Objektförderung und Sanierungsförderung stel- 
len circa 80 Prozent der Wohnbauförderung (WBF) dar (Kunnert/Baumgartner 
2012). Während beispielsweise in Deutschland die Objektförderungbereits in den 
1970er und 1980er Jahren zu Gunsten indirekter Fördermaßnahmen und Sub- 
jektförderung an Bedeutung verlor, dauerte in Österreich diese Förderung sozialer 
Infrastruktur in Form sozialen und gemeinnützigen Wohnraumbestands länger an 
(Kuhnert/Leps 2017; Streimelweger 2010a). Zuletzt gewann die Wohnbeihilfe 
für Bedürftige als Subjektförderungsmaßnahme aber an Bedeutung (Kunnert/ 
Baumgartner 2012). Die Wirkungsmächtigkeit der Objektförderung verminderte 
sich dadurch, zumal die Baukosten deutlich über das Inflationsniveau anstiegen. 

Seit 1994 können bestimmte geförderte Wohnungen nach Fristablaufan Mie- 
terInnen verkauft werden (Mietkauf). Die staatliche Förderungund Subvention 
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von Mietkauf ist Teil eines vermögensbasierten Wohlfahrtsverständnisses (asset- 
based welfare). Über den Aufbau individuellen Eigentums soll die Abhängigkeit 
vom Staat und dessen sozialer Infrastruktur gemindert werden. Wohnraum 
wird demnach nicht als Teil der gesellschaftlichen Infrastruktur, sondern als 
Ware, die es individuell zu erwerben gilt, gesehen (vgl. Heeg2013). Zugleich sind 
diese Entwicklungen, vor allem die mit der Eigentumsförderungeinhergehende 
Verschuldung, Ausdruck der Suche des zinstragenden Kapitals nach neuen Ver- 
wertungsfeldern (vgl. auch Chesnais 2016; Belina 2018). 

Ein wesentlicher Einschnitt in ihre Leistungsfähigkeit geschah in den 1990er 
Jahren, als die WBF in den Zuständigkeitsbereich der Länder überging. Die 
Mittel wurden real gekürzt, trotz gleichzeitig stark steigender Baukosten. Zu- 
dem wurde die Zweckbindung der Mittel aufgehoben. Seitdem obliegt es den 
jeweiligen Bundesländern und Gemeinden, ob und in welcher Qualität und 
Quantität sie Wohnbau fördern. Oftmals wird nun aber nicht mehr Wohnbau 
oder zumindest wohnbauverwandte Infrastruktur errichtet, sondern die Mittel 
werden zu Schuldentilgung, Budgetsanierung und Spekulation verwendet und 
vor allem zahlreich ausstehende Forderungen verkauft. Damit wurde die Selbst- 
finanzierungsfähigkeit des Wohnbauförderungssystems erheblich geschwächt 
(Streimelweger 2010a; Kuhnert/Leps 2017; Kunnert/Baumgartner 2012). 

Die gemeinnützigen Wohnbauträger sind die zentralen Akteure des sozialen 
Wohnbaus in Österreich. Ihre ursprüngliche Prämisse lautete: Bedarfsorientie- 
rung statt Gewinnmaximierung. Ihre Wohnungen sollen unter dem allgemei- 
nen Preisniveau liegen und für kleine und mittlere Einkommen bestimmt sein 
(Rechnungshof 2007). 

Die 190 genossenschaftlich oder als Kapitalgesellschaft organisierten GBV 
verwalten über 880.000 Wohneinheiten und tragen ein Viertel des jährlichen 
Neubaus. In den vergangenen 30 Jahren errichteten sie ein Drittel aller Woh- 
nungen in Österreich (GBV 2016b; Kunnert/Baumgartner 2012). 

Sind die gemeinnützigen Wohnbauträger auch heute noch Garanten des so- 
zialen Wohnbaus? Drei Pfeiler definieren ihr Alleinstellungsmerkmal: Vermö- 
gensbindung, Kostendeckungund Ertragssteuerbefreiung (Feichtinger/Schinnagl 
2017). Dadurch haben sie sowohl besondere Rechte wie Pflichten: Sie sind von 
der Gewerbeordnung ausgenommen, genießen steuerliche Begünstigungen und 
profitieren besonders von staatlicher Wohnbaufinanzierung (vgl. Kuhnert/Leps 
2017). Zugleich unterwerfen sie sich verstärkter Kontrolle und Beschränkungen 
der Geschäftstätigkeit sowie der Gewinnerzielung und -ausschüttung (GBV 
2016a; Rechnungshof 2007b). 

Gemeinnützige Wohnbauträger dürfen nur in ihrem Hauptgeschäft, der 
Errichtung und Verwaltung von Wohnungen sowie den zugehörigen Neben- 
geschäften (wie z.B. der Errichtung von Stellflächen und Geschäftsflächen), im 
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Inland aktiv werden. Für alle weitere Geschäfte bedarf es der Zustimmung der 
jeweiligen Landesregierung, so auch für die Beteiligung an Unternehmen, die 
keine gemeinnützigen Wohnbauträger sind (Rechnungshof 2007b; Eder 2012). 

Allerdings umgehen die GBV diese Restriktionen durch die Gründung von 
Tochterunternehmen und weiten damit ihren Tätigkeitsbereich aus. Sie bau- 
en auch exklusivere, nicht geförderte Wohnungen und verwalten Immobilien 
Dritter. Der Anteil dieser Neben- und Zusatzgeschäfte, bei denen das Kostende- 
ckungsprinzip nicht gilt, hat zugenommen. Die Übergänge von gemeinnützigen 
und nicht gemeinnützigen Wohnbauunternehmen sind also fließend (Eder 2012). 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im internationalen Vergleich die 
GBV lange Zeit die Wohnungsbereitstellung teilweise den Zwängen des Mark- 
tes entzogen haben (Kadi 2017). Jedoch lassen einige aktuelle Tendenzen eine 
Erosion dieser Gemeinnützigkeit erkennen: beispielsweise der Vorschlag zur 
Lockerung der Vermögensbindung zu Gunsten des Einstiegs privaten Kapitals 
durch institutionelle Anleger. Eine Neuregelungbirgt die Gefahr, dass die jeweili- 
gen (Teil-) Eigentümer von kapitalgesellschaftlich organisierten, gemeinnützigen 
Wohnbauträgern aufdie thesaurierten Gewinne zurückgreifen könnten, und sie 
böte die Möglichkeit, das Kapital profitabler zu platzieren. Außerdem würde eine 
Veränderung der Vermögensbindung auch die anderen Säulen, Steuerbefreiung 
und Kostendeckung, ins Wanken bringen (Feichtinger/Schinnagl 2017). Banken, 
Versicherungen, Stiftungen und Vereine sind bereits jetzt in über 40 Prozent 
der Fälle die Mehrheitseigentümer von gemeinnützigen Bauvereinigungen in 
der Form von Kapitalgesellschaften. Der Anteil der öffentlichen Hand (Bund, 
Länder, Gemeinden, verstaatliche Industrie, Betriebe) ging von 1955 bis 2015 
drastisch zurück (GBV 2016a). Hinzu kommt eine Schwächung des gemeinnüt- 
zigen Bereichs durch die Zunahme von Mietkauf. Durch den Kauf von GBV- 
Wohnungen gehen dem gemeinnützigen Bereich langfristig Wohnungen verloren. 


4. Regionale Varietäten nationaler Wohnkapitalismusformen 


Nicht nur auf nationaler Ebene, sondern ganz wesentlich auch auf regiona- 
ler und urbaner Ebene zeigt sich die Ausdifferenzierung der österreichischen 
Wohnungspolitik. 

In Wien ist das sozialdemokratische Erbe in Bezug auf die institutionelle 
Gestaltung der Wohnungsmärkte noch immer sichtbar (Vollmer/Kadi 2018), 
wenngleich sich der private Wohnungsmarkt des Top-Markts Wien (A-Lage) 
tendenziell anderen europäischen Metropolen annähert. Die Wohnungsmärkte 
in den anderen Landeshauptstädten weisen nur einen bescheidenen kommunalen 
Wohnungsbau auf, sind aber mit Ausnahme von Salzburg und Innsbruck keine 


604 Christian Zeller, Andreas Van-Hametner, Christian Smigiel und Karolin Kautzschmann 


hochpreisigen Märkte. Allerdings sind auch dort in den letzten Jahren starke 
Preissteigerungen zu beobachten, ähnlich den Preissteigerungen in B-Lagen in 
Deutschland (Fehlberg/Mießner 2015). 

Regionale Wohnungsmärkte sind in unterschiedlichem Ausmaß in die Prozes- 
se der Kapitalverwertung involviert, jeweils abhängig von ihrer Größe, (regional-) 
staatlichen Regulierungen und vom Interesse, das ihnen das Kapital entgegen- 
bringt. Im föderalen Österreich unterscheiden sich die regionalen Wohnungspo- 
litiken und -märkte zudem stark voneinander. Anders formuliert: Österreich ist 
nicht Wien. Aus diesem Grund betrachten wir mit Linz und Salzburg die nach 
Wien und Graz einwohnerstärksten Städte in Österreich. 

Beide Städte weisen eine vergleichbare Größe auf. Salzburg hat aktuellknapp 
über 150.000 Einwohner, Linz etwas mehr als 200.000 Einwohner (siehe Ta- 
belle 1). Beide sind prosperierende Wirtschaftsstandorte mit überregionaler 
Bedeutung. Salzburg und Linz sind zudem beide Hauptstädte eines Bundes- 
lands. Allerdings unterscheiden sie sich deutlich in ihrer Wirtschaftsstruktur, 
politischen Entwicklung und (teilweise auch) in ihrer wohnungspolitischen Ge- 
schichte. Während Salzburg stark auf Handel, Dienstleistungen und Tourismus 
ausgerichtet ist bzw. nie über einen größeren industriellen Sektor verfügt hat, ist 


Tabelle 1: Salzburg und Linz: stylized facts 


Salzburg Linz 

31.12.2016 2017 
Einwohner (Hauptwohnsitze) 154.820 203.957 
Wohnungen 87.947 114.038 
Durchschnittliche Miete 14.40 €/m? 11.20 €/m” 
Durchschnittlicher Kaufpreis 
- Eigentumswohnung Erstbezug 4.160,80 € 2.734,60 € 
- gebrauchte Wohnung 2.727,60 € 1.710,00 € 
Rechtsgrund der Wohnungsbenützung (2011): 
- Eigenbenützung Hauseigentümer 10.719 | 14,93% 10.262 9,00% 
- Eigenbenützung Wohnungseigentümer 19.423 | 27,06% 17.529 | 15,37% 
— Hauptmiete 35.320 | 49,21% | 78.346 | 68,70% 
- Sonstiges 6.315 8,80% 8.901 6,93% 
Eigentumsverhältnisse der Wohnungen* 
- Privatpersonen 59.139 | 67,24% | 44.403 | 38,94% 
- Gebietskörperschaft 3.450 3,92% 3.300 2,89% 
- GBV 18.852 | 21,44% 58.597 | 51,38% 
- Sonst. Juristische Person 6.506 7,40% 7.738 6,79% 


Quellen: Stadt Linz 2018; WKO 2018; Immowelt 2016; Stadt Salzburg 2017; Statistik 
Austria 2018. 

* Die Informationen über die Eigentumsverhältnisse der Wohnungen basieren auf einem 
Datensatz, der 2001 erstellt wurde und seitdem nur sporadisch aktualisiert wurde. Sie sind 


deshalb nur bedingt belastbar. 
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die Wirtschaftsstruktur in Linz stark durch große Unternehmen der metallver- 
arbeitenden und der chemischen Industrie geprägt (Dopsch/Hoffmann 2008). 

Diese divergierenden Charakteristika schlugen sich auch in den wohnungspo- 
litischen Akteurskonstellationen und Eigentumsstrukturen nieder. Beide Städte 
weisen dementsprechend spezifische housing regimes auf. 

Im Folgenden soll es nun darum gehen, die jeweiligen institutionellen Ausge- 
staltungen und Akteurskonstellation in Salzburg und Linz sowie die Verflech- 
tungen mit der landespolitischen Ebene genauer zu skizzieren. Hiermit wollen 
wir einerseits ein Grundverständnis für die spezifischen Wohnregime schaffen. 
Andererseits werden anhand dieser Einordnung die jüngsten Veränderungen in 
beiden Städten besser verständlich. 


4.1 Salzburg 


Salzburgs Wohnungsmarkt ist von überdurchschnittlich hohen Mieten und 
Eigentumspreisen sowie starken Steigerungsraten gekennzeichnet (Kircher u.a. 
2018) (siche Tabelle 1). Knapp 42 Prozent der Salzburger Haushalte bewohnen 
eine eigene Wohnung beziehungsweise ein eigenes Haus. Das liegt deutlich über 
anderen österreichischen Großstädten (Statistik Austria 2016). 

In Salzburg begann der soziale Wohnbau sich erst in den 1950er Jahren zu 
entfalten. Gemeinnützige Bauträger errichteten mit finanzieller Unterstützung 
durch Stadt und Land Salzburgim Rahmen der Wohnbauförderungkompakte 
Siedlungen mit gemischter Baustruktur. Aber auch Eigenheime wurden ge- 
fördert. Kommunaler Wohnbau führte dagegen nur ein Schattendasein. Dem 
ging eine politische Diskussion über die Ausrichtung des Wohnbaus zwischen 
bürgerlich-konservativem Lager („Eigentumsbildung in Arbeitnehmerhand‘“) 
und der Sozialdemokratie, die kommunalen und gemeinnützigen Mietwohnungs- 
bau favorisierte, voraus. Während des Baubooms der 1960er Jahre traten die bis 
dahin tonangebenden privaten Bauträger in den Hintergrund. Die Wohnungs- 
not konnte so gelindert werden. In den 1970er Jahren nahm die Bautätigkeit 
gemeinnütziger Bauträger wieder ab, der marktfinanzierte Wohnbau gewann 
erneutan Bedeutung. Durch eine Baulandverknappungund Kritik an der starken 
Bautätigkeit durch das bürgerliche Salzburg nahm die Wohnungsnot wieder zu 
- und ist seitdem ungelöst. In den 1980er Jahren kam es zu einem drastischen 
Anstieg der Baulandpreise, der sozialen Wohnbau zunehmend verunmöglichte. 
Die Wohnbauentwicklung verlagerte sich ins Umland. Das Kernproblem hoher 
Preise blieb bestehen (Dopsch/Hoffmann 2008). 


606 Christian Zeller, Andreas Van-Hametner, Christian Smigiel und Karolin Kautzschmann 


Die Öffentliche Hand am Wohnungsmarkt in Salzburg 

In Salzburggibt es auch gegenwärtigkeinen nennenswerten kommunalen Wohn- 
bau. Die Stadt gliederte ihren eigenen Wohnungsbestand (knapp 2.000 Woh- 
nungen beziehungsweise 2,8 Prozent des Wohnungsmarkts) im Jahr 2005 aus. 
Sie lässt diese Wohnungen nunmehr von einer GBV (GSWB = Gemeinnützige 
Salzburg Wohnbaugesellschaft) betreuen, die im Eigentum von Stadt und Land 
Salzburgsteht. Die Stadt hat für deren Wohnungen das Vergaberecht. Neben der 
Gemeinde spielen auch Bund und Land nur eine untergeordnete Rolle als Eigentü- 
mer (Bund 0,7 Prozent, Land 0,4 Prozent der Wohnungen (Stadt Salzburg 2017)). 
Das Land Salzburg und Landesinstitutionen errichten nur wenige Wohnungen 
selber. Diese Aufgabe wird an nahestehende gemeinnützige Bauvereinigungen 
delegiert. Die Privatisierung der bundeseigenen Wohnbauträger BUWOG und 
BIG Anfang der 2000er Jahre führte auch in Salzburg zur Veräußerung einiger 
hundert Wohnungen. 


Gemeinnützige Wohnbauträger in Salzburg 

In der Stadt Salzburg besitzen die GBV 21,4 Prozent des Wohnungsbestan- 
des (Stadt Salzburg 2017). Die restlichen Wohnungen werden vorwiegend von 
privaten Personen gehalten. Sozialer Wohnbau erlebte seine Hochzeit in der 
ersten Phase der Nachkriegszeit. Im Gegensatz zu anderen Städten entstanden in 
Salzburg keine großen Werksiedlungen. Die GBV sind aber heute die treibende 
Kraft des Neubaus in Salzburg. Sie bauten in den letzten Jahrzehnten knapp 50 
Prozent aller neuen Wohnungen (Straßl u.a. 2018). Allerdings sind die Mieten 
im gemeinnützigen Segment im österreichweiten Vergleich am höchsten (IIBW 


2017). 


Wohnbauförderung in Salzburg 

Das aktuelle Wohnbauförderungsmodell im Bundesland Salzburg akzentuiert 
wieder die Eigentumsförderung und fördert die Errichtung und den Kauf von 
Immobilien mit einmaligen nicht-rückzahlbaren Zuschüssen in Höhe von 37 Pro- 
zent des Fördervolumens und lässt auch gewerbliche Bauträger an Förderungen 
für den Mietwohnbau partizipieren (Land Salzburg 2018). Die Förderausgaben 
für Wohnbau sanken in Salzburg zuletzt, nehmen im Bundesländervergleich 
aber einen Spitzenwert ein (Amann/Mundt 2017). Salzburg ist das einzige Bun- 
desland, in dem die Förderungszusicherungen für Eigenheime zuletzt anstiegen, 
nachdem sie zuvor jahrzehntelang zurückgingen (IIBW 2017: 16), allerdings 
lag der Eigenheimanteil am Gesamtbudget trotzdem noch deutlich unter jenem 
anderer Bundesländer. Das Wohnbauförderungsbudget speiste sich 2016 aus- 
schließlich aus Rückflüssen alter Darlehen aus dem aufgelösten Wohnbauför- 
derungsfonds (siehe Tabelle 2). 
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Da die aktuell vergebenen Zuschüsse nicht zurückgezahlt werden müssen, 
gefährdet dies die Refinanzierung der Wohnbaufördermittel. Eine über die För- 
derunghinaus benötigte Finanzierung kann nicht mehr als Darlehen beim Land, 
sondern muss bei Banken aufgenommen werden. Die eigentumsorientierte neue 
Wohnbauförderunganimiert damit die Haushalte sich mit Hypothekarkrediten 
zu verschulden. Gewerbliche Bauträger können nun ebenfalls Förderung für 
Mietwohnbau erhalten. Zuvor war diese den gemeinnützigen Wohnbauträgern 
vorbehalten. Diese gewerblichen Bauträger können zudem nach 25 Jahren ohne 
rechtliche Einschränkungen über die geförderten Wohnungen verfügen und 
diese frei vermieten oder verkaufen. Günstiger Wohnraum wird damit nicht 


nachhaltig gesichert (Amann/Mundt 2017). 


4.2 Linz 


Der im Zuge des „Anschlusses“ Österreichs an das Deutsche Reich verstärkte 
Industrialisierungsprozess von Linz führte zu einem Arbeitskräftezuzug und zum 
Bau der sogenannten „Hitlerbauten“ mit insgesamt 11.000 Wohnungen. Hierfür 
wurden zwei Bauträger, die „Wohnungs-Aktiengesellschaft der Reichswerke Her- 
mann Göring Linz“ (heute: WAG) und die „Stadt- und Wohnungsgesellschaft der 
Stadt Linz“ (heute: Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft der Stadt Linz= GWG) 
gegründet (Necker 2018; Stöger 2002). Diese beiden Unternehmungen waren 
dann jahrzehntelang die maßgeblichen Akteure des Linzer Wohnungsmarkts. 

Auch nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs stand Linz unter dem Druck 
eines starken Bevölkerungsanstiegs. Von 1945 bis 1959 wurden deshalb weitere 
13.000 Wohnungen mit den vorhandenen Plänen gebaut. Gemeinnützige Bau- 
träger (allen voran WAG und GWG) erbauten mit städtischer und staatlicher 
Wohnbauförderungden Großteil dieser Wohnungen (Schwarzbauer 2015; Stöger 
2002). Die private Bautätigkeit stagnierte in der Nachkriegszeit, allmählich 
nahm auch jene der öffentlichen Bauträger ab (Stöger 2002). Grund hierfür 
war u.a. eine ab den 1970er Jahren zunehmende Suburbanisierung, die auch die 
Wohnungsnot sinken ließ (Stöger 2002). 

Die Ausgestaltung des Wohnbaus war umstritten und konfliktgeladen: Pro- 
grammatisch standen sich zwar wie in Salzburg der sozialdemokratische Wunsch 
nach Mietwohnungsbau und jener nach Eigentumsbildung.der Bürgerlich-Konser- 
vativen gegenüber. Aber auch in der SPÖ wurde die Errichtung von Eigenheimen 
teilweise unterstützt. Da viele Menschen sich aus einem Mangel an Eigenmitteln 
den Erwerb von Eigentum nicht leisten konnten, sprachen sich jedoch auch Kon- 
servative für den Mietwohnungsbau aus. Die Errichtung von Eigentumswohnun- 
gen und Eigenheimen blieb in Linz somit beschränkt (Stöger 2002). Linz ist bis 
heute eine Stadt der MieterInnen (69% der Haushalte; siehe auch Tabelle 2). 


608 Christian Zeller, Andreas Van-Hametner, Christian Smigiel und Karolin Kautzschmann 


Die Öffentliche Hand und gemeinnützige Bauträger am 

Wohnungsmarkt in Linz 

Erste genossenschaftliche Ansätze kommunalen Wohnbaus wurden durch gesetzli- 
che Verbote gestoppt. Die Stadt gründete 1940 deshalb dieGWG als Kapitalgesell- 
schaft (Schwarzbauer 2015). Zugleich bedeute diese Gründung den Verzicht auf 
einen ausgeprägten eigenständigen kommunalen Wohnbau. Mittlerweile besitzt 
die GWG den geringen Anteil kommunaler Wohnungen (3.400 Wohnungen), 
beziehungsweise verfügt über eine Kaufoption darauf (OÖNachrichten 2018). 
Aktuell verwaltet die GWG über 18.000 Wohnungen. Das Land Oberösterreich 
hält über seine Landesholding knapp die Hälfte der Genossenschaftsanteile der 
gemeinnützigen Landeswohnungsgenossenschaft (LAWOG), welche auch Woh- 
nungen in Linz hält (Stöger 2002). Der Bund besitzt keine nennenswerten Woh- 
nungsbestände mehr in Linz. Die Wohnungen der WAG gingen zwar nach dem 
Zweiten Weltkriegin das Eigentum des Bundes über, diese wurden aber gemeinsam 
mit vier weiteren Bundesgesellschaften aus der Gemeinnützigkeit entlassen, priva- 
tisiert und stehen seitdem im Eigentum eines Konsortiums oberösterreichischer 


Banken und Versicherungen (Streimelweger 2010b; Rechnungshof 20072). 


Wohnbauförderung in Linz 

Oberösterreich hat aktuell im Verhältnis zur EinwohnerInnenzahl die geringsten 
Wohnbauförderungsmittel in Österreich. Die Mittel von 270 Millionen teilen 
sich in eine Hälfte für die Errichtung und Sanierung von Mietwohnungen und 
Wohnheimen sowie eine Hälfte für die Errichtung, Sanierung und Kauf von 
Eigentumswohnungen und Eigenheimen. Für Wohnbeihilfe wurden zusätzlich 
62 Millionen Euro aufgewendet. Oberösterreich hat eine ausgeprägte Eigen- 
heimförderung (89 Millionen Euro; in der Vergangenheit war diese sogar noch 


Tabelle 2: Wohnbauförderungen im Vergleich 


Wohnbauförderung Salzburg Oberösterreich* 
Ausgaben gesamt 2016 170 Millionen | 270 Millionen 
Änderungen zu 2015 - 13% -3% 
Rückflüsse 180 Millionen 10 Millionen 
Mittel aus Länderbudgets - 10 Millionen** | 260 Millionen 
zugesicherter Zuschuss bzw. Darlehensvolumen in % 2017 

— Eigentum (Errichtung) 18% 32% 

- Eigentum (Kauf) 23% 17% 

- Objektförderung (Mietwohnung) 53% 47% 

- Objektförderung (Wohnheim) 5% 4% 


Quellen: IIBW 2017; Land Oberösterreich 2018; Land Salzburg 2018. 
* Zusicherungswerte in Oberösterreich inkl. Sanierung, 
** Nettorückflüsse aus bisherigen Darlehen in den Landeshaushalt. 
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höher) (Land Oberösterreich 2018). Die Mittel der WBF speisen sich nur zu 
einem geringen Teil aus Rückflüssen bisheriger Förderungsdarlehen, dadas Land 
in der Vergangenheit seine Forderungen von über 2,5 Mrd. Euro verkauft hat 
(Oberösterreichischer Rechnungshof 2012). Neben Privatpersonen und gemein- 
nützigen Bauvereinigungen können auch gewerbliche Bauträger beim Neubau 
Wohnbauförderungsgeldern erhalten. Knapp 80 Prozent der Mittel gehen aber 
an die Gemeinnützigen (Land Oberösterreich 2018). 


4.3 Salzburg und Linz: zwei urbane housing regimes 


Salzburgund Linz waren ebenso wie Wien Teil des austro-keynesianischen natio- 
nalen Wohlfahrtstaates. Die allgemeinen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Veränderungen wie die Bedeutungszunahme finanzieller Verwertungsstrategien 
und der Preisschub im Immobiliensektor finden in beiden Städten ihren Wider- 
hall. Die institutionellen Veränderungen auf der Bundesebene wie der tendenzi- 
elle Rückzug staatlicher Akteure aus dem Wohnungsmarkt, die Veränderungen 
des Mietrechts sowie die Schwächung der Wohnbauförderung betreffen beide 
Städte. Doch die unterschiedlichen wirtschaftlichen Strukturen und politisch- 
institutionellen Entwicklungen in Salzburg und Linz haben dazu geführt, dass 
sich jeweils spezifische urbane housing regimes herausgebildet haben, die zwar 
beide durch den nationalen Rahmen geprägt sind, jedoch manifestiert sich diese 
Prägung auf unterschiedliche Weise. Die housing regimes unterscheiden sich in 
Bezug auf ihren Entwicklungspfad und ihre Akteurskonstellation. 

In Salzburg, wo es erst ab den späten 1950ern Jahren zu öffentlichem Woh- 
nungsbau kommt, ist der Wohnungsmarkt seit jeher stark durch private Akteure 
bestimmt. Die Mehrheit der Wohnungen in Salzburgsteht in privatem Eigentum 
und ein verhältnismäßig großer Teil der Bevölkerung wohnt in Eigentum. Die 
aktuelle WBF des Landes, die sich auch in der Stadt Salzburg manifestiert, un- 
terstützt diese Entwicklungdurch eine Akzentuierungder Eigentumsförderung, 
Die gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen sind in Salzburgdie Hauptakteure 
der staatlich geförderten Wohnbautätigkeit, da es keinen nennenswerten kommu- 
nalen Wohnbau gibt. Einige sind Genossenschaften mit einem Mitspracherecht 
der Mitglieder, andere sind Kapitalgesellschaften. Der private Wohnungsmarkt ist 
also ein struktureller Faktor, der wesentlich die Entwicklungder Preise bestimmt, 
woran sich langfristig auch die gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen (z.B. 
GSWB) bei ihrer Ausgestaltung der Wohnungs- und Preisangebote orientieren 
- sie sind unter anderem den gleichen Grundstücks- und Baukosten unterwor- 
fen. Private Wohnbauunternehmen spielen vor allem bei Mietwohnungen eine 
untergeordnete Rolle, zentrale Akteure des Angebots sind die politisch geprägten 
GBV und die heterogene Gruppe privater Wohnungsbesitzer. 
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Linz ist traditionell eine Stadt der MieterInnen. Der private Mietwohnungs- 
markt ist auf der Eigentümerseite stärker als in Salzburg von Unternehmen ge- 
prägt. Linz weist jedoch im Vergleich zu Salzburg eine ausgeprägte Tradition des 
gemeinnützigen Wohnbaus auf. Zudem spiel(t)en hier Großunternehmen (vor 
allem zu Beginn des sozialen Wohnbaus) und ihre unterschiedlichen Wohnbau- 
institutionen eine wichtige Rolle. Die gemeinnützigen Bauträger waren lange 
Zeit die Haupteigenrümer von Wohnraum. Nach Privatisierungen gewann der 
private Mietwohnungsmarkt an Bedeutung. 

Die klassische ArbeiterInnenbewegung und die mit ihr verbundenen Genos- 
senschaften waren weder in Linz noch in Salzburg in der Lage, einen kommu- 
nalen Wohnbau durchzusetzen, so wie er Wien bis heute prägt. Die kommunale 
Einflussnahme auf den Wohnungsmärkten in beiden Städten beschränkt sich 
neben stadtplanerischen Aspekten auf Zuweisungsrechte in den teilkommunalen 
GBV sowie auf unternehmensstrategische Vorgaben als Eigentümer. Die Kom- 
munen bestimmen über ihre Institutionen (Wohnungsämter bzw. Aufsichtsräte 
im Unternehmen), wie sie die GBV-Wohnungen belegen. Trotz unterschiedlicher 
Voraussetzungen und Entwicklungspfade auf lokaler Ebene gleichen sich die 
Vorgehensweisen der aktuellen Wohnbauförderungsysteme in beiden Bundeslän- 
dern. War in Oberösterreich die Förderungvon Eigentum von jeher ein zentrales 
Element der WBE, ist dies nun auch in Salzburg der Fall. Damit beeinflusst 
die WBF das Angebot immer weniger im Sinne einer gesellschaftlichen Infra- 
struktur, sondern verstetigt das Verständnis von Wohnen als individualisierter 
und subjektorientierter Nachfrage. Die GBV sind in Linz weiterhin wichtiger 
als in Salzburg. Gleichzeitig passen sie sich in beiden Städten zunehmend den 
Erfordernissen kapitalistischer Verwertungsprozesse an, indem sie vermehrt 
Eigentumswohnungen anbieten und teilweise über Tochterunternehmen auf 
dem nicht-regulierten Wohnungsmarkt tätig sind. In beiden Städten bieten sie 
auch zunehmend Mietkauf-Wohnungen an. Die Diskussionen um das Arbeits- 
programm der letzten Bundesregierunglassen erwarten, dass Finanzgesellschaften 
sich zunehmend an GBV beteiligen und sie damit ihren finanziellen Verwer- 
tungsstrategien aussetzen werden (Österreichische Bundesregierung 2017a: 6) 

Trotz der unterschiedlichen Strukturen, pfadabhängiger Prozesse und politi- 
scher Kräfteverhältnisse ist in beiden Städten eine Konvergenz hin zur Durch- 
setzung eines housing regimes, das Wohnen als Ware begreift, festzustellen. Die 
Wohnbauförderung ist eigentumsorientiert, die Bedeutung privater Akteure 
der Wohnraumbereitstellung steigt, der soziale und gemeinnützige Wohnbau 
stagniert und orientiert sich teilweise auch an finanziellen Verwertungsprozessen. 
Diese Eigentumsorientierung regt zur individuellen Verschuldung an, läuft auf 
eine indirekte Förderung des Kreditsektors hinaus und zieht damit mehr Men- 
schen in finanzielle Verwertungszusammenhänge. Diese Tendenzen entsprechen 
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der von Heeg (2013) beobachteten Entwicklung, Wohnungen als Finanzanlage 
zu sehen. 

Die Steuerungsfähigkeit auf der lokalen Ebene ist zwar beschränkt, doch 
nutzen die lokalen Akteure die Spielräume bei Weitem nicht aus. Alle lokalen 
Regierungsparteien lassen sich weitgehend von neoliberalen Handlungsmaxi- 
men leiten. Sie antworten auf die dadurch hervorgerufenen Probleme mit einem 
kurzfristigen Pragmatismus, der aber das Verständnis der Wohnung als Ware 
nicht überwindet und weit davon entfernt ist, die Wohnung als Teil einer ge- 
sellschaftlichen Infrastruktur zu verstehen. Die Persistenz des Neoliberalismus 
hat die Akteure zur scheinbaren Alternativ- und Kreativlosigkeit erzogen (vgl. 
Vollmer/Kadi 2018). 

Es gibt keine Anzeichen, dass dieses Regime in jüngerer Zeit aufgeweicht 
würde. Im Gegenteil, dieses Modell verstärkt seinen ausschließenden Charakter, 
indem vielerorts die Bevorzugungder LangzeitbewohnerInnen gegenüber Neube- 
wohnerInnen (bspw. durch Residenzpflichten als Voraussetzung für den Zugang 
zu öffentlichen Wohnungen) geplant wird. Damit wird die wohnungssuchende 
Bevölkerung politisch gezielt fragmentiert. 

Auf nationaler Ebene setzt das aktuelle Regierungsprogramm der Österrei- 
chischen Bundesregierung den institutionellen Rahmen mit einer expliziten 
Eigentumsorientierung, denn „langfristig ist Eigentum die angestrebte und güns- 
tigste Form des Wohnens. Wir müssen alles unternehmen, dass wieder vermehrt 
Wohnraum im Eigentum erworben werden kann, denn Eigentum ermöglicht 
ein selbstbestimmtes, abgesichertes Leben“ (Österreichische Bundesregierung 
2017b: 47). Die „Forcierung der Mietkauf-Modelle“ ist ein wesentlicher Aspekt. 
Sozialpolitische Maßnahmen und Vorgaben findet man nicht. Hinsichtlich der 
Position der MieterInnen vertritt das Regierungsprogramm eine Stärkung der 
Vermieterinteressen. Gleichzeitig ist an den wohnungspolitischen Aussagen 
erkennbar, dass Wohnungspolitik den Marktkräften überlassen werden soll. 

Wir erkennen also eine Konvergenz von unterschiedlichen Ausprägungen 
korporatistischer zu stärker eigentumsorientierten housing regimes in Linz und 
Salzburg. Ausgehend von ökonomisch und institutionell jeweils spezifischen 
historischen Entwicklungspfaden lassen die makroökonomischen und die natio- 
nalstaatlichen institutionellen Veränderungen urbane housingregimes entstehen, 
die sich auf jeweils spezifisch lokal geprägte Weise durchsetzen. 


5. Schlussfolgerungen 


Wir leiten aus unserer Analyse fünf wichtige Befunde ab. Daraus ergeben sich 
Konsequenzen sowohl auf der urbanen als auch nationalen Ebene. Wir schließen 
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mit einer allgemeinen Einschätzung über Wohnen in der kapitalistischen 
Gesellschaft. 

Erstens lässt sich auf Bundesebene ein schrittweiser, aber grundlegender 
Wandel erkennen, der das nach dem Zweiten Weltkrieg durchgesetzte korpo- 
ratistische Modell erodieren lässt. Dazu zählen Privatisierungen, obgleich nicht 
so umfassend, wie beispielsweise in einigen Regionen Deutschlands Mitte der 
2000er Jahre, und eine Mietrechtsgesetzgebung, die die Position der MieterIn- 
nen zunehmend schwächt. Das Regierungsprogramm der ÖVP-FPÖ-Regierung 
sieht eine weitere Förderung und Stärkung der Eigentümer vor und setzt auf die 
Effizienz der Marktkräfte. 

Zweitens böte die aufdie Lohn- und Gehaltsumme entnommene Wohnbauför- 
derungsabgabe eigentlich die Möglichkeit, eine gute gesellschaftliche Wohninfra- 
struktur zu schaffen. Die zunehmende Aufweichung der Zweckbindungund gar 
systematisch angelegte Zweckentfremdungschmälert substantiell die finanzielle 
Basis einer sozialen Wohnpolitik. Die Wohnraumversorgung wird zunehmend 
marktwirtschaftlicher Steuerung übertragen und die Wohnbauförderung bud- 
getpolitischen Zielen unterordnet (Streimelweger 2010a: 543). 

Drittens nehmen die Bestrebungen zu, die Gemeinnützigen Wohnbauverei- 
nigungen für Finanzinvestoren, z.B. Pensionsfonds zu öffnen. 

Viertens animiert die eigentumsorientierte Politik, namentlich im Rahmen der 
Wohnbauförderung, die Haushalte letztlich dazu, sich zu verschulden. Solange 
die Zinssätze tief sind, ergeben sich auf den ersten Blick keine Probleme. Lang- 
fristigkann eine Wohnpolitik, die auf Eigentumserwerb und Verschuldung setzt, 
aber nicht nachhaltig sein. Diese Politik wirkt gesellschaftlich fragmentierend. 

Die verstärkte Subjektförderung im Rahmen der Wohnbeihilfe und die 
Abkehr von Förderungen zur Schaffung sozialer Infrastruktur, gehen fünffens 
mit vermehrten individuellen staatlichen Transferleistungen einher. Der Staat 
übernimmt eine reine Reparaturposition, ohne die Strukturen zu verbessern. 

Diese Entwicklungen führen auf der urbanen Ebene zu einer stärkeren 
Ausdifferenzierung und Fragmentierung der Lebenslagen der Menschen. Die 
gegenwärtig dominierende Politik verschärft diese Dynamik zusätzlich. Vieler- 
orts angedachte Änderungen des Zugangs für sozialen Wohnraum würden neu 
dazugekommene StadtbewohnerInnen benachteiligen. 

Der Staat, national und lokal, vermindert seine eigenen wirtschaftlichen 
Möglichkeiten, die Wohnungsversorgung wirksam zu beeinflussen. Insgesamt 
erkennen wir einen Erosionsprozess wohlfahrtsstaatlicher institutioneller 
Arrangements. 

Wir erkennen auch in Österreich einen generellen Trend hin zu einer Kommo- 
difizierungvon Wohnen und der individuellen Responsibilisierungin Bezugauf 
die Altersvorsorge. Obwohl der Anteil kapitalgedeckter privater Altersversiche- 


Wohnen in Österreich 613 


rungen noch verhältnismäßig geringist und die Tradition des sozialen Wohnbaus 
in deformierter Form weiterbestcht, setzt sich diese Tendenz auch in Österreich 
durch. Dieser Trend zu Kommodifzierung und Responsibilisierung ist mit ver- 
änderten Akteurskonstellationen und Kräfteverhältnissen verbunden. Diese 
Wohnungspolitik ist nicht in der Lage, auf die gesellschaftlichen Bedürfnisse 


zu antworten. 
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Umit Akcay 


Die Krise der türkischen Wirtschaft und die Grenzen 
abhängiger Finanzialisierung 


Im Lauf des Jahres 2018 zeigten sich in der Türkei zunehmend wirtschaftliche 
Probleme, insbesondere, als Folge wachsender politischer Spannungen in den 
Beziehungen zu den USA, im August dieses Jahres in Form einer Währungskrise. 
Die wirtschaftlichen Turbulenzen traten zeitgleich mit dem Stand-by-Abkommen 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) für Argentinien und mit den sin- 
kenden Währungskursen von Schwellenländern gegenüber dem US-Dollar auf. 
Da zwischen den türkischen und den europäischen Banken enge Verbindungen 
bestehen, kam es zu Befürchtungen, die Situation könnte zu Risiken für das 
europäische Finanzsystem führen, und Bankkonkurse in der Türkei würden 
auch Verluste für die europäischen Banken mit sich bringen (Gongloff 2018). 
In der öffentlichen Debatte werden im Wesentlichen drei Erklärungen für 
die derzeitige Krise in der Türkei genannt. Die erste sieht die Gründe dafür in 
der „falschen Politik“ der AKP und im Wandel des politischen Systems zu einer 
exekutiven Präsidialmacht. Demnach hätten die Kapitalimporte abgenommen, 
weil diese Veränderungen die Rechtsstaatlichkeit und die demokratischen checks 
and balances unterminierten. Die Krise sei daher dadurch zu überwinden, dass 
das Land zum parlamentarischen und rechtsstaatlichen System zurückkehre - so 
argumentiert insbesondere die Republikanische Volkspartei (CHP) (Hürriyet 
2018). Die zweite Erklärung ist wirtschaftlicher Art und zielt darauf ab, die 
Probleme seien dadurch entstanden, dass das Land vom IWF-Programm der Jahre 
2001 bis 2008 abgewichen sei. Daraus folgt als Lösungsvorschlag, man müsse 
zu einer orthodoxen Wirtschaftspolitik zurückkehren, die Unabhängigkeit der 
Zentralbank stärken und ein regelkonformes Agieren der wirtschaftlichen Insti- 
tutionen durchsetzen (Acemoglu 2018) - in diesem Sinn argumentieren liberale 
Mainstream-Ökonomen und Experten. Nach der dritten Erklärung ist die Krise 
im Zusammenhang mit internationalen Beziehungen und der geopolitischen 
Dynamik zu schen. Demnach haben die US-Sanktionen gegen die Türkei vom 
August 2018 zu der Währungskrise geführt und diese habe nichts mit sonstigen 
politischen oder wirtschaftlichen Umständen zu tun - dies ist die Argumentation 
von Recep Tayyip ErdoSan, dem Vorsitzenden der Partei für Gerechtigkeit und 
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Entwicklung (AKP) und Präsidenten der Türkischen Republik. Ihm zufolge ist 
die Türkei ein starkes Land, dessen Wirtschaft sich gegenüber ökonomischen 
Angriffen dieser Art zu wehren vermag (New York Times 2018). 

Ich möchte hier zeigen, dass keine dieser Erklärungen für sich alleine schlüs- 
sig ist, sondern die Türkei die Krise eines bestimmten Akkumulationsregimes 
durchläuft, nämlich desjenigen der abhängigen Finanzialisierung. In Bezug auf 
die Finanzialisierung des Globalen Südens sprechen marxistische, postkeyne- 
sianische oder regulationstheoretische Ansätze der heterodoxen Literatur von 
„untergeordneter Finanzialisierung“ (Lapavitsas 2013; Powell 2013; Bortz/ 
Kaltenbrunner 2017; Kaltenbrunner/Painceira 2018) oder auch von „periphe- 
rer oder semi-peripherer Finanzialisierung“ (Becker u.a. 2010; Rodrigues u.a. 
2016; Santos u.a. 2018), um sowohl die Besonderheiten der Finanzialisierung in 
Schwellenländern wie auch die Gemeinsamkeiten derartiger Prozesse in sämtli- 
chen Ländern zu analysieren. In diesem Sinn und insbesondere im Anschlussan 
Becker (2016) verwende ich den Begriff der abhängigen Finanzialisierung, der für 
Schwellenländer vor allem dann zutrifft, wenn sie einen hohen Anteil an Dollari- 
sierung (oder Euroisierung) und zugleich ein großes Defizit der Zahlungsbilanz 
aufweisen, wenn ihre Inlandsproduktion in starkem Maß von Importgütern 
abhängt und wenn ihr Wachstum erheblich auf Kapitalimporten beruht, wie 
dies in der Türkei der Fall ist. Dieses Konzept der abhängigen Finanzialisierung 
basiert auf der Dependenz- und auf der Regulationstheorie. Wie Becker/ Weis- 
senbacher angemerkt haben, teilen diese Ansätze zwei „wesentliche Merkmale: 
Beide entsprangen zumindest teilweise marxistischen Debatten, beide sind auf 
einer mittleren Abstraktionsebene angesiedelt und beide sind ausdrücklich his- 
torisch und geographisch situiert.“ (2015: 2)! Mit abhängiger Finanzialisierung 
ist darüber hinaus der hierarchische Charakter des globalen Wirtschafts- und 
Finanzsystems angesprochen - hier also die Position der Türkei. Wie ich wei- 
ter unten ausführen werde, waren die Schwankungen der Kapitalströme, der 
Zinssätze und der Wechselkurse wesentliche Einflussgrößen, da die türkische 
Industriestruktur in starkem Maß von importierten Vorleistungen abhängig war 
und ist. Wenn das Akkumulationsregime auch nicht allein auf den Aspekt der 
Finanzialisierung reduziert werden kann, so vertrete ich doch, dass diese die Me- 
chanismen des Wachstums oder der Rezession der Wirtschaft entscheidend prägt. 
Zumindest für die letzten drei Jahrzehnte kann abhängige Finanzialisierung 
als Charakteristikum des türkischen Akkumulationsregimes geschen werden. 
In diesem Artikel soll es jedoch nicht darum gehen, den theoretischen Rahmen 


1 Englischsprachige Zitate wurden von der Übersetzerin des Artikels ins Deutsche 
übertragen. 
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weiterzuentwickeln, sondern die historische Entwicklungund die Mechanismen 
dieses Typs von Finanzialisierung in der Türkei zu untersuchen. 

Abhängige Finanzialisierung hat in der Türkei vier Phasen durchlaufen. In der 
ersten Phase von 1989 bis 2001 erfolgte die Liberalisierung des Kapitalverkehrsals 
integraler Teil des neoliberalen Projektes (Akyüz 2014). In dieser Periode wurde 
die hohe öffentliche Verschuldung zu einem der drängendsten wirtschaftlichen 
Probleme, weshalb das Finanzsystem von der Notwendigkeit der Umschuldung 
dominiert wurde, was die türkische Wirtschaft zusätzlich krisenanfälligmachte 
(Voyvoda/Yeldan 2005). Die zweite Phase begann im Anschluss an die Krise von 
2001, in der die Verschuldungvon privaten Haushalten anstieg, was für die Türkei 
eine neuartige Erscheinung darstellte, wenngleich die Rate der Verschuldungim 
Vergleich zum verfügbaren Einkommen immer noch niedriger war als in reiferen 
kapitalistischen Volkswirtschaften (Karagimen 2016). Diese Phase der Finanzia- 
lisierung bereitete den Weg für die Duzchsetzungder neoliberalen populistischen 
Strategie der AKP. Die dritte Phase setzte 2008 mit der globalen Finanzkrise ein, 
und eines ihrer Merkmale war ein starker Anstieg der Verschuldung von Nicht- 
finanzunternehmen in ausländischer Währung. Die vierte Phase umfasst die 
Zeit ab 2013, als die Verschuldung von privaten Haushalten ihren Höchststand 
erreichte und danach zurückging, während diejenige des Unternehmenssektors 
dramatisch zunahm. Damit verdichteten sich die Krisentendenzen, deren neu- 
ere Dynamik in Bezug auf das Akkumulationsregime hier untersucht werden 
sollen, wobei die Periode ab 2001 im Mittelpunkt steht. Ich werde außerdem 
zeigen, dass die wirtschaftliche Krise eng mit der politischen verbunden ist, die 
ihrerseits auf das Konzept des neoliberalen Populismus zurückgeht. Dieser stellt 
eine Machtstrategie der AKP-Regierungen dar und setzt aufabhängige Finanzia- 
lisierung. Die besondere Variante des Neoliberalismus der AKP sicht so aus, dass 
die Klasse der ArbeiterInnen atomisiert wird und die Regierungsich gleichzeitig 
darum bemüht, sie über soziale und finanzielle Inklusionsmechanismen zu einer 
gewissen Zustimmung zu bringen. Dieses politökonomische Modell sollte die 
Konflikte zwischen den Klassen zum Erliegen bringen. 

Im Folgenden werden erstens zwei wesentliche Wendepunkte in der neue- 
ren Geschichte des Regimes der abhängigen Finanzialisierung kurz skizziert. 
Zweitens sind die besonderen Eigenarten des Austeritätsprogramms der AKP 
in Verbindung mit dem Konzept des neoliberalen Populismus darzustellen, der 
in den 2000er Jahren, anders als im vorhergehenden Jahrzehnt, zur politischen 
Stabilität geführt hat. Drittens werde ich die wichtigsten Merkmale des Prozesses 
der abhängigen Finanzialisierung und ihre inneren Widersprüche aufzeigen. 
Die aktuelle Krise soll viertens als Krise des Akkumulationsregimes untersucht 
werden, indem die vorrangigen Krisentendenzen in der Periode ab 2013 sowie 
die Grenzen der abhängigen Finanzialisierung in der Türkei zu beleuchten sind. 
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1. Zwei Wendepunkte: 1980 und 2001 


Die Jahre 1980 und 2001 waren entscheidend für die Entwicklungder abhängigen 
Finanzialisierung in der Türkei. Im Jahr 1980 erfolgte die Wende zum Neolibe- 
ralismus. 2001 wurde das Land von der bis dahin schwersten wirtschaftlichen 
Krise getroffen, aufgrund dessen die Karten für die folgende Zeit grundsätzlich 
neu gemischt wurden. Mit dem Staatsstreich der Militärs vom 12. September 
1980 wurde deren Herrschaft etabliert, die bis 1983 anhielt und dazu führte, dass 
die Arbeiterbewegung und linke Gruppen gewaltsam zerstört wurden. Zugleich 
wurde die Strategie der Kapitalakkumulation verändert, und zwar weg von der 
bisherigen Politik der importsubstituierenden Industrialisierung, die seit den 
1960er Jahren betrieben wurde, und hin zu einer Exportorientierung, die Teilder 
umfassenden neoliberalen Wende war, die auffreie Märkte setzte. Die Glanzzeit 
dieser exportfördernden Strategie endete allerdings bereits Ende der 1980er Jahre, 
als die Abwertungder heimischen Währungund die Lohnsenkungen an Grenzen 
stießen. Das Schlüsselelement zur Öffnungder Wirtschaft war die Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs, d.h. der freie Zu- und Abfluss von Kapital, womit die erste 
Phase der abhängigen Finanzialisierung eingeläutet wurde. Diese Integration 
ins internationale Finanzsystem machte das Land auch anfällig für spekulative 
Angriffe (Boratav/Yeldan 2006). 

Die 1990er Jahre stellten ein Jahrzehnt der anhaltenden politischen Instabili- 
tät dar. Anders als in den 1980er Jahren, in denen die Mutterlandspartei ANAP 
dominierte, folgten damals mehr als zehn Koalitionsregierungen aufeinander 
(Sakallıoglu/Yeldan 2000). Die politische Unruhe wurde vor allem durch das 
„Dilemma der strukturellen Anpassung“ befördert, das für die politische Klasse 
eine gewaltige Herausforderung darstellte. Die strukturellen Anpassungspro- 
gramme, die der IWF und die Weltbank entwarfen und die mit an bestimmte 
Bedingungen geknüpften Darlehen seitens der Bretton-Woods-Institutionen 
verbunden waren, bedeuteten auf der einen Seite, dass die politischen Parteien 
ihre Wirtschaftspolitik im Sinn der neoliberalen Agenda ausrichten mussten. 
Gleichzeitig gab es auf der anderen Seite vor allem aus den Reihen der arbeitenden 
Klasse das hartnäckige Verlangen nach einer Entwicklungspolitik, die aufInklu- 
sion abzielte. Unter diesen Umständen war es für die Parteien schwierig, harte 
Austeritätsprogramme durchzudrücken. Trotz der entsprechenden Bemühungen 
der Militärregierung zwischen 1980 und 1983 gelang es der Arbeiterbewegung, 
sich diesen Programmen gegen Ende der 1980er Jahre zu widersetzen, und sie 
erreichte sogar, dass die Reallöhne Anfang der 1990er Jahre anstiegen (Dogan 
2010; Boratav 2016: 3). 

Die wirtschaftliche Krise von 2001 war eine der schwersten, die die Türkei 
jemals erlebt hat, und sie veränderte das Dilemma der strukturellen Anpassung 


Die Krise der türkischen Wirtschaft 621 


in seinem Charakter. Als Ausweg daraus wurde das Programm Transition of 
the Strong Economy (TSE) implantiert, das als grundlegende Wende gedacht 
war (Undersecretariat of Treasury 2001). Es ging auf Kemal Dervis zurück, ei- 
nem früheren Vizepräsidenten der Weltbank, der nach der Krise von 2001 dazu 
eingeladen wurde, einen Ministerposten anzunehmen, und vertrat, die Politik 
habe sich „in der Türkei stark in die Wirtschaft eingemischt. Wir müssen die 
Wirtschaft und die Politik voneinander trennen [...] Der Prozess der Ausbeutung 
der Wirtschaft durch die Politik muss beendet werden“ (Dervis 2001). Zum 
TSE-Programm gehörte es, dass die Zentralbank von der Regierungunabhängig 
wurde, was aufder Linie des Post-Washington-Consensus lag(Önis/Senses 2005). 

Ein Kernelement dieses neuen politischen Regelwerks bestand in Maßnahmen, 
mit denen die Arbeiterklasse politisch neutralisiert werden sollte, und zwar nicht 
durch militärische Mittel, sondern durch politische und wirtschaftliche Atomi- 
sierung. Diese Maßnahmen verschafften dem neuen Regime unter ErdoSan die 
politische Stabilität, zu der es die Regierungen des vorangegangenen Jahrzehnts 
nie gebracht hatten. Das Land konnte nun, mit Rückendeckungdurch den IWF, 
die seit den 1990er Jahren geplante wirtschaftliche Restrukturierungin Angriff 
nehmen, die bisher nur teilweise durchzusetzen war. Der Staat ergänzte Priva- 
tisierungen nun mit einer punktuellen Wohlfahrtspolitik - Maßnahmen, mit 
denen die Wirkungen der Liberalisierung abgepuffert werden sollten, indem 
den ärmeren Haushalten Einkommensbeihilfen und ein leichterer Zugang zu 
Krediten gewährt wurden. Dieses Politikmodell stellt eine Variante des neoli- 
beralen Populismus dar.” In den 2000er Jahren gelang es dem türkischen Staat 
in der Folge, die Arbeiterbewegung erfolgreicher als zuvor zuzähmen. Erdogans 
Manöver trafen auf eine Periode der konjunkturellen Erholung und erlaubten 
ihm, eine Reihe von neoliberalen Reformen durchzusetzen, die bis dahin nicht 
verwirklicht werden konnten. So geschen stellte die Krise von 2001 eine neue 
Weichenstellung dar und das „Dilemma der strukturellen Anpassung‘, das in 
den 1990er Jahren zu anhaltender wirtschaftlicher und politischer Instabilität 
geführt hatte, trat nun mit geänderten Parametern in Erscheinung, 


2. Die neue Regierungsstrategie der AKP 


Die Welle neoliberaler Reformen, die nach 2001 durchgesetzt wurden, betrafen 
im Wesentlichen drei Bereiche: die Schaffung des Rahmens für eine orthodoxe 
Geldpolitik, die Disziplinierung des Arbeitsmarktes und die Privatisierung 


2 Beispiele für ähnliche Fälle in Lateinamerika und Asien finden sich bei Roberts 1995: 
92; Barr 2003, 2009; De Castro 2007; Jayasuriya/Hewison 2004: 574; Weyland 1996. 


622 Ümit Akgay 


öffentlicher Unternehmen. Das wichtigste Ziel bei der Reform der Geldpoli- 
tik bestand darin, die Zentralbank von der Regierung und insbesondere vom 
Finanzministerium unabhängig zu machen. So konnte die Regierung fiskalpo- 
litisch eine strenge Austerität verfolgen, während die Zentralbank geldpolitisch 
eine Deflation anstrebte. Die öffentliche Verschuldung ging von 76,1 Prozent 
des Bruttosozialprodukts (BSP) im Jahr 2001 auf 28,2 Prozent 2017 zurück 
(Undersecretariat of Treasury 2017). 

Die Reformen des Arbeitsmarktes zielten darauf ab, dessen Flexibilität zu 
erhöhen. Die wichtigsten Bestimmungen des Neuen Arbeitsgesetzes Nr. 4857 
von 2003 betrafen die Legalisierung von flexibler Arbeit und von Teilzeitarbeit 
sowie die Möglichkeit des Subunternehmertums (Özdemir/Yücesan Özdemir 
2006). Auf diese Art änderten sich die Arbeitsbedingungen entsprechend den 
Anforderungen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und der Erwartungen 
der türkischen Großbourgeoisie. Indem man die Arbeiterklasse der Disziplin des 
Marktes unterwarf, wurde auch ihr Potenzial zur Organisierung geschwächt. 
Nach Daten der OECD nahm der gewerkschaftliche Organisationsgrad von 
29,1 Prozent im Jahr 2001 auf 6,3 Prozent im Jahr 2015 ab (OECD 2017) - ein 
Indikator für das erfolgreiche Vorgehen der AKP gegen die Arbeiterklasse. Nach 
den Zielvorgaben zur Geldwertstabilität der Zentralbank wurden außerdem die 
Lohnzuwächse begrenzt. Die wichtigsten Ergebnisse der geld- und arbeitsmarkt- 
politischen Reformen waren also prekäre Arbeitsbedingungen und stagnierende 
Reallöhne (Bedirhanoglu u.a. 2017). 

Die Privatisierungen passten demgegenüber zur Agenda der AKP, das alte 
Establishment beiseite zu schieben. Als typische Komponente einer Politik auf 
der Linie des Washington Consensus sollten Privatisierungen nicht nur nur die 
öffentliche Verschuldung reduzieren, sondern auch Staatsbetriebe liquidieren. 
Der AKP ist es gelungen, sie in bis dahin einmaligem Ausmaß umzusetzen (Pri- 
vatization Administration of Turkey 2017). Da die Staatsbetriebe eine Hoch- 
burg der Arbeiterbewegung waren, wurde diese - wie beabsichtigt - dadurch 
ebenfalls geschwächt. Dazu kam, dass Produkte und Dienstleistungen, die bis 
dahin von öffentlichen Unternehmen bereitgestellt wurden, durch die Rekom- 
modifizierung teurer wurden. Alle diese Entwicklungen wirkten sich auf die 
Arbeits- und Lebenssituation einer großen Mehrheit der Arbeiterinnen und 
Arbeiter äußerst negativ aus. Die Privatisierungen der Staatsbetriebe trafen die 
am besten organisierten und am chesten militanten Teile der Gewerkschaften; die 
Kommodifizierung der bisher von Staatsbetrieben zur Verfügunggestellten Güter 
und Leistungen führte zu neuen Belastungen der Budgets von Privathaushalten. 
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2.1 Zwei Inklusionsmechanismen 


Die folgenden Erdogan-Regierungen implantierten ein Standardpaket der 
neoliberalen Politik, zu dem zwei Inklusionsmechanismen gehörten, mit de- 
nen man danach trachtete, die Arbeiterklasse weiter zu atomisieren und an die 
wirtschaftliche Agenda des Regimes zu binden. Durch umverteilende Wohl- 
fahrtsmaßnahmen und dadurch, dass man Haushalten der Arbeiterklasse den 
Zugang zu den Finanzmärkten ermöglichte, sollte die Bürde des Austeritäts- und 
Privatisierungsprogramms gemildert werden (Akgay 2018). 


2.1.1 Soziale Inklusion 

Im bisherigen Wohlfahrtsregime waren die Arbeiterinnen und Arbeiter des 
informellen und des landwirtschaftlichen Sektors von staatlichen Leistungen für 
Gesundheit, Arbeitslosigkeit und Altersversorgung ausgeschlossen. Diese galten 
zuvor nur für die Beschäftigten im formellen Industriesektor und im öffentlichen 
Dienst (Bugra/Candag 2011). Die AKP setzte durch, dass auch Beschäftigte 
außerhalb dieser Sektoren daran teilhaben konnten. Dazu gehörte, dass die 
Leistungen der Gesundheitsfürsorge über das System der sogenannten Grünen 
Karte ausgeweitet wurden. Es war 1992 eingeführt worden und dazu gedacht, 
diejenigen Teile der Bevölkerung zu integrieren, die keine Krankenversicherung 
hatten. Unter der AKP vergrößerte sich dessen Geltungsbereich, so dass es alle 
gesundheitsrelevanten Leistungen umfasste, und die Zahl der Anspruchsbe- 
rechtigten stieg von 1,7 Millionen im Jahr 1995 auf 10 Millionen im Jahr 2010 
(Cosar/ Yegenoglu 2009). Auch ein weiteres Element der Wohlfahrtsmaßnahmen 
bezogsich aufden Gesundheitsbereich. Das Allgemeine System der Gesundheits- 
versicherung trat an die Stelle des bisherigen dreigliedrigen und hierarchischen 
Systems für Arbeiter, Beschäftigte im öffentlichen Dienst und Selbstständige. Die 
neuen Regelungen egalisierten das Klassifikationssystem und sollten sämtliche 
Bürgerinnen und Bürger erfassen. Indem die Inhaber der Grünen Karte 2012 in 
das Allgemeine System der Krankenversicherungüberführt wurden, sollte dieses 
allgemein zugänglich gemacht werden. Schließlich führte die AKP das auch von 
der Weltbank unterstützte Programm Conditional Cash Transfers (CCTs) für 
Haushalte ein. Özden/Bekmen beschreiben dieses so: „Das Programm sieht 
Geldzahlungen für solche Haushalte vor, die von extremer Armut betroffen sind, 
und verpflichtet sie, dafür zu sorgen, dass ihre Kinder die Schule besuchen und 
regelmäßig an gesundheitsfördernden Aktivitäten teilnehmen. Bis 2011 galt es 
jährlich für ungefähr 10 Millionen Menschen.“ (2015: 93) Diese Maßnahme zielte 
vorallem daraufab, dass Wählerinnen und Wähler, die zu den Armen gehörten, 
die AKP verstärkt unterstützen sollten (Aytag 2014: 1219). Während derartige 
Programme in neoliberalen Regimes üblicherweise Bedürftigkeitsprüfungen 
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vorschen und nach transparenten Richtlinien verwaltet werden, wurde es in 
der Türkei der Generaldirektion für Soziale Solidarität überantwortet, einer 
staatlichen Institution im Bereich des Premierministers, die über einen weiten 
Ermessensspielraum bei der Vergabe der Geldzahlungen verfügt (Eder 2010: 
182). Eine einschlägige Studie kam zu dem Schluss, es gebe keine systematischen 
Mechanismen zur Überprüfung der Bedürftigkeit, sodass die Entscheidungen 
vom Urteil und somit von der Gunst der betreffenden Beamten abhängig blieben 
(Bu$ra/Candas 2011: 522). Diese Initiativen waren wohlfahrtsorientiert, aber 
mit einem spezifisch neoliberalen Dreh. Sie bremsten die Durchschlagskraft der 
Marktreformen, passten sie allerdings in das weitreichende Konzept des neuen 
Regimes ein. Umut Bozkurt hat festgestellt, dass die Maßnahmen Hilfen für die 
ärmsten Schichten anboten, dass auf diesem Wegjedoch gleichzeitig die Vorstel- 
lung erodierte, soziale Unterstützung sei eine gesellschaftliche Verpflichtung 
(2013: 384; Özden 2014: 168). Das neue Wohlfahrtsregime fand nicht nur beim 
System der Grünen Karte und beiden CCTs-Programmen, sondern auch beiden 
Sozialleistungen auf lokaler Ebene und bei anderen philanthropisch-religiösen 
Netzwerken seinen Niederschlag (Yıldırım 2009). 


2.2.2 Finanzielle Inklusion 
Die zweite Komponente der Puffermaßnahmen bestand darin, die Arbeiterklasse 
an der vertieften Finanzialisierungder türkischen Wirtschaft teilhaben zu lassen. 
Wie ich noch zeigen werde, stellte die wachsende Verschuldung von privaten 
Haushalten ein zentrales Merkmal der zweiten Phase der abhängigen Finan- 
zialisierung der Türkei dar. Das kreditbasierte Konsummodell wurde dadurch 
besonders attraktiv, dass es eine unmittelbare politische wie auch ökonomische 
Wirkung hatte. Es schuf eine Grundlage für die aggregierte Nachfrage, indem 
es Haushalten der Arbeiterklasse Geld in die Hand gab, und im selben Zugtrug 
es dazu bei, die Aromisierung dieser Klasse weiter voranzutreiben, da deren Mit- 
glieder sich nun in die Bewegungen der Finanzströme hineingezogen sahen. Es 
gibt eine Vielfalt von Mechanismen der finanziellen Inklusion, einer der wich- 
tigsten davon ist die Entwicklung der privaten Verschuldung (Karahanogulları 
2012). Seitdem die AKP das Sagen hat, hat die Verschuldung im Vergleich zum 
BSP dramatisch zugenommen: von 1,8 Prozent im Jahr 2002 auf 19,6 Prozent 
2013. In nur einem Jahrzehnt hat sie sich also mehr als verzehnfacht (Bank for 
International Settlements 2017). Hinter dieser wachsenden Kreditaufnahme 
der Haushalte steht ein starker Rückgang der Einkommen von Mitgliedern der 
Arbeiterklasse - ein erwartbares Ergebnis der Angriffe auf die Gewerkschaften 
und die Löhne. 

Zwischen 1990 und 2012 ist die Lohnquote um mehr als 15 Prozent gesunken 
- gemessen an historischen und globalen Standards ein katastrophaler Rückgang 
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(OECD 2015). Die Ausweitung von neuen Kreditangeboten für arme Haus- 
halte war eine Art „privatisierter Keynesianismus“, ein Mittel, um die Löhne 
zu reduzieren, gleichzeitig aber ein entsprechendes Schrumpfen des Konsums 
zu verhindern (Crouch 2009). Das Verhältnis zwischen der Verschuldung der 
privaten Haushalte und ihrem verfügbaren Einkommen hat sich unter den 
AKP-Regierungen zwischen 2002 und 2013 mehr als verzehnfacht, nämlich 
vom Faktor 4,7 auf den Faktor 53 (Güngen 2017). Die finanzielle Inklusion 
betraf vor allem die ärmsten Teile der Gesellschaft. Die Zahl der verschuldeten 
Personen mit einem Einkommen unter 1.000 Türkischen Lira (was ungefähr 275 
US-Dollar entspricht) hatzwischen 2001 und 2013 um das Zehnfache zugenom- 
men, und 2013 gab es 4 Millionen Menschen, die arm und verschuldet waren.’ 
Der Mechanismus der finanziellen Inklusion hat Erdogans Machtstrategie auf 
verschiedene Weise geholfen. Die Armen ins Marktsystem zu integrieren ist ein 
wirtschaftliches Mittel, das Arbeiterinnen und Arbeiter stärker von Märkten 
abhängig machte, und ein politisches Mittel, das zu einem stärkeren Bedürfnis 
nach politischer Stabilität geführt hat. 


3. Die wichtigsten Merkmale der abhängigen Finanzialisierung 
in der Türkei 


Als wirksame Strategie der AKP-Regierungen ist der neoliberale Populismus 
in einem Umfeld entstanden, in dem die Türkei eine spezifische Position in der 
Weltwirtschaft eingenommen hat und in den Jahren 2002 und 2003 interna- 
tional solche Währungsbedingungen herrschten, dass ein finanziell abhängiges 
Land wie die Türkei eine Politik der niedrigen Zinsen verfolgen konnte. Die 
abhängige Finanzialisierung stellte das Akkumulationsregime der Türkei dar, 
der die neoliberale populistische Strategie der Jahre 2002 bis 2013 entsprungen 
und mit der diese gescheitert ist. Ihre wesentlichen Charakteristiken sind nun 
näher zu betrachten. 

Wie bereits weiter oben festgestellt, war das Hauptziel des Stabilisierungspro- 
gramms ab 2001, die Inflation im Rahmen einer neuen geldpolitischen Orientie- 
rung und entsprechender Strukturmaßnahmen unter Kontrolle zu bekommen 
(Ergünes 2010). Ein steigender Zinssatz hätte die inländische Ausweitung der 
Kredite ebenso wie das Investitionsniveau beeinträchtigt. Indes führt ein derar- 
tiger Anstieg des Zinssatzes in einer offenen Wirtschaft auch dazu, dass vermehrt 


3 Zahlen wurden vom Autorerrechnet aufder Grundlage der Daten von Ihe Banks Associa- 
tion of Turkey, //www.tbb.org.tr/en/banks-and-banking-sector-information/statistical- 
reports/20 (Zugriff 22.6.2017). 
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Kapital zufließt. Sobald diese Kapitalzuflüsse ansteigen, wird die einheimische 
Währung aufgewertet. Das Bestreben, die Inflation zu kontrollieren, führte zu 
einer Aufwertung, die von der Zentralbank angestrebt wurde, da die türkische 
Produktion stark importabhängig ist und selbst die Exporte auf den Import von 
Zwischenprodukten und Kapitalgütern angewiesen sind (Gerni u.a. 2008). Aus 
diesen Gründen war die Aufwertungder türkischen Währung das heimliche Ziel 
der Zentralbank. Die hohe Zinsrate und eine überbewertete Währung wurden zu 
zwei strukturellen Merkmalen der abhängigen Finanzialisierung in der Türkei. 

Dieses Akkumulationsregime führte zu internen Widersprüchen. Die über- 
bewertete Währung zeitigte vier nicht beabsichtigte Folgen. Erstens ließ sie 
Anreize für nichtfinanzielle Unternehmen entstehen, Zwischengüter und Roh- 
materialien zu importieren, statt solche selbst zu produzieren, was längerfristig 
die produktiven Kapazitäten der nationalen Industrie unterminierte und, wie 
Dani Rodrik (2016) argumentiert, eine vorzeitige Deindustrialisierung mit sich 
brachte. Zweitens unterstützt die Verbilligung der Importe zwar die Politik der 
Zentralbank, die Inflation zu kontrollieren; aber damit vergrößerte sich auch die 
Lücke zwischen Importen und Exporten, was das Zahlungsbilanzdefizit ansteigen 
ließ. Drittens stellt die Aufwertungder einheimischen Währungeinen Anreiz für 
Banken und für nichtfinanzielle Unternehmen dar, auf den internationalen Fi- 
nanzmärkten Kredite in ausländischer Währungaufzunehmen. Dies begünstigt 
wiederum die Dollarisierung (oder Euroisierung) der Wirtschaft, was den Weg 
dafür ebnet, dass die Zentralbank die Kontrolle über die Geldpolitik verliert. Wie 
Akyüz hervorhebt, wurde die Türkei zu einer „stark dollarisiertren Wirtschaft 
mit zwei Parallelwährungen. Nicht nur Verbindlichkeiten und Vermögenswerte 
werden zunehmend in Dollar ausgewiesen, sondern auch ein wesentlicher Teil der 
Immobilienpreise, der Einkommen und der Mieten; Verträge für public-private- 
partnership-Projekte werden ebenfalls in Dollar abgeschlossen.“ (2018). Viertens 
führt eine überbewertete Währung dazu, dass die ausländischen Schulden anstei- 
gen, was die wirtschaftliche Struktur weiter schwächt. Kurz und gut: Alle diese 
Widersprüche machten das Regime der abhängigen Finanzialisierung labiler 
und krisenanfälliger. Zunehmende Instabilitäten, Risiken und Unsicherheiten 
verstärkten bei nichtfinanziellen Unternehmen die Tendenz, kurzfristige Anlagen 
auf den Finanzmärkten zu suchen. 

Nach diesen Eingangsbemerkungen widme ich mich nun wieder den einzelnen 
Phasen der Zeit nach der Krise von 2001. Die erste davon umfasst die Jahre 2002 
bis 2007. Die Kreditausweitung in den reifen kapitalistischen Ländern führte 
damals zu verstärkten Kapitalzuflüssen in Schwellenländer, und die Türkei davon 
war einer der größten Nutznießer (Akyüz 2014). 

Ein erheblicher Teil des Kapitalzuflusses begünstigte die abhängige Finan- 
zialisierung und schuf die notwendigen Bedingungen für die Entstehung des 
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neoliberalen populistischen Modells. Die wichtigsten Merkmale der ersten Phase 
von 2002 bis 2007 waren hohe (allerdings sinkende) Leitzinsen, die mit einer 
rückläufigen Inflation einhergingen. Die hohen Zinsen waren Teil des vom IWF 
unterstützten Stabilisierungsprogramms und sollten Kapitalflüsse anzichen; 
sie führten zur Aufwertung der Währung gegenüber dem US-Dollar und dem 
Euro. Die überbewertete türkische Lira trug dazu bei, die Inflation abflauen zu 
lassen, und als diese nachließ, konnte die Gelddisziplin mit geringeren Leitzinsen 
erreicht werden. 

Gleichzeitiggingen die Produktionskosten zurück, da die überbewertete Wäh- 
rung Importe begünstigte. Dank der hohen, aber sinkenden Realzinsen und der 
anhaltenden Kapitalzuflüsse kam es zu einer Ausweitung der inländischen Kre- 
dite und einer Periode dynamischen wirtschaftlichen Wachstums. Dieses Modell, 
das die Basis für das Antiinflationsprogramm bildete, war eng verbunden mit 
der globalen Wirtschaftskonjunktur. Wenn sich diese positiv entwickelt, wenn es 
also niedrigere Zinssätze in den reifen kapitalistischen Ländern gibt, dann kann 
ein antiinflationäres Programm in einem Schwellenland leicht implementiert 
werden. Umgekehrt ist es jedoch schwieriger, hier die Inflation zu reduzieren, 
wenn die globale Wirtschaftskonjunktur sich negativ entwickelt. Von 2002 bis 
2007 war die globale Konjunktur günstig für Schwellenländer, und die Türkei 
erfuhr in dieser Zeit einen Rekordzufluss an Kapital. 

Die zweite Phase setzte 2008 mit einer scharfen, aber kurzen Rezession ein 
und dauerte bis 2009, ihr folgte jedoch abermals eine Periode der wirtschaft- 
lichen Expansion zwischen 2010 und 2013. Diesmal gab es eine Verschiebung 
im Rahmen der abhängigen Finanzialisierung, und nichtfinanzielle Unterneh- 
mungen konnten nun direkt Kredite im Ausland und in ausländischer Währung 
aufnehmen. In der Phase von 2008 bis 2013 gab es sinkende Zinssätze, während 
die Inflationsrate stabil blieb. Als die globale Finanzkrise 2007/08 ausbrach, 
reagierten die Zentralbanken der USA und anderer reifer kapitalistischer Länder 
darauf, indem sie die Leitzinsen auf Null setzten und Programme des quantitative 
easing einführten. In diesem international positiven Umfeld senkte die türki- 
sche Zentralbank in den Jahren von 2010 bis 2013 den einwöchigen Repo-Satz 
systematisch von 7 auf 4,5 Prozent. In dieser Zeit war das Wirtschaftswachstum 
stark und der Bausektor explodierte dank der niedrigen Zinsen. Den Zinssatz 
weiter abzusenken hätte angesichts des spezifischen Charakters der abhängigen 
Finanzialisierung Auswirkungen auf den Wechselkurse gehabt. Wegen der Re- 
aktionen der reifen kapitalistischen Länder auf die Krise von 2007/08 hatten 
die politisch Verantwortlichen der Türkei die einmalige Chance, den Leitzins 
zu senken, die Inflationsrate stabil und den Außenwert der türkischen Lira hoch 
zu halten. Im Jahr 2013 wurden die niedrigsten Zinssätze der AKP-Jahre erreicht 
und das kreditgetriebene Wachstums setzte sich fort. In diese Periode fiel auch 
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der Gipfelpunkt des neoliberalen Populismus und im Zuge der ungewöhnlich 
positiven Konjunktur wurden die Grundlagen für den Wandel des politischen 
Regimes errichtet. 

Die dritte Phase begann 2013, in einem Jahr, das bei den Kapitalzuflüssen, die 
bisher das Zugpferd des Wachstums darstellten, einen deutlichen Wendepunkt 
der abhängigen Finanzialisierung markierten. Diese Zeit war international durch 
eine deutliche Verknappung der internationalen Liquidität gekennzeichnet, vor 
allem, nachdem der Vorsitzende der Federal Reserve Bank (Fed), Ben Bernanke, 
ankündigte, die Fed würde ihre Politik des leichten Geldes zurückfahren und 
die Zinsen erhöhen (Bernanke 2103), was bei den Ländern des Globalen Sü- 
dens bedeutende Kapitalabflüsse bewirkte. Seither befindet sich das türkische 
Akkumulationsregime in der Krise. Diese griff auch auf das politische System 
über, was den Wandel des Regimes einleitete. Die Zuspitzung der wirtschaftli- 
chen Krise und die zunehmend autoritäre Ausrichtung, wie sie im Übergang zur 
präsidentiellen Herrschaft zum Ausdruck kam, gingen Hand in Hand. Kenn- 
zeichen der dritten Phase war der Anstieg der Zinssätze und der Inflation, was 
Abwertungstendenzen der türkischen Lira verstärkte. In der ersten Phase waren 
die Zinsen gesunken und der Wert der Lira angestiegen, in der zweiten Phase 
waren beide Werte zurückgegangen. Wie an den gewichteten Refinanzierungs- 
kosten zu schen ist, bemühte sich die Zentralbank, mit ihren Leitzinsen niedrig 
zu bleiben und den Wechselkurs weiter überhöht zu halten, doch führte das zu 
einem dramatischen Anstieg der Zinsen 2014. Der letzte Versuch, die Zinsen zu 
senken, endete 2016 ähnlich erfolglos, und auch im Mai und August 2018 gab 


es weitere starke Zinserhöhungen. 


4. Die Krise des Akkumulationsregimes 


Die Krise destürkischen Akkumulationsregimes wurde seit 2013, als die Wachs- 
tumsraten zu sinken begannen, offensichtlich. Das Markenzeichen des Neoli- 
beralismus AKPscher Prägung war anhaltendes wirtschaftliches Wachstum. In 
Erdogans erster Regierungsperiode von 2002 bis 2007 war die Wirtschaft relativ 
stark, und das setzte sich unter den folgenden AKP-Regierungen bis 2013 fort, 
selbst wenn auch hier die Auswirkungen der globalen Finanzkrise von 2008/09 
fühlbar wurden. Aber erst in der Periode nach 2013 kam es zu einem deutlichen 
Abfall der Wachstumsraten, die zwischen 2012 und 2016 im Durchschnitt um 
3,4 Prozent zurückgingen.* 


4 Vom Autor errechnet aufBasis der älteren BSP-Daten der Türkischen Statistischen Institu- 
tion (TUIK), 10.12.2017, http: //www.turkstat.gov.tr/PreHaberBultenleri.do?id=21512. 
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Die stagnierende Wirtschaftsleistung bedrohte zunehmend die Wirksam- 
keit der sozialen und finanziellen Inklusionsmechanismen, die die wichtigsten 
Faktoren für die bisherige politische Stabilität gebildet hatten. Sie war, wie noch 
zu schen sein wird, ebenso ein Anzeichen für die Krise der abhängigen Finan- 
zialisierung. Vor allem aber schwächte der wirtschaftliche Rückgang die Fähig- 
keit der AKP, Koalitionen innerhalb der verschiedenen Teile der herrschenden 
Klasse zu bilden, aus deren Sicht politische und wirtschaftliche Probleme zu einer 
Gefährdung der politischen Stabilität führten. Fast alle kritischen Ereignisse 
der jüngeren türkischen Geschichte seit 2013 - der Aufstand im Gezi-Park, die 
Wahlniederlage der AKP 2015, der gescheiterte Staatsstreich von 2016 oder die 
politischen Veränderungen 2018 - fanden in einer Periode des wirtschaftlichen 
Niedergangs statt. 

Im letzten Abschnitt beleuchte ich diese Periode und erläutere die wesentliche 
ökonomische Dynamik der Akkumulationskrise, außerdem, warum diese die 
Form der Stagflation annahm. 


4.1 Drei Engpässe in fünf Jahren 


Wie weiter oben dargestellt, weist abhängige Finanzialisierung von Anfang an 
interne Widersprüche auf. Diese wurden in den letzten fünf Jahren bei drei 
Gelegenheiten als wirtschaftliche Engpässe manifest, und es traten stagflationäre 
Tendenzen auf. Diese Engpässe entstanden dadurch, dass die türkische Wirtschaft 
gegenüber Kapitalbewegungen hypersensitiv ist und aufeiner Produktionsstruk- 
tur beruht, die stark importabhängigist. Diese beiden Merkmale der abhängigen 
Finanzialisierungließen die Politik der Zentralbank zur Stabilisierungdes Geld- 
werts de facto zu einer Politik mutieren, die den Wechselkurs kontrollierte. Aus 
diesem Grund wurde auch die Politik des Leitzinses diesem Ziel untergeordnet, 
und nicht dem Zielder Bekämpfung von Inflation. Die wirtschaftlichen Engpässe 
weisen auf die Dilemmata der abhängigen Finanzialisierung in der Türkei hin 
(Aksay/Güngen 2018). 

Wie andere Regierungen auch verfolgt die AKP als wichtigstes Ziel ein an- 
haltendes Wirtschaftswachstum. Seit sie nach der Krise von 2001 an die Macht 
kam, stellte sie stets eine „Wachstumskoalition“ dar. Um dieses Ziel umzusetzen, 
brauchte sie niedrige Zinsen. Aber in einer offenen Volkswirtschaft führen nied- 
rige Zinsen gleichzeitig zu einem fallenden Wechselkurs. Wenn die Produkti- 
onsstruktur in erheblichem Maß von Importen abhängt, führt die Abwertung 
der Währung über den Importkanal zu einem Anstieg der Inflation. Vor allem 
nach Währungsschocks steigen Wechselkurse und Inflation an, indem sie sich 
gegenseitig befeuern. Wenn die Zinssätze zur Förderungdes Wachstums niedrig 
gehalten werden, wirkt sich eine plötzliche Abwertung wie ein Währungsschock 
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aus. Während dessen Wirkungen sich über die gesamte Wirtschaft verteilen, wird 
das wirtschaftliche Wachstum durch wiederholte Zinserhöhungen, die einen 
weiteren Verfall des Wechselkurses verhindern sollen, gebremst (Akgay 2018b). 

Abbildung 1 zeigt die drei Engpässe der türkischen Wirtschaft in der Periode 
ab 2013. Die Balken zeigen die Inflation, die schwarze Linie zeigt den de facto- 
Leitzins der Zentralbank (beide Werte auf der linken Achse). Die gestrichelte 
Linie zeigt die Parität von US-Dollar und türkischer Lira (rechte Achse). Am 1. 
Januar 2014 hat die Zentralbank der türkischen Republik (CBRT) den Leitzins 
erheblich heraufgesetzt (siehe Kreis 1). 


Abbildung 1: Drei Engpässe in fünf Jahren 


24 


2015-09 
2017-05 
2017-07 
2017-09 
2017-11 
2018-01 
2018-03 
2018-05 
2018-07 
2018-09 


[23 
Erd 
= 
S 
a 


2015-03 
2015-05 
2015-07 


NEN 
ei 
= 
a 


2014-11 
2015-01 


= co 0 0 os 


we Consumer Price Index, Year to Year Percentage Change, Left Axis 
— Weighted Average Cost ofthe CBRT Funding, Left Axis 
sine US Dollar/TL Exchange Rates, Monthly Average, Right Axis 


Quelle: Daten von CBRT, eigene Darstellung. https://evds2.temb.gov.tr/ (Zugriff 
20.10.2018). 


Um kurz noch einmal die vorherigen Entwicklungen in Erinnerungzu rufen: Der 
Präsident der Federal Reserve hatte angekündigt, dass die Politik des quantitative 
easing beendet und der Leitzins angehoben würde. Diese Ankündigung war der 
Auftakt dazu, dass die globale Finanzkrise auf die Schwellenländer übersprang. 
Die AKP-Regierung, die im Inneren eine Politik der Polarisierung betrieb, schrieb 
die Abwertung der Lira und den Anstieg der Zinsen den Gezi-Park-Protesten 
zu und leugnete die dramatische Kehrtwendung der globalen Wirtschaftskon- 
junktur (Akcay 2018a). 

Zugleich mit den Gezi-Park-Protesten fand eine andere einschneidende 
Entwicklung statt, die zu einer der wichtigsten politischen Krisen in neuerer 
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Zeit führte. Im Dezember 2013 spitzte sich die Krise innerhalb des politischen 
Machtblocks zu, da die Konflikte zwischen der AKP und den Gülenisten sich 
verschärften. Der Anstieg der Zinsen im Januar 2014 war sowohl das Ergebnis 
des Wechsels der internationalen Lage wie der internen politischen Krise. Sie 
führte nur deshalb nicht zu einer wirtschaftlichen Rezession, weil die Europäische 
Zentralbank in dieser Zeit neue quantitative-easing-Programme einführte. Da 
die Kapitalflüsse in die Türkei anhielten, überstand die Erdogan-Regierung den 
ersten Engpass ohne größeren wirtschaftlichen Schaden. 

Der gescheiterte Staatsstreich vom 15. Juli 2016 stellte eine Fortsetzung der 
Kämpfe zwischen AKP und Gülenisten dar, die seit 2013 ausgebrochen waren. 
Die wichtigste wirtschaftliche Folge des Staatsstreichs war, dass das Wachstum 
einbrach, und zwar im dritten Quartal 2016, erstmalig seit 2009 (Turkish Sta- 
tistical Institute 2016). Die Kapitalzuflüsse gingen zurück und führten zu einer 
Lira-Abwertung sowie zu einem Währungsschock (Kreis 2 in Abbildung 1). 
Die Regierung reagierte auf die drohende Rezession umgehend mit einer neuen 
Strategie, die ich als „Flucht in die Zukunft“ bezeichnen möchte. Für Erdoßan war 
die „Zukunft“ eindeutigdas Referendum vom April 2017. Ziel der neuen Strategie 
war es, die negativen Wirkungen des wirtschaftlichen Einbruchs zu begrenzen, 
insbesondere zu verhindern, dass sie im Alltagsleben der Bevölkerung fühlbar 
wurden. Die Strategie hatte drei Komponenten: (i) die Verluste von Unterneh- 
men mit Hilfe von staatlichen Garantien zu sozialisieren und konkursbedrohte 
Firmen zu retten; (ii) die nationale Währung zu stabilisieren; (iii) Konsum- und 
Geschäftskredite anzukurbeln (Akcay 2018: 25). 

Die erste Komponente sollte vor allem die drohenden Konkurse von kleinen 
und mittleren Unternehmen auffangen. Dazu wurde der Kreditgarantiefonds 
eingerichtet, der für Firmen, die aufgrund negativer Bewertungen keinen Zugang 
zum Banksystem hatten, Sicherheiten zur Verfügung stellte. Außerdem wur- 
den mit Hilfe des Fonds 73 Miliarden US-Dollar neue Kredite (fast 10 Prozent 
des BSP der Türkei) für Firmen zur Verfügung gestellt, die auf solche dringend 


5 Die Gülenisten sind Mitglieder einer einflussreichen islamistischen Organisation, die von 
Fettullah Gülen angeführt wird, einem türkischen Kleriker, der seit 1999 in den USA 
lebt. Die Bewegung nahm ihren Aufschwung nach dem Staatsstreich der Militärs von 
1980 und verstärkte ihre Präsenz sowie ihren Einfluss auf Erziehungseinrichtungen und 
Medien in der Türkei. Sie versuchte auch, sich in den staatlichen Schlüsselbereichen wie 
dem Militär, der Polizei, dem Geheimdienst und der Justiz zu verankern. AKP und Gülen- 
Bewegung bildeten eine wirkungsvolle Allianz gegen das kemalistische Establishment. 
Nachdem die Kemalisten 2010 aus den wichtigsten staatlichen Institutionen vertrieben 
worden waren, brach der Machtkampf zwischen den früheren Partnern aus, da beide 
nun die alleinige Kontrolle des Staates für sich beanspruchten, was zu dem gescheiterten 
Staatsstreich der Gülenisten vom 15. Juli 2016 führte. 
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angewiesen waren (Srivastava 2016). Auf diese Art wurden rund 30.000 Unter- 
nehmen vor dem Konkurs bewahrt (Gazete Duvar 2017). Auch Steuernachlässe 
und finanzielle Investitionsanreize waren Bestandteile der Strategie „Flucht in 
die Zukunft“. 

Die zweite Komponente war die Stabilisierung der nationalen Währung, die 
von entscheidender Bedeutung war, denn deren schneller Verfall war eine erheb- 
liche Bedrohung für die türkische Wirtschaft, die ohnchin bereits die Last eines 
massiven Defizits der Zahlungsbilanz zu tragen hatte. Der Leitzins wurde vom 
5.10.2016 bis zum 23.6.2017 von 7,73 auf 11,95 Prozent erhöht (siehe den zweiten 
Kreis in Abbildung 1). In der ersten Jahreshälfte 2017 kam es, ebenso wie in 
anderen Schwellenländern, zu einem raschen Anstiegder Kapitalzuflüsse, was den 
Druck aufden Wechselkurs milderte. Gleichwohl, selbst wenn sich die türkische 
Lira mit einer Notierung von 3,5 gegenüber dem US-Dollar stabilisierte, so war 
sie doch zwischen dem 23.6.2016 und dem 23.6.2017 unter den 20 am meisten 
gehandelten Währungen diejenige mit dem stärksten Kursverfall, nämlich 18,8 
Prozent (Nelson 2017). Die dritte Komponente waren Krediterleichterungen 
für Haushalte und Unternehmen. Wie weiter oben festgestellt, kam die reale 
Wachstumsrate der Konsumkredite in der zweiten Hälfte 2016 zum Erliegen. 
Da der Staat die Banken ausdrücklich ermunterte, den Haushalten den leichten 
Zugang zu Krediten zu ermöglichen, stieg sie zwischen Oktober 2016 und Juni 
2017 abermals von 7 auf 22 Prozent (Kandemir 2017). 

Das Ergebnis dieses dreifachen Stimulierungspaketes war, dass die türki- 
sche Wachstumsrate im ersten Vierteljahr 2017 auf fünf Prozent zunahm und 
die wirtschaftliche Aktivität sich erholte. Dies war ausschlaggebend für den 
Abstimmungssieg des Regimes beim Referendum vom April 2017, bei dem die 
Zustimmung bei 51,4 Prozent lag, Insofern war der erste Schritt von Erdogans 
„Flucht“-Strategie erfolgreich. Aber die beobachtete Wirtschaftserholung von 
2017 war nur vorübergehend. Der Finanzsektor stieß an seine Grenzen, da das 
Verhältnis von Krediten und Einlagen im Juni 2017 bei 150 Prozent lag (ebd.), 
was wiederum Druck auf einen weiteren Anstieg der Zinsen ausübte, während 
die Staatsschuld durch die Umsetzung der „Flucht“-Strategie in erheblichem 
Ausmaß zunahm (Sönmez 2017). Mit anderen Worten, diese Strategie diente 
als Ersatz für den Rückgang der internationalen Kapitalzuflüsse, und sie sollte 
das neoliberale populistische Modell weiter am Laufen halten. 

Der dritte Engpass der abhängigen Finanzialisierung führte schließlich im 
August 2018 zu einer Währungskrise (siehe den dritten Kreis in Abbildung 1). 
Da der Plan der „Flucht in die Zukunft“ nicht die erhofften Ergebnisse brachte, 
wurden die Präsidenten- und die Parlamentswahl um ein Jahr vorgezogen. Sie 
fanden am 24. Juni 2018 statt und standen im Schatten der heraufziehenden 
Wirtschaftskrise. Da der Zinsschock noch nicht mit seiner ganzen Wucht wirk- 
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sam geworden war, gelang es Erdogan allerdings, weiterhin Präsident zu bleiben, 
und seiner Partei, mithilfe ihres neuen rechtsextremen Partners, der Partei der 
Nationalistischen Bewegung (MHP), die Mehrheit im Parlament zu behaup- 
ten. Der dritte Engpass von 2018 führte letztlich zu einem doppelten Schock. 
Erstens fiel der Wert der türkischen Lira im Verhältnis zum US-Dollar in den 
ersten neun Monaten des Jahres um mehr als 40 Prozent, was die Währungskrise 
verschärfte. Zweitens wurde der Leitzins, um einen weiteren Verfall der türki- 
schen Lira zu verhindern, um mehr als elf Prozent angehoben. Dies entspricht 
dem IWF-Szenario des „abrupten Bremsens“ und unterstreicht, wie wichtig die 
Kapitalzuflüsse für Schwellenländer sind. Eichengreen/Gupta beschreiben die 
entsprechenden Mechanismen so: „Der Kurs der Währung verschlechtert sich, 
die Reserven nehmen ab und die Aktienkurse fallen. Das Wachstum des BSP 
geht zurück, die Investitionen verlangsamen sich und das Defizit der Leistungs- 
bilanz nimmt zu“ (2016: 3). Die Türkei weist seit dem August 2018 alle diese 
Merkmale auf. Die Währungskrise und die Anpassungen des Leitzinses durch 
die Zentralbank bahnten den Weg für die Stagflation - die aktuelle Form der 


Krise der abhängigen Finanzialisierung in der Türkei. 


4.2 Stagflation und die Grenzen der abhängigen Finanzialisierung 


Der neoliberale Populismus der AKP und ihres Akkumulationsregimes basierte 
auf niedrigen Zinsen. Wie ich in Abschnitt 2.2.2. zur finanziellen Inklusion 
erläutert habe, ist dieses besonders wichtige Instrument 2013 mit deren an- 
steigendem Trend an seine Grenzen gestoßen. Die niedrigen Zinsen waren ein 
wirksames Mittel, um die Armen über Konsumentenkredite ins Finanzsystem 
zu integrieren, was die politische Legitimität der amtierenden Partei erhöht hat. 
Aber sie waren fast gänzlich von Kapitalzuflüssen abhängig, und dies im Rahmen 
eines Akkumulationsregimes, bei dem die Produktionsstruktur auf importierte 
Güter und das wirtschaftliche Wachstum auf Kapitalzuflüsse angewiesen waren. 
Die materielle Basis für die populistische Strategie, die ab 2002 verfolgt wurde, 
ist mit dem Rückgang der globalen Liquidität seit 2013 zunehmend erodiert. 
In dieser Situation standen die politisch Verantwortlichen und die türkische 
Zentralbank vor einem ernsthaften Dilemma. Wenn letztere, um den Verfall 
der Währung zu stoppen, den Leitzins erhöhte, würde das die wirtschaftliche 
Expansion bremsen. Wenn sie dies aber nicht tat, würde sich die Verschlechterung 
des Wechselkurses fortsetzen. In diesem Fallwürde das Risiko steigen, dass private 
Firmen in Konkurs gingen und die Inflation weiter anstieg. Die Finanzreserven 
der Zentralbank reichten nicht aus, um die türkische Lira zu stabilisieren, und 
die Erdogan-Regierung widersetzte sich der Erhöhung des Leitzinses, weil sie 
um das Wachstum fürchtete. Insofern stand die türkische Wirtschaft bereits 
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seit 2013 in Gefahr, in eine schwere Wirtschaftskrise zu schlittern, tatsächlich 
aber passierte dies erst im letzten Quartal 2018. 

Abbildung2 zeigt die jeweils ersten neun Monate für die jährliche Wachstums- 
rate des Indexes der Verbraucherpreise (CPI) zwischen 2013 und 2018. Die Daten 
für den September 2018 belegen, wie stark sich Währungskrise darin niederschlug 
und wie die Inflation dramatisch anstieg. Die Kosten für die Lebenshaltung 
nahmen daher rasch zu, und die Kaufkraft breiter Teile der Bevölkerung, deren 
Einkommen stagnierten, ging real zurück. 


Abbildung 2: Index der Verbraucherpreise 2013-2018, erste neun Monate des Jahres 
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Quelle: Daten von Turkstat, eigene Auswertung. 
www.turkstat.gov.tr/PreHaberBultenleri.do?id=27766 (Zugriff 3.10.2018). 


Abbildung 3 zeigt die jeweils ersten neun Monate für die jährliche Wachstumsrate 
des Indexes der inländischen Erzeugerpreise (D-PPI) zwischen 2013 und 2018. 
Auch bei diesen Daten ist deutlich zu schen, wie stark sich die Währungskrise 
auswirkte. Da die Produktionsstruktur stark von importierten Gütern abhängt, 
hat eine Zunahme bei diesem Index zwei mögliche Auswirkungen. Zum einem 
werden die Verbraucherpreise schr wahrscheinlich ebenfalls ansteigen, zum ande- 
ren werden die Unternehmen Schwierigkeiten haben, die Preiserhöhungen auf die 
Konsumenten abzuwälzen, da die Nachfrage schrumpft. Aus diesem Grund kann 
die Währungskrise in den kommenden Monaten zu weit verbreiteten Konkursen 
und zu Massenarbeitslosigkeit führen. 

Zusammen mit der dramatischen angestiegenen Inflation gibt es starke 
Indizien dafür, dass es im vierten Quartal 2018 zu einer Rezession kommen 
wird. Die Industrieproduktion nimmt ab, die Arbeitslosigkeit steigt an, und 
der Einkaufsmanager-Index (PMI) für die Verarbeitende Industrie zeigt an, dass 
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Abbildung 3: Index der inländischen Erzeugerpreise 2013-2018, erste neun Monate 
des Jahres 
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Quelle: Daten von Turkstat, eigene Auswertung. 
www.turkstat.gov.tr/PreHaberBultenleri.do?id=27716 (Zugriff 3.10.2018). 


bereits im Oktober 2018 eine schwere Rezession eingetreten ist (ISO 2018). Es 
ist daher mit einer ausgeprägten Stagflation zu rechnen. 


5. Fazit 


Ich habe hier versucht, die aktuelle wirtschaftliche Krise in der Türkei anders 
zu erklären, als dies üblicherweise geschicht, indem ich das Konzept der abhän- 
gigen Finanzialisierung herangezogen habe. Ich habe zunächst auf die beiden 
wichtigsten Wendepunkte, nämlich 1980 und 2001 hingewiesen und den his- 
torischen Hintergrund dafür aufgezeigt, wie sich dieses Regime der abhängigen 
Finanzialisierung etablieren konnte. Darüber hinaus habe ich deren politische 
Seite beleuchtet, die aufdas Konzept des neoliberalen Populismus verweist. Diese 
Strategie zielt darauf ab, die Macht der organisierten Arbeiterschaft zu brechen 
und sich gleichzeitig um die Unterstützung durch die ärmsten Teile der Bevöl- 
kerungzu bemühen. Die beiden wesentlichen Mechanismen dieses Modells sind 
punktuelle Wohlfahrtsleistungen und die finanzielle Inklusion. Schließlich habe 
ich die wesentlichen Dynamiken und internen Widersprüche des Regimes der 
abhängigen Finanzialisierung aufgezeigt und die neuesten Entwicklungen der 
Krise seit 2013 untersucht. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass die Regierung Erdo$an 2018, als sich die Krise 
des Akkumulationsregimes entfaltete, die bisher ernsthafteste wirtschaftliche 
Herausforderung ihrer Macht erlebt hat, wenngleich es dem Präsidenten gelang, 
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sich bei den vorgezogenen Wahlen dieses Jahres in seiner Position bestätigen zu 
lassen. Im September verkündete die Regierungeinen Neuen Wirtschaftsplan, der 
einen Ausweg aus der aktuellen Krise aufweisen und die Wirtschaft wieder „ins 
Lot bringen“ sollte. Doch der weitere Verlaufder Krise ließ den Plan und all seine 
Versprechungen bereits zwei Wochen nach seiner Veröffentlichung Makulatur 
werden. Derzeit sind alle Bemühungen der politisch Verantwortlichen darauf 
gerichtet, eine mögliche Bankenkrise zu vermeiden, die durch eine Reihe von 
Unternehmenskonkursen ausgelöst werden könnte. Aber selbst wenn sie damit 
erfolgreich sind, steht der türkischen Wirtschaft 2019 eine schwere Rezession 
samt hoher Inflation bevor. 

Aus dem Englischen übersetzt von Dorothea Schmidt 
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Christian Cargnelli, Tamara Ehs und Anton Tantner 


Organisierung prekärer Arbeit 
an österreichischen Universitäten 
Das Beispiel der IG LektorInnen und WissensarbeiterInnen!' 


1. Der Status Quo 


1.1 Einleitung 


Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
Österreichisches Staatsgrundegesetz, Artikel 17 


Im Jahre 2014 gab die damalige Vizerektorin der Universität Wien, Susanne 
Weigelin-Schwiedrzik, zuständig für Forschungund Nachwuchsförderung, der 
Tageszeitung Der Standard (30.4.2014) ein bemerkenswertes Interview. Darin 
meinte sie: „Unsicherheit ist allerdings auch so etwas wie der Motor des Erfolgs 
der Wissenschaften, sowohl aufganz allgemeiner Ebene wie auch auf Ebene der 
Karrieren einzelner Wissenschafter. Denn die Unsicherheit stachelt zu Höchst- 
leistungen an.“? Hämische Reaktionen waren Weigelin-Schwiedrzik gewiss - kein 
Wunder, basiert doch der österreichische Wissenschaftsbetrieb zu großen Teilen 
aufder Arbeit des nur befristet angestellten, oft unterdurchschnittlich bezahlten, 
also in unsicheren Verhältnissen lebenden akademischen Personals. 

Zunächst ein paar Zahlen: An Österreichs Universitäten wird die Lehre zu 
etwa einem Viertel von Lehrbeauftragten („LektorInnen“) bestritten. Ihre Zahl 
lag im Studienjahr 2014/15 bei rund 14.000.° An manchen Universitäten, etwa 
in Wien und Graz, tragen LektorInnen die Lehre zu rund 40 Prozent - und 
an etlichen Wiener Instituten in noch viel höherem Ausmaß. So zählen an der 
Universität Wien mehr als 7.500 Beschäftigte zum wissenschaftlichen Personal, 


1 Überarbeitete Fassung eines ursprünglich beim Kongress „Momentum 17: Vielfalt“, 
Hallstatt, 20.10.2017 vorgestellten Beitrags. 

2 „Unsicherheit stachelt zu Höchstleistungen an“ (Interview mit Susanne Weigelin- 
Schwiedrzik), Der Standard (30.04.2014). 

3 DieZahlergibt sich aus den Antworten der 21 öffentlichen österreichischen Universitäten 
auf eine parlamentarische Anfrage der Grünen zur Situation der LektorInnen vom 27. 
Juli 2016. URL: www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/J/J _10012/index.shtml, 
Zugriff: 24.10.2018. 
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die große Mehrheit (je nach Berechnungsgrundlage 80 bis 90 Prozent) davon 
arbeitet unter prekären Bedingungen und ist befristet beschäftigt, womit die 
„precarity rate“ (Foti 2017: 28) jener an deutschen Universitäten gleichkommt 
(Leendertz u.a. 2018: N4), wenn auch die rechtliche und finanzielle Situation der 
österreichischen Lehrbeauftragten dank eines Kollektivvertrags® etwas weniger 
katastrophal ist. Unter den unterschiedlichen an der Universität Wien tätigen 
WissenschafterInnen stellen die knapp 3.000 Lehrbeauftragten die größte Grup- 
pe; was die Lehre anbelangt, so wird diese an manchen Wiener Uni-Instituten 
mehrheitlich von Lehrbeauftragten bestritten: Am Institut für Theater-, Film- 
und Medienwissenschaft 2017 etwa zu zwei Drittel’, ähnlich verhält es sich am 
Institut für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft undam Zentrum für 
Translationswissenschaft. Da der Studienplan an diesen und anderen Instituten 
bei Weitem nicht vom Stammpersonal allein bewältigt werden kann, sind Lek- 
torInnen dort in zahlreichen Pflichtveranstaltungen tätig. Ohne sie würde der 
Lehrbetrieb sofort und augenblicklich zusammenbrechen. Diese LektorInnen 
erhalten aber in der Regel jeweils nur semesterweise Verträge und dies auch nur 
im Ausmaß von zwei Semesterstunden. 

Die Universität braucht die LektorInnen also, aber sie behandelt sie schlecht. 
Die ursprüngliche Überlegung, kompetente ExpertInnen von außen für die 
Universitäten zu gewinnen, um in der akademischen Lehre von deren Berufser- 
fahrung und -praxis zu profitieren, wurde in ein neoliberales Organisationsmodell 
umgewandelt, das eine immer größer werdende Gruppe von hoch qualifizierten 
AkademikerInnen als Verschubmasse benutzt, um die Studienpläne bespielen zu 
können und damit den universitären Betrieb am Laufen zu halten; und zwar - 
aufgrund der stets bemühten „Ressourcenknappheit“ - ohne dass den Betroffenen 
irgendeine Karriereperspektive offenstünde. An österreichischen Universitäten 
und anderen Forschungsinstitutionen arbeiten LektorInnen in überwiegendem 
Maße nur in befristeten Dienstverhältnissen, stehen aber auch aus Mangel an 
anderen Anstellungsverhältnissen mit ihren Kompetenzen, Erfahrungen und 
ihrer Lehre immer wieder zur Verfügung.° Diese Art der Beschäftigung ist für 
eine immer größer werdende Gruppe von WissensarbeiterInnen zu einer dauer- 
haften, wenn auch zuweilen unterbrochenen und mitunter lebenslangen, prekären 
Arbeitsrealität geworden. 


4 Abrufbar unter http://www.kollcktivvertrag.at/kv/universitaeten-arb-ang/universitae 
ten-rahmen/2770151?term=universit%C3% A4ten, Zugriff 24.10.2018. 

5  https://spl-tfm.univie.ac.at/lehre, Zugriff: 4.10.2017. 

6 Die Aufforderung, doch mobil zu sein, sich jobmäßigetwa in Deutschland umzuschauen, 
kann in diesem Zusammenhang - unsere deutschen KollegInnen wissen das allzu gut - 
nur als blanker Hohn empfunden werden. 
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Derzeit werden in Österreich befristete Verträge für LektorInnen alle sechs 
oder zwölf Monate neu vergeben - vorausgesetzt, man bewirbt sich ofhiziell (bei 
transparenten Ausschreibungsmodalitäten) für einen Lehrauftrag oder „erfährt“ 
(bei intransparenten Prozessen) von der Lehrauftragsvergabe. Die Entscheidungs- 
prozesse zur Vergabe werden de iure und zumeist de facto allein vom/von der 
StudienprogrammleiterIn gefällt, die Zusage für einen Lehrauftrag erfolgt gele- 
gentlich sehr kurzfristigbeziehungsweise unmittelbar vor Semesterbeginn. Hinzu 
kommt die sogenannte Kettenvertragsregelung, eine Richtlinie zum Schutz (!) 
von ArbeitnehmerInnen, die Universitäten veranlasst, LektorInnen nach sechs 
beziehungsweise acht Jahren nicht permanent anzustellen, sondern aus ihrer 
Lehrtätigkeit zu drängen. LektorInnen sind damit paradoxerweise zu einer meist 
einjährigen Pause ohne Anrecht auf Weiterbeschäftigung gezwungen. 

Ein weiteres Problem stellt die unzureichende infrastrukturelle Ausstattung 
dar: Lehrende ohne weitere Anbindung an ein Universitätsinstitut haben oft 
keinen eigenen Arbeitsplatz, das heißt keinen Zugang zu technischer Unterstüt- 
zung (Computer, Laptop, Kopierer), keinen eigenen Schreibtisch, keine Räum- 
lichkeiten für Arbeitsgespräche mit Studierenden, weder Festnetzanschluss noch 
Telefonnummer. Dieser Ausschluss von Kommunikationsstrukturen macht sie 
zu Universitätsangestellten zweiter Klasse. 

Nicht zuletzt ist die Bezahlung inadäquat, denn sie deckt nicht den tatsächli- 
chen Arbeitsaufwand ab. So werden zentrale Aufgaben universitärer Vermittlung 
wie eine didaktisch seriöse Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstaltungen, 
die Betreuung von Abschlussarbeiten und die laufende Administration von 
Lernplattformen ebenso nicht angemessen abgegolten wie die Mitwirkung an 
Abschlussprüfungen und die Teilnahme an Meinungsbildungs- und Entschei- 
dungsprozessen in universitären Gremien. 2018 wurde eine Semesterstunde für 
Lehrende im ersten bis dritten Arbeitsjahr nach Lehrvergütungscode 1 (LVG 1) 
mit 215,19 Euro brutto monatlich abgegolten - dieser Betrag versteht sich in- 
klusive Vor- und Nachbereitung einer Lehrveranstaltung und gegebenenfalls 
Betreuung von Bachelorarbeiten. Dies gilt für reguläre Arbeitsverträge. An ei- 
nigen österreichischen Universitäten werden LektorInnen freilich überwiegend 
(WU Wien, Alpen-Adria Universität Klagenfurt) oder zur Gänze (TU Graz) 
mit freien Dienstverträgen ausgestattet - das bedeutet, dass hier das Arbeitsrecht 
und damit auch kollektivvertragliche Bestimmungen nicht zur Anwendung 
kommen (zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld, bezahlter Krankenstand). 
Freie DienstnehmerInnen können auch nicht vom Betriebsrat vertreten werden 
(oder für diesen kandidieren). 

WissenschafterInnen durch unbefristete Verträge eine planbare Perspektive 
jenseits prekärer Arbeitsverhältnisse zu bieten, ist eine notwendige Voraussetzung 
für die oft eingeforderte Exzellenz von Lehre und Forschung. Dazu gehören 
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die Bereitstellung von angemessenen Arbeitsplätzen und deren adäquate infra- 
strukturelle Ausstattung: Hervorragende Lehre und Forschung sind nur unter 
hervorragenden Arbeitsbedingungen möglich. Wo diese nicht gegeben sind, 
werden WissenschafterInnen zwangsläufig in andere Betätigungsfelder abwan- 
dern. Prekäre Arbeitsverhältnisse in der Wissenschaft schaden somit nicht nur 
den betroffenen Personen, sie sind der Qualität der Wissenschaft selbst abträglich. 

Seit ihrer Gründung im Jahre 1996 kämpft die Interessengemeinschaft Lekto- 
Innen und WissensarbeiterInnen gegen diese Prekarisierung, die sich nicht nur 
im Wissenschaftsbetrieb zeigt, sondern generell eine stetigwachsende Anzahl von 
Menschen - nicht zuletzt Frauen und MigrantInnen - betrifft, die ihren Lebens- 
unterhalt mit einem Job allein nicht mehr bestreiten können, ganz gleich, ob sie 
im Gesundheitswesen, in der Pflege, im Dienstleistungsbereich, Securityscktor, 
in der Kulturarbeit oder im Journalismus tätig sind. Bei diesem Kampf sind 
Betriebsräte und Gewerkschaften wichtige potenzielle Verbündete; seit einigen 
Jahren ist die IG im Betriebsrat der größten österreichischen Universität, der Uni- 
versität Wien, ebenso vertreten und aktiv wie in deren Senat (neben Rektorat und 
Universitätsrat oberstes Leitungsorgan der Universität) und konnte mittlerweile 
etliche infrastrukturelle und arbeitsrechtliche Verbesserungen erreichen. Eine 


der nächsten Aufgaben und Herausforderungen wird und muss die Vernetzung 


dieser Arbeit auf europäischer und internationaler Ebene sein.’ 


1.2 Arbeitsverhältnisse in den Wissenschaften - ein kurzer historischer 
Rückblick 


Den Wandel, dem die Arbeitsverhältnisse - zumeist männlicher - Wissenschafter 
seit dem Mittelalter bis in die Gegenwart unterlagen, stellte der Historiker Va- 
lentin Groebner folgendermaßen pointiert dar: „Wissenschaftler [und Künstler] 
waren einige paar Jahrhunderte lang Mönche, bevor sie, an der Wende vom späten 
Mittelalter zur frühen Neuzeit, zu heiraten anfingen. Sie wurden zu Höflingen 
und Virtuosi. Im 17. und 18. Jahrhundert verwandelten sie sich dann in distin- 
guierte bürgerliche Gentlemen und im 19. Jahrhundert in Beamte - sie wurden 
Professoren. Seit ein paar Jahren sollen sie jetzt Unternehmer sein.“ (Geimer/ 
Groebner 2006: 20) 

Egal welcher Typus dominant war, in der Regel konnte nur eine Minderheit 
der Gelehrten aufgrund ihrer Tätigkeit ein ökonomisch zufriedenstellendes 
und dauerhaft abgesichertes Leben führen; gerade in der Frühen Neuzeit ist 
der Topos der brotlosen Wissenschafter allgegenwärtig. Manche versuchten, als 


7 Hier ist das Anfang 2017 in Deutschland gegründete „Netzwerk für Gute Arbeit in der 
Wissenschaft“ zu nennen. 


Organisierung prekärer Arbeit an österreichischen Universitäten 645 


windige Projektemacher an Höfen eine Finanzierung zuweilen abstruser Ideen zu 
erlangen (vgl. Krajewski 2004), andere wiederum trachteten danach, ihr Wissen 
am wild wuchernden „Lehr- und Lernmarkt des Ancien Regime“ zu verkaufen, 
und hofften aufein Auskommen als Hofmeister und Privatlehrer der Söhne und 
Töchter bemittelter Bürger und Adelsfamilien (Bosse 2015: 15). 

Am Vorabend der Revolution von 1789 bestand in vielen Städten Europas 
— nicht zuletzt in Paris - ein kreatives und verarmtes Milieu an Gelehrten und 
Literaten, in dem die Unzufriedenheit über die eigene Lage sowie die Gesellschaft 
im Allgemeinen so stark war, dass manche HistorikerInnen gar so weit gehen, 
den „hageren und hungrigen Männern des literarischen Untergrundes, [...] den 
kulturellen Parias, die aus Armut und Erniedrigung die jakobinische Version 
des Rousseauismus hervorbrachten‘, einen guten Teil der Verantwortung für 
die Französische Revolution zuzuschreiben, die in ihrer radikalen Variante den 
„geradezu physischen Haß“ dieses revolutionären Milieuszum Ausdruck gebracht 
haben soll. (Darnton 1988: 43) 

Auch die im 19. Jahrhundert einsetzende Verbeamtung der Wissenschaft 
änderte nicht viel an der prekären Lage der Mehrheit jener, die sich dazu ent- 
schlossen hatten, „Wissenschaft als Beruf“ zu betreiben; im deutschsprachigen 
Bereich stand dafür sprichwörtlich die Gruppe der „Privatdozenten“ und es war 
vorwiegend auf jene gemünzt, wenn Max Weber 1917 Wissenschafter als „pro- 
letaroide Existenzen“ bezeichnete und Verbindungen zu Industrialisierung und 
Kapitalismus zog: 

„Und es tritt da der gleiche Umstand ein wie überall, wo der kapitalistische 
Betrieb einsetzt: die "Trennung des Arbeiters von den Produktionsmitteln”. 
Der Arbeiter, der Assistent also, ist angewiesen auf die Arbeitsmittel, die vom 
Staat zur Verfügung gestellt werden; er ist infolgedessen vom Institutsdirektor 
ebenso abhängig wie ein Angestellter in einer Fabrik: [...] und er steht häufig 
ähnlich prekär wie jede ‘proletaroide’ Existenz ...“ (Weber 2002: 476). Weber 
verwendete das Wort „prekär“ in Hinsicht auf Menschen, die nicht über eigene 
Produktionsmittel verfügen, die es ihnen erlauben, nach Interesse und Wiss- 
begierde zu forschen, und die daher in einem Abhängigkeits- und oft (Selbst-) 
Ausbeutungsverhältnis stehen. 

Eine Verbesserung dieser Situation ergab sich erst in der kurzen, als Trente 
Glorieuses bezeichneten Phase sozialliberaler Reformen, die von den 1960ern 
bis in die 1980er Jahre andauerten und in der Wissenschaft und Kunst als kon- 
stitutiv für den demokratischen Prozess verstanden wurden; es wurde daher in 
sie investiert. Insbesondere in Westeuropa bewirkte die Blockkonkurrenz mit 
den sich als realsozialistisch verstehenden Staaten den Aufbau des keynesia- 
nischen Sozialstaats und den Ausbau demokratischer Mitspracherechte nicht 
nur an den Hochschulen, sondern auch in zahlreichen Betrieben; vor allem die 
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Sozialdemokratie begriff Kunst- und Kulturpolitik als Austragungsort sozialer 
Auseinandersetzungen und politischer Kämpfe (vgl. Amon 2013; Segert 2013). 


1.3 Wissensarbeit im Neoliberalismus: neue Beschäftigungsverhältnisse 


Die Universitäten waren und sind Vorreiterinnen aufdem Wegzur umfassenden 
Prekarisierungder Arbeitsverhältnisse. Eine Untersuchungihrer zeitgenössischen 
Arbeitsformen offenbart sich als düsterer Ausblick auf viele andere Beschäfti- 
gungsbereiche. Daher greift der manchmal getätigte Einwand, die geschilderten 
Arbeitsbedingungen seien ein Problem einiger ohnehin Privilegierter, die sich 
immerhin ohne Stechuhr der Muße des Forschens hingeben könnten, zu kurz. 
Denn Arbeits- und Lebensverhältnisse von EnthusiastInnen ohne feste Löhne 
und existenzielle Absicherungstehen Modell für den Arbeitsmarkt der Zukunft. 

Das Universitäts-Organisationsgesetz (UOG) 1993 und das Universitätsgesetz 
(UG) 2002 markierten in Österreich ein Jahrzehnt der grundlegenden Neuge- 
staltung der staatlichen Universitäten hin zu unternehmerischen Hochschulen. 
Beide Gesetze sind Teil der neoliberalen Hochschulreform, die die sozialliberale 
Reformära ablöst und die beherrschte Klasse wieder auf ihre Plätze verweist. 
2002 wurden die Universitäten „in die Autonomie entlassen“, so die Diktion. 
Die Reform diente also vorgeblich der Unabhängigkeit der Wissenschaften ge- 
genüber dem Staat. Tatsächlich verbirgt sich hinter dem Autonomiebegriffeine 
fundamentale Entstaatlichungund damit die Abtrennungder gesellschaftlichen 
Wissensproduktion vom Allgemeinwohl: Unabhängig wurden weder die Wissen- 
schaft als solche noch die WissensarbeiterInnen, sondern bloß die RektorInnen 
als HochschulmanagerInnen. Sie und die von ihnen geleiteten Universitäten sind 
nun autonom von demokratisch ausverhandelten gesellschaftlichen Interessen 
jenseits des Marktes (vgl. Wernicke 2009: 8). Richard Münch meint über die 
Organisationsreform der Universitäten gar: „Das monopolartig und oligarchisch 
organisierte System macht gestandene Forscher zu Forschungsfunktionären oder 
Forschungsmanagern und hält die breite Masse der aktiven Forscher als Sklaven.“ 
(Münch 2007: 386) 

Spätestens mit dem UG 2002 wurde die universitäre Wissenschaft institu- 
tionell den Regeln des Marktes und somit den Interessen des Kapitals bezie- 
hungsweise der KapitalseignerInnen unterworfen. Ihr Zugriff auf die Wissens- 
produktion und damit auf das gesellschaftlich verfügbare Wissen ist durch die 
Auslieferungder Universitäten an den globalen Wettbewerbsmarkt größer denn 
je, weil er durch ein dichtes staatliches Steuerungssystem gestützt wird. Waren 
in der sozialliberalen Ära die Schaffung von Institutionen, wie zum Beispiel 
des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (FWF), oder neuer 
Lehrstühle und die Formulierung bloß allgemeiner Ziele - und dadurch das Ver- 
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trauen in communityinterne Steuerungsmechanismen - Inhalt österreichischer 
Wissenschafts- und Universitätspolitik gewesen, so etablierte die neoliberale Ära 
umfassende Governancestrukturen wie etwa Wissensbilanzen oder strategische 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen. Die Transformation von „state-embedded 
and state-controlled markets into market-embedded and market-controlled states“ 
(Brunkhorst 2014: 446) zeigt sich an den Universitäten besonders anschaulich: 
Die gesetzlich eingeforderten Monitoring- und Evaluierungsinstrumente und 
mit ihnen die wachsende Dichte an Qualitätssicherungsmaßnahmen und Leis- 
tungsaufzeichnungssystemen dienen einzig dazu, die Hochschulen und ihre 
WissensarbeiterInnen zu Outputorientierung, privatwirtschaftlicher Unterneh- 
mensführungund Auditlogik zu erzichen; diese marktgetriebenen Anforderun- 
gen treten neben die bestehenden patriarchalen Abhängigkeitsverhältnisse und 
stehen zuweilen in Konkurrenz zu diesen. 

Unter den Bedingungen ständigen globalen Wettbewerbs, der nicht zuletzt 
in Rankings Ausdruck findet, wurden die Universitäten in den vergangenen 
Jahren zu Laboratorien neuer Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse. Die gro- 
ßen Governancestrukturen in der Wissenschaftspolitik haben mikropolitische 
Implikationen für dasakademische Leben und beeinflussen schließlich auch das 
gesellschaftlich verfügbare Wissen (vgl. Felt/Fochler 2010: 297ff.). Die Zunahme 
von prekären Arbeitsverhältnissen wird von den Universitäten als Arbeiterge- 
berinnen dreifach begründet. Erstens werden Kostengründe geltend gemacht: 
Wer nur befristet angestellt ist oder gar eine Forschungsarbeit als Werkvertrag 
erfüllt, verursacht geringere Personalkosten oder kann überhaupt gleich als Sach- 
kostenpunkt verwaltet werden, was durch den Wegfallder Lohnnebenkosten die 
günstigste Variante darstellt. Zweitens sind strategische Gründe anzuführen, 
wie etwa eine erhöhte Flexibilität bei der Personalplanung, die Umgehung des 
Betriebsrates und die Weitergabe des unternehmerischen Risikos. Schließlich 
sind die sozialen Gründe nicht außer Acht zu lassen. Dabei handelt es sich vor 
allem um einen Disziplinierungseffekt: Steigende Konkurrenz zwischen den 
Beschäftigten führt zur erhöhten Akzeptanz von Einkommenseinbußen und 
ungünstigen Arbeitsbedingungen (vgl. Schumm-Garling 2017: 55ff.). Die Sorge, 
sich durch Kritik an diesen Beschäftigungsverhältnissen eine mögliche Karriere in 
der Wissenschaft zu verpatzen oder überhaupt in der Erwerbslosigkeit zu landen, 
lässt die meisten verstummen - was sich wiederum aufdie Organisierungsmög- 
lichkeiten von Assoziationen wie der IG auswirkt. 

Die Soziologie hat in prekären Beschäftigungsverhältnissen, wie sie bei Kultur- 
schaffenden längst Usus sind und nun unter WissensarbeiterInnen Verbreitung 
finden, den Typus des „Arbeitskraftunternehmers“ erkannt: Man ist Unterneh- 
merln seiner selbst, ScheinselbständigeR und damit VerwalterIn der eigenen 
Arbeitskraft, die zu Markte getragen werden muss. Dafür braucht es laut Hans 
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J. Pongratz und G. Günter Voß drei Eigenschaften: Selbstkontrolle („verstärkte 
selbständige Planung, Steuerung und Überwachung der eigenen Tätigkeit“), 
Selbstökonomisierung („zweckgerichtete ‘Produktion’ und “Vermarktung? der 
eigenen Fähigkeiten und Leistungen“) und Selbstrationalisierung („Durchorga- 
nisation von Alltagund Lebensverlauf und Tendenz zur Verbetrieblichung von 
Lebensführung“) (vgl. Pongratz/Voß 2004). Der Arbeitsmarkt erhält flexible 
Menschen, die aufgrund ihrer Vereinzelungund ihrer regelmäßigen Ortswechsel 
weder gewerkschaftlich organisiert noch politisch engagiert sind. 


1.4 Folgen der Prekarität: WissensarbeiterInnen als RisikoinvestorInnen 


Anders als im fordistischen Zeitalter der Industriegesellschaft erfolgt die mas- 
senhafte Ausbeutungder Ware Arbeitskraft im neoliberalen Zeitalter nicht mehr 
repressiv, sondern verführend. Die Arbeit in der Wissenschaft (übrigens ebenso 
wie jene im Kunst- und Kulturbereich) liefert hierfür eine Blaupause: Der Mühsal 
körperlicher Plackerei unter Aufsicht der Stechuhr enthoben, frei zu forschen und 
zu lehren, was uns ohnchin interessiert, sei Wissensarbeit nicht lästiger Zwang, 
sondern ein Tor zur Selbstverwirklichung. Dadie Entfremdungzwischen Person 
und Arbeitskraft geringer ist, ist die intrinsische Motivation ausgeprägter. Zudem 
lockt das neoliberale Zeitalter mit freieren Formen der Arbeitsorganisation wie 
„Hachen Hierarchien“, Hexiblen Arbeitszeiten und autonomem Selbstmanage- 
ment. Statt Fremd- herrscht Selbststeuerung und die „Falle der Identifikation 
mit dem eigenen Tun lauert selbst noch im blödsinnigsten Job.“ (Engelschall/ 
Müller 2014) War der/die ArbeiterIn am Fließband noch ein elendes Geschöpf, 
so ist im Neoliberalismus nun jede Arbeit durch „Freiheit“ veredelt. Gemäß der 
Einschätzung des Philosophen Byung-Chul Han immunisiert sich der Neolibe- 
ralismus gegen Widerstand, indem er von der Freiheit Gebrauch macht, statt sie 
zu unterdrücken (vgl. Han 2014a). Die Freiheit von Wissenschaft und Lehre ist 
sogar verfassungsrechtlich verbürgt. 

Der Preis dieser Freiheit ist, zu scientific entrepreneurs (vgl. Shapin 2008), 
eigentlich zu RisikokapitalistInnen zu werden. Wir unterliegen der Logik einer 
neoliberalen Auditgesellschaft, in der jede Tätigkeit strategisch auf ihre weitere 
Verwertung im Lebenslauf beurteilt wird. Und was hierfür nicht bezifferbar 
und somit nicht kapitalisierbar ist, hat keinen Wert. Wichtig für erfolgreiche 
WissensarbeiterInnen ist demnach die gute individuelle Performance, deren 
Voraussetzung die Outputorientierung akademischen Handelns. Nicht mehr 
Fabrikdisziplin und Anwesenheit zählen, sondern Flexibilität und Anpassungs- 
bereitschaft an veränderte Förder-, Publikations- und Evaluationsbedingungen; 
keine Stechuhr, dafür aber (mindestens das Vortäuschen von) Einsatzbereitschaft 
rund um die Uhr; weiters ist Kreativität gefragt, also Angepasstheit und Unange- 


Organisierung prekärer Arbeit an österreichischen Universitäten 649 


passtheit zugleich; auch hochgradige Spezialisierung in einem Forschungsbereich 
und zugleich Inter- und Transdisziplinarität sind Teil der guten persönlichen 
Performance. Damit ist jeder seines Glückes Schmied und seines Unglücks 
Schreiner (vgl. Fisahn 2017). „Jeder ist heute ein selbstausbeutender Arbeiter 
seines eigenen Unternehmers. Jeder ist Herr und Knecht in einer Person. Auch 
der Klassenkampf verwandelt sich in einen inneren Kampf mit sich selbst. Wer 
heute scheitert, beschuldigt sich selbst und schämt sich. Man problematisiert sich 
selbst statt die Gesellschaft“, so - schr zugespitzt, es wäre wohl cher von einer 
Ausdehnung des Klassenkampfes statt einer vollkommenen Verwandlung zu 
sprechen - Byung-Chul Han (2014b: 11; vgl. 2014a: 14ff.). 

Wenn WissensarbeiterInnen keinen Erfolg haben, so die neoliberale Logik, 
dann, weil sie eben nicht gut genug sind, weil sie nichts erforschen, was der Markt 
gerade braucht. Der Mangel an sozialer Sicherheit wird unter neoliberalen Vor- 
zeichen individuell verarbeitet. Was bleibt, ist der permanente Druck, durch 
Performance wenigstens den Status quo zu halten. Es ist ein asozialer Druck, 
der sich von Vereinzelung und Konkurrenz nährt. War man früher ein kleines 
Rädchen im Unternehmen, so ist man nun in seinem Hamsterrad allein. 

Besonders betroffen von diesen Auswirkungen neoliberaler Reformen sind jene 
WissensarbeiterInnen, die durch die Bildungsexpansion der sozialliberalen Ära 
an die Universitäten gekommen sind. Jene Arbeiterkinder, die sich für die Wis- 
senschaft als Beruf entschieden, leben heute oft in sozioökonomisch schlechteren 
Situationen als ihre wesentlich geringer mit schulischem Kapital ausgestatteten 
Eltern (vgl. bereits Bourdieu 1987: 260 £.). Das gesellschaftlich mehr vorhandene 
kulturelle Kapital ist weniger wert bezichungsweise von ihnen nicht entsprechend 
ökonomisierbar. Das sozialdemokratische Versprechen sozialen Aufstiegs durch 
Arbeit erweist sich nach dem Ende der trente glorieuses als Illusion. Es ist nicht nur 
eine individuell frustrierende Erfahrung, selbst mit hochqualifizierter Bildung 
und Wissensarbeit stets nur einen Abwehrkampf gegen den sozialen Abstieg zu 
führen, sondern diese prekäre Arbeitsweise erlangt auch gesamtgesellschaftliche 
Relevanz: Da sich an den akademischen Übergängen zum Doktorat oder zur 
Post-doc-Stelle stets die Frage stellt, ob man in der Wissenschaft bleibt, also 
diesen riskanten Weg weiter verfolgen willund kann, ist das verfügbare Volumen 
an ökonomischem Kapital höchst relevant. Denn nicht genehmigte Drittmittel 
und nicht erhaltene oder gering entlohnte Lehraufträge bedeuten für befristet 
Angestellte semesterweise finanzielle Durststrecken, die sich mit einem finanz- 
kräftigen Elternhaus oder anderen unterstützenden Netzwerken (Sozialkapital) 
leichter überwinden lassen. So erreicht die neoliberale Hochschulreform, dass die 
Klasse der KapitalseignerInnen auch in der Wissenschaft wieder unter sich bleibt. 

Doch wer Wissensarbeit betreibt und wer der Wissenschaft verloren geht, ist 
nicht irrelevant. Denn gemäß Pierre Bourdieus Sozialtheorie gehören Wissensar- 
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beiterInnen zur „beherrschten herrschenden Klasse“, verfügen also über ein hohes 
Maß an kulturellem Kapital, das mit Verfügungsmacht über die gesellschaftliche 
Wissens-, Kultur- und somit Sinnproduktion einhergeht, befinden sich jedoch 
in ökonomischer Abhängigkeit von den „herrschenden Herrschenden“ (vgl. 
Bourdieu 2001). In den prekären Beschäftigungsverhältnissen österreichischer 
Forschungseinrichtungen können nur jene WissensarbeiterInnen reüssieren (d.h. 
unbefristete und höhere Stellen erreichen), die über hohes kulturelles und soziales 
Kapital verfügen — wobei ein akademisches Herkunftsmilieu bereits eine gute 
Startvoraussetzung ist - und zudem bestimmte charakterliche Eigenschaften 
haben, mit denen sie die „richtigen“ Entscheidungen treffen. Jene neuen Ar- 
beitswelten fördern flexible Charaktere (Menschen ohne tiefe Bindungen an 
andere Menschen, an Orte, an Vereinsleben, an gesellschaftliches oder politisches 
Engagement), die ein hohes Maß an Selbstkontrolle an den Tag legen und gute 
RisikokapitalistInnen sind, indem sie zuerst schon die Studienwahl, dann den 
Forschungsbereich und hernach stetig die Forschungsfrage danach auswählen, 
wie vielversprechend sie für die Performance im weiteren Lebenslauf sind. Wis- 
sensproduktion wird somit zu einem sozialdarwinistischen survival ofthe fittest. 

Ulrike Felt und Maximilian Fochler geben zu bedenken, dass „sich durch 
dieses ständige ‘Einüben’ des Ziels der Akkumulation quantitativ gut bewerteten 
Outputs letzten Endes auch die Form wissenschaftlicher Wissensproduktion 
selbst und damit letztlich das produzierte Wissen verändert.“ (Felt/Fochler 
2010: 309) Da die finanzielle Grundlage der Wissensarbeit mittlerweile haupt- 
sächlich kompetitiv einzuwerbende Drittmittel sind, wird erforscht, was hohe 
Outputvorherscehbarkeit verspricht und damit den FördergeberInnen gefällt. 
Zudem konsumieren Audit- und Managementarbeiten einen erheblichen Teil 
der Arbeitszeit, sodass „zeitlose Zeit“ (vgl. Ylijoki/Mäntylä 2003) - also Zeit, 
die nicht bereits dem Projekt und der Performance gewidmet ist - zum Luxusgut 
wird: Forschen und Nachdenken muss man sich leisten können. 

Die Projektförmigkeit, um die Wissensarbeit arrangiert ist, bedingt eine jeweils 
kurze Verweildauer der ForscherInnen: im speziellen Forschungsgegenstand, 
aber auch in der Projektgruppe, am Ort, in der Institution. Wissensarbeit ist 
hochgradig temporär und disloziert. Die erfolgreichsten WissensarbeiterInnen 
sind nicht mehr lokal verankert, sondern forschen und publizieren nur noch 
für die und in der globalen scientific community. Sie sind damit zwar weltweit 
vermittelbar (Stichwort er»ployability), aber der Gesellschaft und dem politischen 
Engagement entfremdet. Zukunftsentwürfe oder gar gegenhegemoniale Utopien 
sind von solcherart sozialisierten WissensarbeiterInnen kaum mehr zu erwarten. 
Der „Wille zur intellektuellen Intervention“ (von Lucke 2014) bleibt meist ebenso 
auf der Strecke wie das Engagement in zentralen kollektiven systemerhaltenden 
Arbeiten. Sich in der Lehre zu engagieren, Studierende zu beraten oder dem 
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Betriebsrat anzugehören, also gemeinschaftsbildend und solidarisch zu wirken, 
ist aus Sicht des/der scientific entrepreneurs bloß dumm. Denn diese Tätigkeiten 
sind im akademischen Lebenslauf nichts wert.® 

WissensarbeiterInnen sind gezwungen, ihre Karriere selbst zum Projekt, zum 
Risikounternehmen zu machen, zu einem riskanten Investment, dem soziale 
Bindungen, Vereinstätigkeit, Freizeit et cetera geopfert werden, um die gerin- 
ge Chance auf eine unbefristete Stelle zu wahren. WissensarbeiterInnen leben 
ebenso in einem permanenten Ausnahmezustand vom sogenannten Normalar- 
beitsverhältnis. Die Unsicherheit ihrer Arbeitsbeziehungen resultiert in einer 
Unsicherheit der Lebensplanung, in einer „Prekarisierung des Privatlebens“, so 
Luc Boltanski (Boltanski 2007). Da diese Ausnahmezustände immer weitere 
Verbreitung finden und längst aufandere Branchen übergegriffen haben, werden 
sie allmählich zur Regel. Dies führt nach dem Soziologen Christoph Deutsch- 
mann zu einer wachsenden Fragilität der Gesellschaft insgesamt (hierzu näher 
Deutschmann 2008). 


1.5 Die Entdeckung des Prekariats 


Die im Fordismus stark verbreitete Ideologie des „Normalarbeitsverhältnisses“ 
setzte die Dominanz des männlichen Alleinverdienermodells als selbstverständ- 
lich voraus und war nicht nur in der kapitalistischen Peripherie, sondern auch 
in den Zentren blind für Arbeitsverhältnisse jenseits von Stechuhr, 40-Stunden- 
Woche und kollektivvertraglich garantierten Sicherheiten. ForscherInnen, die 
sich mit der Geschichte der Arbeit beschäftigen, haben mittlerweile klargestellt, 
dass es sich bei diesem Normalarbeitsverhältnis allenfalls um „eine temporäre 
Erscheinung für einen kleinen Teil der Welt“ handelte und wenn, dann „50 Jahre 
für 20 Prozent der Weltbevölkerung“ galt (van der Linden 2017). 

Die Ideologie des Normalarbeitsverhältnisses erodierte nur schleppend und 
dominierte das Denken von Politik wie Gewerkschaften noch lange nach dem 


8 Diesen Druck der marktwirtschaftlichen just in time-Logik üben bereits die Studic- 
renden ein. Die Studien erfuhren im Zuge der Umstellung auf Bologna-Konformität 
eine erhebliche Beschleunigung und Verschulung, die kaum noch freie intellektuelle 
Entfaltunggewährt, schon gar nicht daschrenamtliche Engagement honoriert. Zudem ist 
nur ein einziger Studienabschluss immer weniger wert und die tatsächliche Distinktion 
am Arbeitsmarkt erfolgt über postgraduale Studien, die am besten im Ausland absolviert 
werden. Dies bevorzugt wiederum Studierende aus finanzkräftigen Elternhäusern und 
schiebt der einst von der Sozialdemokratie angestrebten sozialen Durchlässigkeit erneut 
einen Riegel vor. Wer also in diesem System reüssieren will, muss seine/ihre Zeit nicht in 
die Gemeinschaft, sondern in den eigenen Lebenslauf investieren, muss sich etwa für ein 
(Auslands-)Studium verschulden. Hierfür wurden dann die günstigeren Studentenkredite 
erfunden - „privatisierter Keynesianismus“ (Colin Crouch). 
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Einsetzen des Siegeszugs des Neoliberalismus. Erstab den 1990er Jahren wurden 
von SoziologInnen, insbesondere in Frankreich, prekäre Arbeitsverhältnisse 
thematisiert (vgl. Castel 2000); Luks 2016). Für den Bereich der Wissenschaft 
prägten die Autorinnen Anne und Marine Rambach in ihrem 2001 erschienenen 
Buch den Begriff der prekären Intellektuellen (Intellos precaires). Sie betonten 
darin, dass die damit bezeichneten Personen nicht zwangsläufig arm seien, dass 
aber doch ein großer Graben zwischen deren sozialer Anerkennung und ihrer 
wirklichen Situation festzustellen sei. In ihrem Minihandlungsguide am Schluss 
forderten sie, dass die betroffenen Personen ihr Tabu ausstellen sollten, zum 
Beispiel durch eine Prekär-Pride-Parade - Stichwort May-Day-Demonstrationen 
-, und sie veröffentlichten eine Charta der Prekären (vgl. Rambach/Rambach 
2001). 

Der britische Soziologe Guy Standing wiederum bezeichnete das Prekariat 
als eigene, im Entstehen befindliche Klasse, die bei all ihrer Heterogenität ge- 
meinsame Merkmale aufweise, insbesondere das Fehlen sozialer Sicherheiten und 
die Gefährdung durch Armut (vgl. Standing 2015). Standing zufolge handelt es 
sich beim Prekariat um „eine Klasse im Krieg mit sich selbst“, die zumindest in 
drei Fraktionen gespalten sei: zum einen die aus den traditionellen Arbeiterklas- 
senzusammenhängen gedrängten Menschen, die sich das goldene Zeitalter des 
Fordismus zurückwünschten und anfällig für rechtsextreme Parteien seien; zum 
anderen die klassischen „UnterbürgerInnen“ (denizens), denen von vornherein 
viele Rechte vorenthalten werden, also ethnische Minderheiten, MigrantInnen, 
Asylsuchende und ehemalige Gefangeng; schließlich drittens Gebildete und aus 
der Angestelltenklasse hinausgedrängte Menschen, die keine ihrer Ausbildung 
adäquaten Jobs finden und cher progressiven Positionen zuneigten; es sei die „viel- 
leicht größte Aufgabe“ der letzteren Fraktion, „die anderen Teile des Prekariats 
für eine gemeinsame Vision zu gewinnen“ (Standing 2016: 36ff.). 

Drei ineinandergreifende Kämpfe seien es, die gemäß Standing das Prekariat 
zu führen habe: ein Kampfum Anerkennung, die durch kollektive Aktionen oder 
Proteste zu erreichen sei; ein Kampfum Repräsentation, um dem Bittstellerstatus 
zu entkommen und in staatlichen wie betrieblichen Gremien wieder Rechte zu 
erlangen; schließlich ein Kampf um Umverteilung, die sich insbesondere auf 
Schlüsselgüter wie Sicherheit, Kontrolle über die eigene Zeit und Zugang zu 
Gemeingütern, Bildung und Finanzkapital richten müsse (ebd.: 123ff.). In seiner 
aus 29 Artikel bestehenden Charta des Prekariats spricht sich der Soziologe für 
ein bedingungsloses Grundeinkommen aus; ein Artikel fordert die Dekommo- 
difizierung der Bildung. Letzterer Kampf sei laut Standing „von den Eliten im 


9 Einflussreich für die Popularisierung im Wiener Umfeld Pinguin 2002. 
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Bildungssektor“ anzuführen, da diese am wenigsten zu verlieren hätten und am 
ehesten Solidarität mit der Gruppe der prekär Lehrenden bekunden könnten. 


1.6 Das Versagen der Gewerkschaften und Parteien 


Die mit dem Neoliberalismus einsetzende Wende in der Organisation von Ar- 
beit kann in einer an den Arbeiten von Michel Foucault und Gilles Deleuze 
orientierten Perspektive auch als Übergang von der Disziplinargesellschaft in 
die Kontrollgesellschaft bezeichnet werden: War in der ersteren das dominante 
Modell der Arbeit das der nach dem Modell des Panoptikums organisierten 
Fabrikarbeit, ist das Leitbild der Kontrollgesellschaft das des Unternehmens, in 
dem die arbeitenden Individuen zueinander in Konkurrenz gesetzt werden. Dieser 
Wandel hat weitreichende Folgen auch für die Organisierung von Widerstand: 
Die dominante Organisationsform im Fabrikzeitalter war die Gewerkschaft, die 
diein den Betrieben anwesenden und disziplinierten Arbeitermassen als Kollektiv 
anrufen und zum Streik aufrufen konnte. Der Umgang mit prekarisierten Indi- 
viduen, die aufgerufen werden, zu UnternehmerInnen ihrer selbst zu werden, ist 
um ein vielfaches schwieriger, weswegen Deleuze bereits im Jahr 1990 von einer 
möglichen „Untauglichkeit der Gewerkschaften“ sprach, den Übergang von der 
Disziplinargesellschaft in die Kontrollgesellschaft zu meistern, und die Frage 
stellte, ob sie sich der neuen Situation anpassen oder anderen Widerstandsformen 
weichen würden (Deleuze 1993: 262). 

Was die österreichischen Universitäten anbelangt, so erwies es sich als fatal, 
dass für die Hochschulen mit der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) 
eine vorwiegend an Interessen von BeamtlInnen orientierte Interessenvertretung 
zuständig war und ist, die lange Zeit mit den Lebensverhältnissen der Mehrheit 
der an den Universitäten lehrenden und forschenden Personen nicht vertraut 
war (Becksteiner 2012). Diese Erfahrung mussten VertreterInnen der IG immer 
wieder machen; so lassen sich die im Streikjahr 1996 gemachten Erlebnisse mit 
Gewerkschaftsvertretern (sic!) im Rückblick nur als Zusammenstöße einander 
fremder Welten beschreiben (vgl. Pechriggl 2012: 8). 

Während andere Gewerkschaften wie die Gewerkschaft der Privatangestell- 
ten (GPA) zumindest etwas Sensibilität für gesellschaftliche Umbrüche an den 
Tag legten und eigene Interessengemeinschaften für als „atypisch“ bezeichnete 
prekäre Arbeitsverhältnisse gründeten, ließen über viele Jahre hinwegvonseiten 
der GÖD nur einige wenige RepräsentantInnen Ansätze eines Problembewusst- 
seins erkennen. Dass sie in ihrer Gesamtheit den Interessen der prekär Beschäf- 
tigen nur bedingt Rechnung trugen, zeigte sich in jüngster Vergangenheit, als 
VertreterInnen der GÖD bei den Verhandlungen zum Gehaltsabschluss der 
Universitätsangestellten für das Jahr 2016 nicht beachteten, dass mit dem von 
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ihnen erzielten Ergebnis Universitätslehrende mit einem nur zweistündigen 
Lehrauftrag die automatische Sozial- und Krankenversicherung verloren, da die 
Bezahlung nun unter der dafür notwendigen Geringfügigkeitsgrenze lag (vgl. IG 
LektorInnen 2017). Erst in den letzten Monaten kann eine gewisse Bewegung 
innerhalb der GÖD beobachtet werden, was die Interessen der Lehrbeauftragten 
an österreichischen Universitäten anbelangt. 

Was für die Vertretung durch Gewerkschaften bei Lohnverhandlungen gilt, 
gilt auch für die allgemeine politische Ebene: Die Bedürfnisse und Interessen 
des Prekariats werden in deren Gremien nicht repräsentiert, keine der im Natio- 
nalrat vertretenen Parteien nimmt das Prekariat als neue Form des Proletariats 
wahr, auch die SPÖ nicht, die sich traditionellerweise als Vertreterin der Arbei- 
terInnen und Angestellten verstand. Obwohl der Klassenkompromiss längst 
einseitig aufgekündigt ist und die neoliberale Wende klar den Klassenkampf 
von oben markiert, sind Gewerkschaft und Partei meist noch immer dem so- 
zialpartnerschaftlichen Aushandlungsregime selbst verpflichtet. Sie vertreten 
zwar UniversitätsmitarbeiterInnen, versagen aber bei der Auiden Masse der frei- 
en WissensarbeiterInnen, die vielleicht arbeitssoziologisch cher wie eine Zunft 
organisiert werden müssten. Die 1996 erfolgte Gründung der IG LektorInnen 
kann somit auch als Versuch betrachtet werden, neue Formen der Artikulation 
dieser Interessen zu finden. 


2. Zwanzig Jahre Organisierung prekärer Arbeit 
2.1 Uniproteste in Österreich seit 1987 


Betrachtet man die letzten drei Jahrzehnte universitärer Proteste in Österreich, 
so lässt sich feststellen, dass zumindest in Wien diese regelmäßig alle zehn Jahre 
begleitet von einer längeren Audimaxbesetzung stattfinden: Genannt seien die 
durch ein Sparpaket provozierten Proteste von 1987, die auch von SchülerInnen 
getragen wurden, weiters die Besetzungen von 1996 und schließlich 2009. Man 
braucht demnach keinE großeR Prophetln zu sein, um anzukündigen, dass es 
in den nächsten Jahren wieder zu solchen Auseinandersetzungen kommen wird; 
Gründe dafür sind zur Genüge vorhanden. 


2.2 Aktivitäten der IG LektorInnen seit der Gründung 1996 


Das Spezifische an den Protesten des Soemmersemesters 1996 war, dass sie sich 
gegen ein Sparpaket wandten, das alle an den Universitäten tätigen Gruppen 
betraf. Im speziellen Fall der externen LektorInnen, die jeweils nur für ein Se- 
mester mit einem oder mehreren Lehraufträgen bedacht wurden, wurde die 
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Remuneration um 17 Prozent gekürzt, das Wahlrecht für universitäre Gremien 
war ihnen bereits durch das UOG 1993 entzogen worden. 

Es folgte eine Organisierungsphase, die zunächst noch vorwiegend das Telefon 
einsetzte, in der aber auch zunehmend E-Mails Verbreitung fanden (Steidl 2012: 
6-11); eine erhalten gebliebene Mail aus dieser Zeit sprach von der „prekäre[n] 
Situation“ eines „heterogenen ‘'Haufens’“, dessen Forderungen formuliert werden 
sollten; der Begriff der Prekarität war also ansatzweise schon vorhanden, genauso 
wie auch das Wissen um die Vielfalt der Prekären. 

Am 19. März 1996 schließlich wurde das Aktionskomitee der externen Lekto- 
Innen an der Universität Wien gegründet wurde, aus dem sich dann die noch im 
selben Jahr als Verein konstituierte Interessengemeinschaft Externe LektorInnen 
und Freie WissenschafterInnen entwickeln sollte. 

Schon bald nach Gründung der IG wurde sie vom Wissenschaftsministeri- 
um mit einer Studie zur sozialen Lage der LektorInnen beauftragt, in der mit 
qualitativen und quantitativen Methoden eine „militante Untersuchung‘ in der 
Tradition von Marxens Fragebogen für Arbeiter durchgeführt wurde, wie sie in 
den letzten Jahren im Bereich der prekären Arbeit immer wieder eingefordert 
wird (vgl. Becksteiner 2011). Diese Studie wurde unter dem Titel „Zwischen 
Autonomie und Ausgrenzung? Zur Bedeutung Externer Lehre und Freier Wis- 
senschaft an österreichischen Universitäten und Hochschulen“ im Jahr 2000 
fertiggestellt und bei einer Enquete im November desselben Jahrs präsentiert 
(IG externe LektorInnen 2000). 

Zu einer der wichtigen Erkenntnisse infolge der Studie zählte, dass fortan 
verzichtet wurde, Prekarität als eine Frage des „wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses“ zu bezeichnen; insbesondere das damalige IG-Vorstandsmitglied Günter 
Hefler plädierte dafür, lieber von einem segmentierten Arbeitsmarkt für Wissen- 
schafterInnen zu sprechen, in dem wenige unbefristet Beschäftigte einer großen 
Zahl befristet/prekär Beschäftigter gegenüberstehen, unabhängig vom Alter der 
Beteiligten. '” 

Ab 2004 war die IG im neu gegründeten Betriebsrat der Universität Wien 
vertreten, im Rahmen der Fraktion „GAKU PLUM IG‘; in den folgenden Jahren 
sollte die Teilnahme an der Betriebsratstätigkeit die Hauptaktivität der IG sein. 
2010, im Jahr nach den „Uni Brennt“-Protesten, folgte die Umbenennung in 
Interessengemeinschaft LektorInnen und WissensarbeiterInnen, was zum einen 
darin begründet war, dass die Lehrbeauftragten an den Universitäten seit dem 
UG 2002 vorwiegend nicht mehr „externe“ sondern „interne“ Angestellte sind, 
zum anderen, dass der im Zuge der Proteste von 2009 breiter diskutierte Begriff 


10 Zuletzt wurde eine ähnliche Debatte in Deutschland Dank einer Intervention von Ka- 
roline Döring 2017 geführt. 
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der Wissensarbeit darauf verweist, dass Lehrende und Forschende lohnabhängig 
und jenseits symbolischer auch auf monetäre Anerkennung angewiesen sind. 
Zum 15-Jahr-Jubiläum 2011 erschien eine zusammen mit anderen Organisa- 
tionen herausgegebene Broschüre zum Thema „Wissensarbeit“ (IG LektorInnen 
u.a. 2012), und zur Konterkarierungdes Starts der 650-Jahr-Festivitäten der Uni- 
versität Wien lud die IG LektorInnen am 12. März 2015 zu einer „Prekärsuppe“ 
ein, bei der vor dem Hauptgebäude der Uni Wien Suppe ausgeschenkt wurde; 
diese Aktion fand erfreulich große mediale Beachtung (IG LektorInnen 2015). 
Zuletzt verfasste die IG für ihre Arbeit neue Leitlinien, die nicht nur eine 
Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Lage von Bildungund Wissenschaft samt 
ihrer Arbeitsbedingungen, sondern auch einen Forderungskatalogenthalten (IG 
LektorInnen 2017b), der auf Veranstaltungen wie den Kritischen Literaturtagen, 
dem Momentum Kongress in Hallstatt sowie der Rosa Luxemburg Konferenz 
Wien präsentiert wurde. 
Im Rückblick können somit die Aktivitäten der IG folgendermaßen zusam- 
mengefasst werden: 
— Bewusstseinsbildung (Klassenbewusstsein, Prekariat als Klasse) im Sinne von 
permanenter Empörung über die Umstände der Wissensproduktion 
- politisierende Interventionen 
— Erstellung und Verbreitung von Ideen gegen das Dispositiv der unternehme- 
rischen Hochschule 
- Mitarbeit an der Erstellung eines Konzepts für die (Re-)Demokratisierung 
der Wissenschaft in der postindustriellen Gesellschaft. 


3. Herausforderungen für die IG LektorInnen und 
WissensarbeiterInnen 


3.1 Ökonomisierung von Wissenschaft, Wissensarbeit und 
Wissensproduktion 


Die Übernahme von Management- und Unternehmenslogiken hat nicht nur 
allgemein die Verwaltungsebene der Universitäten, sondern auch die Wissens- 
arbeit selbst erreicht. Das ist für die Gesellschaft als Ganzes erheblich. Denn die 
Arbeitsverhältnisse von WissenschafterInnen haben nicht nur Auswirkungen 
auf das persönliche und akademische Leben, sondern auch auf die Inhalte des 
gesellschaftlich verfügbaren Wissens, damit auf die Gesellschaft als solche. Das 
zeigt sich für die IG zuvorderst in den Disziplinierungseffekten, die prekäre 
Verhältnisse bewirken: An die Stelle kollektiver betrieblicher Konflikte und ihrer 
Lösungsstrategien, wie wir sie aus dem fordistischen Zeitalter kennen (Betriebs- 
versammlungen, Streikdrohung, ...), tritt im Neoliberalismus der atomisierte 
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Forderungen der IG LektorInnen 


1. Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch ... 

- ... unbefristete Dienstverträge für LektorInnen: weg mit sechsmonatigen 
Kettenverträgen, denn unbefristete Verträge tragen zur besseren Planbarkeit 
für Lehrende bei und sichern so Qualität und Nachhaltigkeit der univer- 
sitären Lehre, 

- ... Personalstrukturpläne zur langfristigen Etablierung von deutlich mehr 
wissenschaftlichen Vollzeitstellen unter Berücksichtigung der Einheit 
von Lehre und Forschung (das heißt weniger befristete, mehr unbefristete 
Stellen), 

- „adäquate Bezahlungvon Lehre und Betreuungsarbeit sowie die Abgeltung 
von administrativen Tätigkeiten, 

- „adäquate infrastrukturelle Ressourcen für LektorInnen: mindestens ein 
Raum für LektorInnen pro Institut mit Internetzugangund Festnetztelefon, 
für Sprechstunden, Beratungen, Treffen, Vernetzung sowie Bereitstellung 
von Arbeitsmitteln (Hard- und Software) etc., 

- ... Verbesserung der Kommunikationsstrukturen zwischen Instituten und 
LektorInnen, etwa was Ausschreibungen von Lehrveranstaltungen und die 
Weitergabe von Informationen zum Universitätsbetrieb anbelangt. 


2. Re-Demokratisierung wissenschaftlicher Institutionen durch 


... Abschaffung der universitären Kurien und der damit in Verbindung 
stehenden Hierarchien und Exklusionsmechanismen, 
- ... Abschaffung der Abhängigkeitsverhältnisse wissenschaftlicher Mit- 


arbeiterInnen, 


... Transparenz bei inneruniversitären Postenvergabeabläufen und für Be- 
werberInnen einsehbare Begründung von Absagen, 
- ... Implementierung eines demokratischen Organisationsmodells an Uni- 
versitäten durch die Reform des UG 2002, 
- ... Offenlegung aller Gehälter an den Universitäten. 


Quelle: IG LektorInnen: www.ig-elf.at 


Wettbewerb. Standen einst Unternehmen in Konkurrenz zueinander und 
waren innerhalb eines Unternehmens aufgrund fester Anstellungsverhältnisse 
Solidarität und gemeinsamer Arbeitskampf möglich, so haben heute prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse zur Folge, dass jedeR mit jedemR konkurriert, auch 
innerhalb eines Unternehmens. Das zerstört allein innerhalb einer Universität 
oder auch nur eines Instituts die Solidarität und den Gemeinsinn. 

Kritische Wissenschaft kann unter den geschilderten Bedingungen nur schwer- 
lich gedeihen. Es braucht sie heute aber mehr denn je, weil nur eine Allianz aus 
sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und kritischen WissenschafterInnen eine 
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Alternative zu neoliberaler, autokratischer Politik bieten kann. Wissenschafts- 
und Universitätspolitik ist im Kern Gesellschaftspolitik. Wer was unter welchen 
Bedingungen erforscht und wer unter welchen Bedingungen studiert, wirkt sich 
unmittelbar auf die Gesellschaft aus. Die systemischen Veränderungen, die vom 
Zugang zur Universität (Ende des freien Hochschulzugangs) über die Verschulung 
des Studiums (Ende des freien Studierens) bis zu den der Unternehmenslogik 
unterworfenen Wissenschaftskarrieren reichen, steuern bestehenden gesellschaft- 
lichen Ungleichheiten nicht entgegen, sondern befördern diese sogar noch. An- 
gesichts der individualisierten, nicht mehr vergesellschafteten Risiken reüssieren 
in diesem System nach wie vor vorrangig Studierende aus finanzkräftigen und 
bildungsnahen Haushalten und jene WissenschafterInnen, deren Denken und 
Handeln von der Konkurrenzlogik geprägt sind. Der akademische Arbeitsmarkt 
nähert sich nach einer sozialliberal und demokratisch geprägten Phase wieder 
den Gegebenheiten an, die Max Weber vor 100 Jahren beschrieb. Jene Abhängig- 
keits- und (Selbst-) Ausbeutungsverhältnisse dienen dabei als Vorbild für „Aexible 
Arbeitswelten der Zukunft“, in denen strukturelle Probleme des Arbeitsmarktes 
nicht solidarisch behandelt, sondern auf den Einzelnen abgewälzt werden. 

Die IG steht daher vor der Herausforderung, sowohl innerhalb der Universität 
als auch in anderen Arbeitszusammenhängen (außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen, „freie“ WissenschafterInnen) vereinzelte prekär beschäftigte Indi- 
viduen zur Wahrung gemeinsamer Interessen überbetrieblich zu organisieren. 


3.2 Organisierung von Vielfalt durch Schaffung einer Assoziation 


Von Anfang ihres Bestehens war die IG mit einem Phänomen konfrontiert, das 
als charakteristisch für das Prekariat gilt: Die Universitätslehrenden sind eben 
nicht wie die ArbeiterInnen in der Fabrik oder die Angestellten einer Bank eine 
homogene, an einem gemeinsamen Ort und zu geregelten Zeiten arbeitende 
Gruppe, sondern durch eine schillernde Vielfalt gekennzeichnet. Hochdotierte 
Operndirektoren und JournalistInnen zählen genauso dazu wie von einem 
Erbe zehrende Privatgelehrte, am Existenzminimum lebende, bestenfalls von 
den Eltern unterstützte alleinerziehende DoktorandInnen, verbeamtete AHS- 
LehrerInnen oder über Drittmittel beschäftigte ForscherInnen. Es ist klar, dass 
diese unterschiedlichen AkteurInnen ebenso unterschiedliche Interessen haben 
und in verschiedenem Ausmaß von den an den Universitäten vorgefundenen 
Arbeits- und Vertragsverhältnissen abhängig sind. 

Wenn es wohl nicht realistisch ist, die Interessen aller der genannten verschie- 
denen AkteurInnen auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, so ist es doch 
möglich, einen Zusammenhang zu schaffen, in dem die unterschiedlichen Be- 
dürfnisse und Interessen artikuliert und diskutiert werden können, etwa auch die 
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Sinnhaftigkeit einer von PrekariatsforscherInnen wie Guy Standing erhobenen 
Forderung.nach einem bedingungslosen Grundeinkommen, das auch innerhalb 
der IG umstritten ist. 

Die IG LektorInnen und WissensarbeiterInnen kann als eine Assoziation 
verstanden werden, die das akademische Feld innerhalb und außerhalb der Uni- 
versitäten und akademischen Institutionen beobachtet und Diskussionsräume 
zum Erfahrungsaustausch schaftt.'' Dies ist eine unabdingbare Voraussetzung 
für das Artikulieren solidarischer Forderungen auf universitärer, aber auch auf 
allgemein politischer Ebene, für gemeinsames Handeln und das Auftreten als 
Verhandlungspartnerin mit Institutionen, Unternehmen und Regierungen.'? 
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GEWERKSCHAFTSARBEIT 


Bert Bach 


Gerissene Fäden 


Anmerkungen zu Erwartungen für eine neue Klassenpolitik und 
Enttäuschungen, die um die Ecke lauern 


Seit einigen Jahren ist eine Renaissance der 
„Klassenfrage“ zu beobachten, die unter 
anderem in der Debatte um eine „Neue 
Klassenpolitik“ (im folgenden NKP') 
ihren Ausdruck findet. Diese Renaissance 
ist einerseits zu begrüßen, weil eine Ka- 
pitalismusanalyse ohne Klassenanalyse 
merkwürdig „halbiert“ erscheint. Wer 
von Kapitalismus sprechen will, kann 
von Klassen nicht schweigen. In kapita- 
listischen Gesellschaftsformationen wer- 
den Klassenverhältnisse produziert und 
reproduziert, Klassenkämpfe treiben die 
Dynamik kapitalistischer Entwicklung 
voran. Klassenanalyse sollte daher ein 
zentraler Bestandteil jeder Kapitalismus- 
analyse sein, die sich an Dynamiken und 
Transformationspotenzialen im und über 
den Kapitalismus hinaus orientiert. 
Andererseits merkt man der bisherigen 
Debatte aber auch an, dass die „Hoch- 
blüte“ klassentheoretischer Diskussionen 
und klassenanalytischer Großprojekte 
lange zurückliegt und die Bezugnahme 
auf entsprechende Begriffe und Thesen 
eine gewisse Unschärfe beziehungsweise 
Inkonsistenz aufweist. „Instinktiv“ und 


1 Einen guten Einstieg bzw. Überblick über 
bisherige Beiträge bietet die von Sebastian 
Friedrich zur Verfügung gestellte Artikel- 
sammlung: www.sebastian-friedrich.net/ 
neuc-klassenpolitik/. 


meist implizit werden tradierte Annah- 
men und Argumentationsmuster früherer 
Debatten (etwa „Verbürgerlichung“, „Neue 
Arbeiterklasse“, „Arbeiteraristokratie“) 
aufgegriffen. Die diskursive Gemengelage 
kann daher als „durchaus symptomatisch 
für den geringen Stellenwert, den die 
Klassentheorie gegenwärtig in Teilen der 
Linken hat“ (Sablowski/Thien 2018: 57) 
bezeichnet werden. 

Die Unsicherheit auf dem klassen- 
theoretischen Terrain hängt auch damit 
zusammen, dass die empirische Untersu- 
chung von Klassenverhältnissen inner- 
halb des marxistischen Diskursraums 
sukzessive an den Rand gerückt wurde. 
In maßgeblichen Etappen bzw. Ansätzen 
des „westlichen Marxismus“ (Kritische 
Theorie, Regulationstheorie, Hegemo- 
nietheorie oder Postoperaismus, um nur 
einige zu nennen) wurde der Fokus der 
Kapitalismusanalyse auf andere Ebenen, 
Dynamiken und Akteure gelegt, Klassen 
wurden „mitgedacht“ oder erwähnt, aber 
nicht systematisch empirisch untersucht”. 


2 Regulationstheoretische Ansätze bieten 
einen guten theoretischen Ausgangspunkt 
für differenzierte Klassenanalysen (vgl. Di- 
ettrich 1999). Kontinuierliche konzeptuelle 
und methodische Weiterentwicklung auf 
der Basis empirischer Ergebnisse wurde aber 
vor allem im Rahmen des „Analytischen 
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Der abrupt oder schrittweise vollzogene 
„Abschied vom Proletariat“ hat auch mit 
vereinfachten unzutreffenden Annahmen 
(etwa Homogenität, Dichotomie bezie- 
hungsweise Polarisierung) und enttäusch- 
ten Erwartungen zu tun, die man vorher 
im Hinblick auf den „potenziellen Toten- 
gräber“ des Kapitalismus hatte (vgl. Kröll 
1992). Auch von Teilen der Linken wurde 
ein Narrativ aufgegriffen und weiterge- 
sponnen, wonach der Kapitalismus zwar 
seine potentiellen Totengräber erzeugt, 
diese aber danach mittels verschiedener 
Integrations- (Klassenkompromiss, Wohl- 
fahrtsstaat) und Desintegrationsmechanis- 
men („postfordistische Fragmentierung‘“) 
wieder beseitigt hat (vgl. zuLetzterem etwa 
Peter 2010). Man wendete sich verstärkt 
anderen, „neuen“ Subjekten und kollek- 
tiven Akteuren zu: Marginalisierte, noch 
nicht oder nicht mehr in den „produktivis- 
tischen Leistungskern“ und die „dominan- 
ten Verteilungsallianzen“ integrierte oder 
„Neue Soziale Bewegungen“ (NSB). Nach 
den mittlerweile „klassischen“ NSB rich- 
tete sich die Aufmerksamkeit auf „bunte“, 
scheinbar klassenunspezifische globalisie- 
rungskritische Protestmobilisierungen. 
Die aktuelle Reorientierung auf die 
„Klassenfrage“ ist nach der jahrzehnte- 
langen Verbannung des „K-Worts“ durch- 
aus überraschend, sie scheint aber nicht 
sozialwissenschaftlichen Erkenntnissen, 
sondern vorwiegend aktuellen politischen 
Entwicklungen und daran anschließenden 
Diskursen geschuldet (etwa Aufstieg der 
radikalen Rechten, Zersplitterung der 
Linken, abnehmende Relevanz postkom- 
munistischer und sozialdemokratischer 


Parteien bei gleichzeitigen Wahlerfolgen 


Marxismus“ geleistet, der im Vergleich zu 
(neo-)gramscianischen und (post-)struktu- 
ralistischen Ansätzen hierzulande wenig 
rezipiert wird. 


Bert Bach 


„linkspopulistischer“ Projekte, „Eribon- 
Debatte“). Im Folgenden gebe ich sub- 
jektive Eindrücke zur Diskussion wieder, 
ohne Anspruch auf vollständige oder aus- 
gewogene Darstellung. Ich schließe mit 
einem Plädoyer für eine systematischere 
Herangehensweise, die einen Übergang 
vom Hype zu gehaltvolleren Diskussionen 
beziehungsweise von appellativ vorgetra- 
genen Wunschvorstellungen zu analytisch 
fundierteren Einschätzungen ermöglichen 
könnte. 

„Klasse“ war immer schon gleichzeitig 
ein analytisches Konzept mit entsprechen- 
der analytical power und ein politischer 
Kampfbegriff. Aus meiner Sicht domi- 
niert in den letzten Jahren der appellative 
Gebrauch, den Savage (2000) als „rallying 
cry“ bezeichnet. Der folgende Beitragwird 
daher auch als Intervention für eine „Reka- 
librierung“ verstanden. Klasse sollte auch 
als sozialwissenschaftliches Konzept mit 
spezifischem Erklärungsanspruch, nicht 
nur als mobilisierender Kampfbegriff erns- 
ter genommen werden als bisher. Das heißt 
aber auch, die entsprechenden „Hausaufga- 
ben“ zu machen. Eine Bestandsaufnahme 
des Status quo, die im Rahmen dieses Bei- 
trags nurangedeutet werden kann, wäreein 
erster Schritt in diese Richtung. 


1. Aufmerksamkeits- 
verlagerungen, Rezeptions- 
und Forschungslücken 


Die marxistische Klassenanalyse scheint 
im Hinblick auf die gegenwärtige interna- 
tionale soziologische Forschungslandschaft 
völlig marginalisiert. In der empirischen 
Forschung dominieren hochgradig spezi- 
alisierte kleinteilige Forschungsansätze in 
der weberschen Traditionslinie. 

Aus meiner Sicht haben mehrere Ver- 
schiebungen dazu beigetragen, dass die 
akademische marxistische Klassenanalyse 
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im Moment mindestens so angeschlagen ist 
wie die Linke im Hinblick auf inhaltliche 
und organisatorische Stärke. Dazu gehört 
erstens die Verabschiedung von der Klas- 
senproblematik etwa im Rahmen der von 
Ernesto Laclau, Chantal Mouffe und der 
Zeitschrift „Marxism Today“ maßgeblich 
beförderten „postmarxistischen“ Absetz- 
bewegungen, die ironischerweise zeitlich 
mit einem forcierten „Klassenkampf von 
oben“ (Thatcher, Reagan) und einem deut- 
lich artikulierten Klassenbewusstsein der 
entsprechenden Klassenfraktionen zusam- 
menfällt (Wood 1986; Benschop/Krätke/ 
Bader 1998). In einer weiteren ironischen 
Volte wird eine Variante der angestrebten 
NKP aus eben dieser „linkspopulistischen“ 
Position abgeleitet, die maßgeblich an der 
Verabschiedung vom Klassenbegriff mit- 
gewirkt hat. 

Es haben sich jedoch nicht nur große 
Teile der Linken vollständig vom klassen- 
theoretischen Terrain absentiert, sondern 
zweitens ist auch festzustellen, dass sich das 
Interesse wegvon der Klassenstrukturana- 
Iyse hin zu kontingenten Prozessen der For- 
mierungund Mobilisierungverschoben hat. 
Damit geht eine Gewichtsverlagerung in 
Richtung qualitativer Forschungsansätze 
einher. Ohne fundierte Untersuchungen 
zum „Möglichkeitsraum“ der Klassen- 
struktur finden klassenpolitische Diskus- 
sionen allerdings in einer Art „luftleerem 
Raum“ statt, Fallstudien zu einzelnen 
Prozessen und Dynamiken machen Struk- 
turanalysen nicht überflüssig.’ Die größte 


3 UmMissverständnissen vorzubeugen: Eine 
sorgfältige Rekonstruktion von „Klassen 
auf dem Papier“ (Bourdieu) stellt noch 
keine vollständige Klassenanalyse dar; 
diese besteht aus mehreren Ebenen und 
Analyseschritten und umfasst objektive und 
subjektive Dimensionen sowie „statische“ 
und „dynamische“ Betrachtungen. Mein 
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Kontinuität scheint hierzulande in der 
Forschung zu ArbeiterInnenbewusstsein 
zu bestehen („von Frank Deppe zu Klaus 
Dörre“), andere Formen von Klassenbe- 
wusstsein werden vergleichsweise wenig 
untersucht. 

Etwas zugespitzt zeichnet sich im 
Hinblick auf die von John Goldthorpe 
(2007) so benannte Trias der Klassenpro- 
blematik (Class Structure/Class Effects/ 
Class Action) folgende Arbeitsteilung 
ab: Klassenstruktur und Klasseneffekte 
(etwa „Bildungsvererbung“ beziehungs- 
weise über das Bildungssystem vermit- 
telte Reproduktion des Bildungsstatus) 
werden methodisch anspruchsvoll vor 
allem von WeberianerInnen untersucht, 
MarxistInnen bleibt die Untersuchung 
des Ausbleibens kollektiven Handelns der 
Subalternen, also das (Nicht-)Handeln in 
der „demobilisierten Klassengesellschaft“ 
(Dörte) als Untersuchungsgegenstand‘. 


Verweis auf die in den letzten Jahren in den 
Hintergrund gerückte Analyse der Klassen- 
struktur impliziert nicht ein Plädoyer für 
eine unvermittelte „Kurzschluss-Ableitung“ 
der Klassenverhältnisse aus den Produkti- 
onsverhältnissen, sondern resultiert aus 
der Beobachtung, dass einer oft richtigen 
Kritik an „deterministischen“ beziehungs- 
weise „ökonomistischen“ Strukturanalysen 
häufigeine Übertreibungin Richtung „kon- 
struktivistischer“ oder „voluntaristischer“ 
Positionen folgt. Inzwischen wären wohl 
eher „politizistische“ und „kulturalistische“ 
Verkürzungen und Sackgassen zu beklagen. 


4 Erschwerend kommt hinzu, dass gerade 
die unzureichende handlungstheoretische 
Fundierungmarxistischer Klassentheorien 
traditionell große Angriffsflächen bietet 
(vgl. Lockwood 1985) und das individuelle 
und kollektive Handeln der Subalternen 
daher als „Rückzugsgebiet“ für marxisti- 
sche KlassentheoretikerInnen mit gewis- 
sen Herausforderungen für sogenannte 
„transformationelle Klassentheorien“ (vgl. 
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Aus meiner Sicht besteht ein großes 
Manko der gegenwärtigen Diskussion 
drittens darin, dass eine systematische Aus- 
einandersetzung mit der internationalen 
Forschung zu Klassen in deutschsprachi- 
gen linken Publikationen (vor allem in 
Zeitschriften) nicht mehr in einer Weise 
stattfindet, wie dasetwain den 1970er und 
1980er Jahren noch der Fall war, als etwa 
konzeptuelle und methodische Entschei- 
dungen und Ergebnisse der Studien von 
John Goldthorpe, David Lockwood oder 
Eric Olin Wright intensiv diskutiert wur- 
den. Innerhalb der inzwischen dominan- 
ten Forschungsansätze in der weberschen 
Tradition findet seit Jahrzehnten eine 
kontinuierliche Debatte zu Konzepten, 
Datengrundlagen und methodischen Ver- 
feinerungen statt (vgl. Brauns/Steinmann/ 
Haun 2000; Oesch 2003). Auch wenn man 
die theoretischen Grundannahmen nicht 
teilt (gerade dann!), müsste man sich mit 
dem Mainstream der soziologischen Klas- 
senanalyse intensiver auseinandersetzen. 
Unabhängig davon, wie man die Beiträge 
von Wrightzur marxistischen Klassenthe- 
orie im Einzelnen beurteilt, sie zeichnen 
sich jedenfalls durch eine kontinuierliche 
intensive Rezeption von konkurrierenden 
(aktuell etwaneodurkheimschen oder neo- 
ricardianischen) klassentheoretischen An- 
sätzen aus (vgl. Wright 2015). Im Vergleich 
dazu dominiert hierzulande vor allem die 
(wichtige und verdienstvolle!) ideologie- 
kritische Auseinandersetzung mit dem 
Teil des sozialwissenschaftlichen Main- 
streams, der begrifflich „jenseits von Klasse 
und Stand“ agiert oder mit Beiträgen in 
kapitalismuskritischer Absicht, die bemer- 
kenswerte klassenanalytische Lücken auf- 


weisen (vgl. Kadritzke 2016; Thien 2018). 


Benschop/Krätke/Bader 1998) verbunden 


1st. 
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Eine intensivere Auseinandersetzung mit 
der internationalen Forschung würde auch 
zeigen, dass es nicht nur einen „deutschen 
Sonderweg“ der „Entnennung“ („Vermes- 
sene Mitte, vergessene Klassen“, Kadritzke 
2016: 639), sondern unterschiedliche Wege 
der Verabschiedungvon „heroischen“ Klas- 
sendebatten (Savage) und der Hinwendung 
etwa zu mehr ethnografischen Analysen 
der „Classes Populaires“ gibt (vgl. hierzu 
Savage 2016; Siblot u.a. 2015). Sowohl in 
Frankreich als auch in Großbritannien 
erfolgte der Abschied von marxistischen 
Klassenanalysen ohne Entsorgung des 
„K-Worts“. 

Viertens scheint der Faden der empiri- 
schen Auseinandersetzungmit Klassenfra- 
gen und vor allem der wechselseitige Bezug 
von Theorie und Empirie innerhalb der (vor 
allem deutschsprachigen) marxistischen 
Diskussion gerissen zu sein, wenn man die 
hier dominierenden klassenzheoretischen 
Beiträge etwa mit den entsprechenden Be- 
mühungen von Wright im Rahmen des von 
ihm initiierten „Comparative Class Analy- 
sis“ Projekts vergleicht (Wright 1989; 1994; 
2000)°. Der Beitrag von Krüger (2017) 
scheintnach den Arbeiten von Koch (1994) 
in den letzten Jahren der einzige Versuch in 
dieser Größenordnung zu sein, überhaupt 


5 Lockwood (1985: 21) stellt in seiner kri- 
tischen Auseinandersetzung mit marxisti- 
schen Klassentheorien fest, dass sich mar- 
xistische und nichtmarxistische Gruppen 
von KlassentheoretikerInnen im Hinblick 
auf manche Fragen „mit denselben, höchst 
komplizierten Problemen herumschlagen, 
diejenige aber, die sich einem marxisti- 
schen Ansatz verpflichtet fühlt, nicht nur 
weit kleiner ist, sondern in der Regel auch 
weniger darum bemüht ist, neue empirische 
Daten zu sammeln, als zu erklären, welcher 
Ansatz der wahrhaft marxistische ist.“ Im 
Kern dürfte diese Aussage heute tendenziell 
mehr Gültigkeit beanspruchen als damals. 
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noch Klassenstrukturanalysen mit mar- 
xistischem Anspruch vorzulegen. Eine 
breitere Debatte zu Daten, Methoden, Er- 
gebnissen und Schlussfolgerungen aus der- 
artigen Beiträgen findet nicht mehr statt. 
Wenn man das Theorieverständnis von 
Diettrich teilt, wonach „Iheoriebildung - 
aufder Grundlage empirischer Daten - [...] 
die Aufdeckung neuer Zusammenhänge 
[ermöglicht], die eine Weiterentwicklung 
empirischer Forschungsansätze möglich 
macht“ (Diettrich 1999:17), dann sollte 
man den Faden marxistischer Debatten 
wieder aufnehmen und wieder mehr nit 
Koch, Wright und anderen diskutieren als 
‚gegen Schelsky und Beck. 

Tendenzen wie Transnationalisierung, 
Finanzialisierung, Digitalisierung oder 
Prekarisierung werden seit einigen Jahren 
immer wieder als „Herausforderungen“ 
für Klassenanalysen genannt, bisher aber 
selten konkret als „Klassenfragen“ ope- 
rationalisiert und konsequent - etwa im 
Rahmen größerer Forschungsprogramme 
— bearbeitet‘. Das Resume von TIhien dürfte 
daher grosso modo nach wie vor zutreffen: 
„insgesamt entsteht doch der Eindruck des 
Vagen, von Anläufen, die nicht selten im 
Spekulativen bleiben, von Versuchen, die 
sich an einzelnen Punkten festmachen, 
ohne den/einen Zusammenhang erschlie- 
ßen zu können, oder von Prognosen, die 
häufig mit der Realität verwechselt wer- 
den.“ (Thien 2011: 10) 


6 Bisher wurde die „Transnationalisierung 
der Klassenverhältnisse“ (Hirsch/ Wissel 
2011) vor allem mit Fokus auf das koordi- 
nierte Handeln einzelner Kapitalfraktionen 
untersucht, andere Klassen(-segmente) 
oder Phänomene wie Verflechtungen und 
Wechselwirkungen von „Informalisierung“ 
im globalen Süden und „Prekarisierung“ im 
globalen Norden vergleichsweise wenig. 
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Nachdem seit den Klassenstruktur- 
analysen der 1970er und 1980er Jahre 
schon viel Zeit vergangen ist, sind in die- 
sem Bereich verschiedene konzeptuelle 
und methodische Herausforderungen zu 
diskutieren. Stichwortartig und in unge- 
wichteter Reihenfolge betrifft das unter 
anderem klassentheoretische Annahmen 
und methodische Lösungen zu verschie- 
denen Gruppen von Nichterwerbstätigen 
(insgesamt etwa die Hälfte der Wohnbe- 
völkerung), widersprüchlichen, mittelba- 
ren und mehrfachen Klassenpositionen, 
Längsschnittbetrachtungen zur Verände- 
rung von Erwerbsverläufen, Mobilitäts- 
analysen und Haushaltsbetrachtungen, 
weil hier unterschiedliche Erwerbs- und 
Einkommensformen sowie individuelle 
Klassenpositionen zusammenlaufen’, 
damit zusammenhängend auch Verände- 
rungen von Haushaltsformen und Verän- 
derungen der Einkommensstruktur von 
Haushalten (vgl. zu Einzelaspekten dieser 
konzeptuellen und methodischen Fragen 
Wright 2000). 


7 Scully (2016) zeigt, dass „Prekäre“ und 
„Integrierte“ in der Regel nicht - wie 
etwa von Standing (2015) behauptet - in 
„getrennten Welten“, sondern häufig im 
gleichen Haushalt leben. Die Analysen von 
Allmendinger u.a. (2018) zur Persistenz von 
prekären Lagen verweisen ebenfalls auf die 
Bedeutung der Haushaltssituation. Quer- 
schnittsbetrachtungen bzw. die Isolierung 
und Fixierung temporärer individueller 
Erwerbspositionen sind daher für die Dis- 
kussion potenzieller Interessen und Soli- 
daritätspotenziale nur bedingt brauchbar. 
Das Fazit von Wright (2000: 145) in seiner 
Auseinandersetzung mit Goldthorpe zum 
konzeptuellen und methodischen Problem 
von „cross-class families“ lautet: „Rather 
than asking „in what class is person X“, we 
should ask, „what is the location of person 
X within a network of direct and mediated 
class relations.“ 
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Der theoretisch anspruchsvolle Aufriss 
von Diettrich (1999) zu verschiedenen Ebe- 
nen und Prozessen der Klassenstrukturie- 
rung sowie die darin enthaltene Ambition, 
dass „durch eine genaue Differenzierung 
der verschiedenen Akkumulations-, Re- 
gulations- und Distributionsformen alle 
Klassenstrukturierungsprozesse einer 
Gesellschaftsformation analytisch be- 
stimmt werden können“ (Diettrich 1999: 
204) harrt nach wie vor einer empirischen 
Einlösung. Marxistische Diskussionen der 
1970er Jahre vermittelten den Eindruck 
einer „Großbaustelle“ mit sich häufenden 
offenen Fragen. In den 1980er und 1990er 
Jahren wurde zwar teilweise versucht, 
konzeptuelle Unklarheiten oder Wider- 
sprüche theoretisch zu lösen, die vielen 
theoretischen Annahmen beispielsweise 
zu widersprüchlichen (nicht nur auf die 
Mittelklasse bezogen!), mittelbaren und 
mehrfachen Klassenpositionen wurden 
aber anschließend nicht einer syste- 
matischen empirischen Überprüfung 
unterzogen. Wenn es nicht gelingt, Klas- 
senpositionen in ihrer Vielfältigkeit und 
Widersprüchlichkeit beziehungsweise 
unterschiedlichen „Vermittlungsgraden“ 
angemessen abzubilden, dann bleiben 
analytische Rätsel der Klassenformierung 
weiterhin kaum lösbar, werden vorwiegend 
„politizistisch“ erklärt, auf kurzsichtige 
und bornierte Mobilisierungsformen zu- 
rückgeführt, was appellativen „rallying 
cries“ weiterhin Nahrung gibt. Aus einer 
„politaktivistischen Brille“ betrachtet, 
geraten vor allem /zzer-Klassenkonflikte 
in den Blick. Verschiedene /ntra-Klas- 
senkonflikte werden seltener tatsächlich 
erklärt oder systematisch untersucht als 
moralisierend als „borniert“ verurteilt 
oder ideologiekritisch als erfolgreiche 
rechte „Anrufungen“ eingeordnet, ohne 
die „Mikrophysik der Macht“ im Zusam- 


menhangmit materiellen Grundlagen, also 
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Klassenpositionen und darin eingelagerte 
Interessen (-widersprüche) ernst zunehmen 
und detailliert zu untersuchen. Wenn das 
empirische „Unterfutter“ nicht im not- 
wendigen Detailgrad verfügbar ist und die 
appellative „Drehzahl“ in Richtung „in- 
klusive Klassenpolitik“ sukzessive erhöht 
wird, werden wieder einmal Erwartungen 
geschürt, deren Enttäuschung gleich um 
die Ecke lauert. 


2. „Neue“ und „neueste“ 
Klassenpolitik 


„Die Kunst scheint darin zu bestehen, den 
Faden immer wieder neu aufzunehmen, 
ohne dabei auch immer wieder alte Kno- 
ten und Verhedderungen zu reproduzic- 
ren.“ (Strohschneider 2018) 


Aufrufe zu einer „richtigen“ oder dieses 
Mal wirklich „neuen“ Klassenpolitik gehö- 
ren zum Standardrepertoire verschiedener 
„politischer Generationen“ der Linken. In 
den 1960er Jahren wurde im Zusammen- 
hangmiteiner „Neuen Arbeiterklasse“ über 
„neue Blöcke“ mit ebendieser als „Avant- 
garde“ diskutiert. An die entsprechenden 
(technikdeterministischen und unilinear- 
teleologischen) Thesen und Annahmen 
wird heute erinnert, wer zum Beispiel 
Debatten zu Veränderungen von Qualifi- 
kationsanforderungen im Zusammenhang 
mit Digitalisierung verfolgt. Die „multina- 
tionale Klassenzusammensetzung“ und die 
Rolle migrierter ArbeiterInnen in Streiks 
in Italien oder Deutschland wurden in den 
1970er Jahren intensiv diskutiert, Inter- 
sektionalität wurde in populären Publi- 
kationen in den 1980er Jahren etwa von 
bellhooks oder Angela Davis, in kleineren 
Kreisen als „Triple Oppression“ in autono- 
men Zusammenhängen thematisiert. 

Ein Beitragvon Karl Heinz Roth aufei- 
ner Nebenveranstaltungdes Konkret-Kon- 
gresses 1993 hateine Debatte ausgelöst, die 
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in vielerlei Hinsicht an Intentionen und 
Fragerichtungen aktueller NKP-Beiträge 
erinnert. Roth wollte vor 25 Jahren „erste 
Überlegungen über die Möglichkeiten ei- 
ner erneuerten linken Klassenorientierung 
zur Diskussion stellen“ (Roth 1994a: 13). 
Vor dem Hintergrund einer „ungleichen 
und kombinierten‘, global forcierten Infor- 
malisierung („Prekarisierung“) und (Re-) 
Kommodifizierung sowie einer „Aktuali- 
sierung des Rassismus als Verkehrs- und 
Vermittlungsform von Klassenherrschaft“ 
forderte Roth ein, „die in aller Häßlichkeit 
heraufziehende neue Proletarität in ihrer 
Gesamtheit - also unter bewußtem Ein- 
schluß auch der gegenwärtig ‘nach noch 
weiter unten tretenden’ Segmente - als 
den nach wie vor primären Bezugspunkt 
von sozialistischer Politik anzunehmen“ 
(Roth 1994a: 31). Roth wollte mit seinem 
Beitrag eine „strategisch-politische Initia- 
tive starten“, in der - „ausgehend von allen 
Segmenten des neuen Proletariats“ neue 
klassenpolitische Perspektiven entwickelt 
werden sollten. Dafür sei ein „aktualisiertes 
und methodisch erweitertes Verständnis 
des Klassenantagonismus erforderlich, das 
alle Komponenten der seit den 70er Jah- 
ren gewandelten und zugleich so vielfältig 
ausdifferenzierten Ausbeutungsstrukturen 
umfaßt“ (Roth 1994b: 198). 

Die Beiträge von Roth und Marcel 
van der Linden (1994) haben damals auf 
die Notwendigkeit verwiesen, die Pers- 
pektive zu „entprovinzialisieren“, indem 
Erwerbsformen im globalen Kapitalismus 
auf Ähnlichkeiten, Unterschiede und 
Verbindungslinien hin untersucht werden 
und gleichzeitig Annahmen und Norma- 
litätsunterstellungen, die sich aus der Ver- 
trautheit mit den Realitäten spezifischer 
nationalstaatlicher oder (sub-)kontinenta- 
ler Gegebenheiten ergeben, zu „provinziali- 
sieren“. Kontinuierliche formelle, „doppelt 
freie“ Lohnarbeit ist global betrachtet trotz 
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massiver „Proletarisierungsschübe“ in 
Teilen des globalen Südens nach wie vor 
minoritär (Kössler 2016; van der Linden 
2017). Global ist daher auch eine Viel- 
zahl von Formen der Organisierung und 
klassenpolitischer „Gegenwehr“ zu beob- 
achten, von denen nur ein kleiner Teil auf 
einem klassischen „Arbeitsplatz“, etwa in 
Form von Streiks stattfindet (vgl. Eaton/ 
Schurman/Chen 2017). In Teilen des 
globalen Südens gehört daher Vieles, von 
dem, was hierzulande appellativ als Novum 
eingefordert wird (etwa klassenpolitische 
Auseinandersetzungen, die über „trade- 
unionistische“ Interessenpolitik auf be- 
ruflicher oder betrieblicher Ebene hinaus- 
gehen und im Sinne eines Social Movement 
Unionism an unterschiedlichen Orten und 
Bedürfnissen ansetzen) zum klassenpoli- 
tischen Traditionsbestand. Das Konzept 
des Social Movement Unionism wurde in 
normativer beziehungsweise präskriptiver 
Weise im globalen Norden vor allem von 
Kim Moody und Peter Waterman popula- 
risiert. Deskriptiv bezeichnet das Konzept 
die historische gewerkschaftliche Praxis in 
autoritären Umfeldern in Südafrika, Brasi- 
lien, den Philippinen und Südkorea bezie- 
hungsweise die Verbindung verschiedener 
klassenpolitischer Konfliktlinien über 
(blockierte, erschwerte oder kriminali- 
sierte) Arbeitskämpfe hinaus, indem Fra- 
gen des Wohnens, der Energieversorgung, 
Mobilitätsfragen oder Lebensmittelsub- 
ventionen bzw. Lebensbedingungen und 
Lebensqualität in den Fokus rückten und 
eine breite Mobilisierung ermöglichten 
(vgl. zu Südafrika und Südkorea Webster/ 
Lambert/Bezuidenhout 2008). Eine Be- 
rücksichtigung der Erfahrungen in Län- 
dern des globalen Südens seit den 1980er 
Jahren wäre in analytischer Hinsicht eine 
Bereicherung, weil Erfolgsbedingungen 
spezifischer Mobilisierungsformen in den 


Blick geraten. Der Begriff sollte wieder 
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„geerdet“ und wieder stärker analytisch, 
nicht nur appellativ verwendet werden. 

Ähnlich wie für den Verweis auf die Ar- 
beiten von Wright gilt auch für die Beiträge 
zu der von Roth angestoßenen Diskussion: 
Man muss nicht alle konzeptuellen Erwä- 
gungen und Argumente teilen, um feststel- 
len zu können, dass hier eine nach wie vor 
relevante und „unabgegoltene“ Auseinan- 
dersetzung mit klassentheoretischen und 
klassenpolitischen Fragestellungen vorliegt. 

Ein anderes Beispiel für ein Plädoyer 
zur klassenpolitischen Neujustierung stellt 
ein Beitragvon Kremer (1994) dar, in dem 
„Veränderungen der Klassenlandschaft“ the- 
matisiert werden und die Frage diskutiert 
wird, „inwieweit sich eine Formierungvon 
emanzipatorischen Subjekten in Beziehung 
zu progressiven Projekten auf Klassenbasis 
und mit Klassenperspektive heute noch 
vorstellen lässt“ (cbd.: 20). Kremer schlägt 
die Fokussierung auf eine sozialökologi- 
sche Transformation als Ausgangspunkt 
einer „neuen Klassenpolitik“ vor und stellt 
Überlegungen zu „Klassenelementen des 
Umbaublocks“ an. Zentral erscheint ihm 
dabei die Anknüpfungan frühere Debatten 
zum Thema Arbeit: Was (Konversionsde- 
batten) und wie (Neugestaltung der Arbeit) 
soll produziert werden, welche Rolle kann 
bei einem derartigen „Übergangsprojekt“ 
eine Arbeitszeitverkürzung spielen. 

Die Stoßrichtung der NKP, der es um 
das Aufspüren eines „verbindenden An- 
tagonismus“ vor dem Hintergrund von 
Fragmentierung, verbreiteten Ohnmachts- 
erfahrungen und Deklassierungsängsten 
und einer forcierten Rechtsentwicklung 
geht, wie in den letzten Jahren in verschie- 
denen Beiträgen etwa von Mario Candeias, 
Alex Demirovid, Klaus Dörre oder Bernd 
Riexinger angedeutet wurde, ist aus mei- 
ner Sicht als übergeordnete Zielvorstellung 
richtig. Die Aufzählung von Elementen be- 
ziehungsweise Ansatzpunkten, die man so 
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auch schon in früheren Debatten findet, 
aber bisher häufig in beschwörender, viel 
seltener in analytischer Weise statt. Fallbei- 
spiele von „unwahrscheinlichen‘“, „neuen“ 
oder „vielversprechenden“ Arbeitskämpfen 
werden in manchen Beiträgen selektiv als 
„Hoffnungsschimmer“ zitiert, die cher 
nicht so virulenten werden übersehen oder 
möchte man im Moment eher nicht noch 
einmal beleuchten oder systematisch mit 
den erfolgreicheren vergleichen (man will 
jain dieser Situation doch cher motivieren). 
Die politische Konjunktur wirkt hier wohl 
schwerer als das sozialwissenschaftliche 
Erkenntnisinteresse. 

Der selektive Verweis auf Debatten, die 
vor 25 Jahren geführt wurden, zeigt, dass 
Problembewusstsein und Reflexionsniveau 
der Linken (von der mit Roth und Kremer 
zwei Protagonisten unterschiedlicher Strö- 
mungen herausgegriffen wurden) nicht auf 
dem niedrigen Niveau waren, das die Rede 
von einer NKP suggeriert. Hier wurde de- 
finitiv nicht in verengter, bornierter Weise 
auf eine als homogen vorgestellte weiße 
Industriearbeiterschaft gestarrt und die 
Vorstellung genährt, dass sich Klassenpoli- 
tik in der Durchsetzung der unmittelbaren 
Klasseninteressen erschöpft. Auch hinsicht- 
lich klassenpolitischer Diskussionen stellt 
sich daher die Frage nach Verschiebungen 
und scheinbar gerissenen Fäden: Was ist in 
der Zwischenzeit mit diesen „Einwürfen“ 
geschehen? Wo und wie wurden sie (und 
andere, ähnlich intendierte Beiträge) über 
politische Konjunkturzyklen hinweg „auf- 
bewahrt“ und im Abgleich mit verfügbarer 
empirischer Evidenz und politstrategischen 
Präferenzen produktiv weiterentwickelt? 
Die Fäden sollten wieder aufgenommen, 
Thesen und Argumente überprüft werden. 
Ich schließe daher mit einem Plädoyer für 
eine kritische Bestandsaufnahme und mehr 
systematische Reflexion. 
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3. Wie tun? 


„Wer der zeitlosen Mode der Neuerfindung 
des Rades in den Sozialwissenschaften ab- 
hold ist, hat noch stets die Möglichkeit, 
die erkannten und benannten Lücken und 
Sehschwächen einer Theorie(tradition) 
ernstzunehmen und schrittweise Korrek- 
turen zu versuchen.“ (Benschop/Krätke/ 


Bader 1998:19) 


Im Hinblick auf die empirische Evidenz 
zur Klassenanalyse sollten Forschungslü- 
cken so konkret wie möglich benannt und 
auf ihre (auch klassenpolitische) Relevanz 
hin bewertet werden. In klassenpoditischer 
Hinsicht wäre ebenso zu verfahren: Was 
wissen wir bereits? Für welche konkreten 
Probleme (etwa welche konkrete Form von 
Intra-Klassenkonflikten) wurden (in ande- 
ren Ländern, zu anderen Zeiten) welche Lö- 
sungsversuche unternommen? Was hat da- 
von unter welchen Bedingungen besser, was 
schlechter funktioniert? Was können wir 


8 Klaus Dörre schreibt in einem rezenten 
Artikel in der SPW: „Eine politische und 
gewerkschaftliche Linke, die eine demokra- 
tische Klassenpolitik entwickelt, diese mit 
einem pragmatischen Humanismus in der 
Migrationspolitik verbindet und mit einer 
neo- bzw. öko-sozialistischen Zielsetzung 
versieht, würde die Neue Rechte in ernst- 
hafte Schwierigkeiten bringen“ (Dörre 
2018: 57). Ich würde das gerne glauben. 
Mein Problem: Ich will das nicht glauben 
(müssen), sondern wissen. Diese Annahme 
könnte als offene, empirische Frage bzw. 
überprüfbare Hypothese betrachtet und 
entsprechend behandelt werden. Mich 
würde an diesem vermeintlichen „Erfolgsre- 
zept“ vor allem interessieren, ob, wann und 
unter welchen Umständen welche Akteure 
derartiges in welchem Ausmaß realisieren 
könnten und wo genau die „Knackpunkte“ 
zu verorten sind. Dazu wäre aus meiner 
Sicht ein Umschwenken von appellativen 
Aufzählungen von „NKP-Essentials“ hin zu 


analytischeren Vorgangsweisen notwendig, 
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daraus für die aktuelle Debatte lernen? Um 
zu verhindern, dass aktuelle NKP-Beiträge 
ähnlich folgenlos verpuffen wie frühere 
Anläufe, plädiere ich daher für eine mit- 
telfristige strategische Herangehensweise, 
die auf einer Art „Landkarte“ aufbaut, die 
klassenanalytische Fragestellungen und 
Forschungslücken (inklusive Zuordnung 
und Gewichtung derselben hinsichtlich 
klassenpolitischer Relevanz) sowie Aus- 
wertungen von klassenpolitischen Wegen 
systematisch auszeichnet, die schon einmal 
mehr oder weniger erfolgreich beschritten 
wurden. Die PROKLA könnte ein Forum 
für derartige Debatten bieten, indem zum 
Beispiel in Anknüpfung an das Heft zu 
Klassenzheorien (2014) weitere Hefte den 
Themen empirische Klassenforschung und 
Klassenpolitik gewidmet werden. 
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